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»Männer sollten lieber 
auf Frauen hören, wenn 
es um Sexismus geht.« 
Viele Frauen  werden 
mehrfach diskriminiert – 
etwa dann, wenn sie 
Rassismus erfahren. 
Die  Politologin Emilia 
Roig macht darauf 
aufmerksam, wie sich 
Unterdrückungssysteme 
verschränken.

»Musik ist unser Recht.« 
Mädchen und Jungen in 
gemeinsamen Klassen, 

angesehene Ensembles, 
Dirigentinnen am Pult: 

Das Afghanistan National 
Institute of Music schlug 

auch gesellschaftlich 
einen neuen Takt an. 
Seit der Rückkehr der 

Taliban ist das Institut 
in Kabul verwaist. 

Einen Schritt vor,  
zwei zurück. 
Sexismus ist derzeit 
leider nicht totzukrie-
gen. Dabei würden 
alle Menschen von 
mehr Feminisimus 
und Gleichberechti-
gung profitieren – 
nicht nur in Deutsch-
land, sondern überall 
auf der Welt.

»Dieses Buch ist 
eine Warnung.« 
Pol Pot, Idi Amin, Saddam 
Hussein, Enver Hoxha und 
Fidel Castro: In seinem Buch 
»Wie man einen Diktator 
satt bekommt« zeigt der 
polnische Journalist Witold 
Szabłowski, wie viel Essen 
über die Politik oder das 
Regime in einem Land aussagt.
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Gold oder Teilhabe? 
Die Paralympics 

könnten die gesell-
schaftliche Lage von 

Menschen mit Behin-
derung verbessern. 

Beim aktuellen Gast-
geber China geht es 

aber mehr um 
 Medaillen als um 
Menschenrechte. 
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EDITORIAL 
VIEL BEWEGEN, 
VIEL KLICKEN,  
VIEL LESEN 
Am 8. März ist Internationaler Frauentag. Aber der 8. März 
ist nur einer von vielen Gründen, warum wir uns in dieser 
Ausgabe den Frauenrechten widmen. In Afghanistan haben 
sich die Lebensbedingungen vieler Frauen und Mädchen 
seit der Machtübernahme der Taliban im Sommer vergan-
genen Jahres deutlich verschlechtert. Und im Norden Mexi-
kos begann das Jahr 2022 mit einem Doppelmord an einem 
lesbischen Paar. Knapp 20 Seiten umfasst unser Schwer-
punkt, der Frauen aus aller Welt, ihre Rechte und Kämpfe, 
ihre Errungenschaften und Erfolge in den Blick nimmt und 
der auch nach dem 8. März noch wichtig bleibt. 

Im Jahr 2020 haben wir unsere Website neu gestaltet. Im 
Jahr 2021 folgte ein Relaunch des Amnesty Journals – so-
wohl der gedruckten Ausgabe als auch des E-Papers. Nun 
haben wir auch unsere App für Tablets überarbeitet. Wenn 
Sie zu den Leser_innen gehören, die das Journal am liebsten 
auf einem Tablet ansteuern, dann gibt es dort jetzt viel 
 Neues zu entdecken. Und wer die kostenlose App, die für 
alle gängigen Betriebssysteme zur Verfügung steht, noch 
nicht kennt: Sie lohnt sich, schauen Sie doch mal in Ihren 
App- oder Playstore. 

Und noch ein Tipp für alle, denen die Lektüre des Amnesty 
Journals nicht ausreicht: Am 29. März 2022 erscheint der 
Amnesty Report 2021/22. In 154 Länderkapiteln, fünf Regio-
nalkapiteln und übergreifenden Analysen beleuchtet Am-
nesty International darin die weltweite Menschenrechtslage 
im Jahr 2021. Wir geben Antworten auf große Fragen: Wel-
che Auswirkungen hatte das zweite Jahr der Pandemie auf 
die Menschenrechte? Wie hat sich die Situation von Frauen 
und Mädchen, LGBTI+, Journalist_innen und Menschen-
rechtsverteidiger_innen entwickelt? Auch die Themen 
 Klimawandel, Impfgerechtigkeit, Flucht und Migration so-
wie Rassismus und Diskriminierung werden unter länder-
spezifischen Aspekten analysiert. Die einzelnen Kapitel 
 werden auf amnesty.de veröffentlicht, können aber auch  
als Buch bestellt werden. Wir wünschen gute Lektüre!

Maik Söhler  
ist verantwortlicher Redakteur  
des Amnesty Journals. 
Foto: Gordon Welters

Fotos und Zeichnung oben: Joan Amengual /VIEWpress / Getty Images | Ilir Tsouko | André Gottschalk 
Emre Çaylak | Yang Shiyao / Xinhua / imago | Nara Nasco | Marcus Yam / Los Angeles Times / Polaris / laif  
Basso Cannarsa / Opale / laif | Apic / Getty Images

Titelbild: Kundgebung zum  
Internationalen Frauentag am  
8. März 2021 in La Paz, Bolivien.  
Foto: David Mercado / Reuters

Schutzgebiete, die 
nicht mehr schützen.  
In Brasilien setzt 
die Regierung des 
rechtsextremen 
Präsidenten Indigene 
zunehmend unter 
Druck. Gesetzes- 
vorhaben, Land- 
konflikte und 
gewaltsame Angriffe 
bedrohen ihre Rechte. 

Am Abgrund. 
Seit die Taliban in 

Afghanistan wieder an 
der Macht sind, verlieren 

Frauen immer mehr 
Rechte. Die Gruppe 

»Kämpfende Frauen« 
wehrt sich, so gut  

sie kann. 

Sie machen  
die Drecksarbeit  

für Europa.  
Dass der Export von 

 europäischem Plastik-
müll immense Umwelt-

probleme in den 
Ländern verursacht, die 
ihn verarbeiten, hat sich   

herum gesprochen. 
Kaum  bekannt ist, dass 
dabei auch Geflüchtete 

ausgebeutet werden. 

Die Toilette  
als Befreiung der Frau. 
Nadia Wassef gründete 
den legendären Buch laden 
»Diwan« in Kairo. Der ist 
vor allem für Frauen zu 
 einem Ort der Begegnung 
geworden. Darüber hat sie 
ein Buch geschrieben, das 
hilft, Ägypten besser zu 
 verstehen. 
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IM OSTEN DER UKRAINE 
Am 21. Februar 2022 erkannte 

der russische Präsident Wladimir 
Putin die von Separatist_innen 

kontrollierten Gebiete im Osten 
der Ukraine als unabhängig an 
und schickte militärische Trup-

pen in die »Volksrepubliken 
 Luhansk und Donezk«. In den 
Wochen zuvor hatte Russland 
seine Einheiten an der Grenze 

zur Ukraine massiv verstärkt. Pu-
tin forderte Sicherheitsgarantien 
von der NATO. Das westliche Mi-

litärbündnis betonte die Souve-
ränität der Ukraine und verlegte 
seinerseits Truppen in osteuro-
päische NATO-Mitgliedstaaten. 

Bereits seit 2014 schwelt ein be-
waffneter Konflikt um die Ost-

ukraine zwischen Russland und 
der Ukraine. Auf seinem Höhe-
punkt starben mehr als 13.000 

Menschen, mehr als eine Million 
Menschen wurden vertrieben. 
Amnesty International ruft zur 
Achtung des humanitären Völ-

kerrechts und der Menschen-
rechte auf. Der Schutz der Zivil-

bevölkerung müsse oberste Prio-
rität haben. »Es müssen alle An-

strengungen unternommen wer-
den, um das Leid der Zivilbevöl-

kerung zu minimieren. Dazu sind 
alle Parteien gesetzlich verpflich-
tet«, sagte die internationale Ge-

neralsekretärin von Amnesty 
International, Agnès Callamard. 
Das Bild zeigt ukrainische Solda-

ten in einem Unterstand in Po-
pasna, Ostukraine. Aktuelle Ent-

wicklungen wurden auf diesen 
Seiten bis zum 22. Februar 2022 

berücksichtigt. 

Foto: Brendan Hoffman /  
The New York Times / Redux / laif

PANORAMA
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KEIN DURCHKOMMEN 
Immer mehr Menschen aus Mittel- und Südamerika versuchen, vor Armut, Gewalt und 
 Naturkatastrophen in die USA zu fliehen. Die US-Regierung hat zentralamerikanische 
 Länder und Mexiko um Hilfe gebeten, um zu verhindern, dass große Gruppen bis an  
die US-Grenze gelangen. Doch machen sich weiterhin viele verzweifelte Menschen auf  
den  beschwerlichen Weg. Das Bild zeigt eine Frau auf der Flucht vor einer Barriere  
des  guatemaltekischen Militärs im Grenzgebiet zu Honduras. 
Foto: Delmer Martinez / AP / pa



AMNESTY JOURNAL | 02/2022 7

ZURÜCK IN DER SCHULE 
Im März 2020 hatten sie ihre Klassenzimmer zuletzt von innen gesehen, jetzt durften  
rund 15 Millionen ugandische Schüler_innen wieder in die Schule. Der ostafrikanische Staat 
zählt zu den Ländern mit den weltweit längsten Schulschließungen während der Corona-
Pandemie. Kinderhilfsorganisationen kritisierten die Schließungen scharf: Sie befürchten, 
dass viele Kinder nicht wieder in den Lernalltag zurückfinden und die Schule abbrechen. 
Foto: Esther Ruth Mbabazi /The New York Times / Redux / laif



8 AMNESTY JOURNAL | 02/2022

POLEN  
Am 12. Januar 2022 hat ein Gericht den Frei-
spruch von drei LGBTI-Aktivistinnen bestätigt. 
Ela, Anna und Joanna hatten ein Poster plaka-
tiert, das die Jungfrau Maria mit einem Heili-
genschein in Regenbogenfarben zeigte. Sie wa-
ren deshalb 2019 wegen »Verletzung religiöser 
Gefühle« angeklagt worden, was in Polen mit 
bis zu zwei Jahren Haft geahndet werden kann. 
Nachdem sie im März 2021 freigesprochen wor-
den waren, hatte die Staatsanwaltschaft Rechts-
mittel gegen das Urteil eingelegt. Nach dem 
Sieg der Aktivistinnen im Berufungsverfahren 
bezeichnete Catrinel Motoc vom Europa-Regio-
nalbüro von Amnesty International das Urteil 
als »eine große Erleichterung«. Es dürfe aber 
nicht darüber hinwegtäuschen, »dass die drei 
Frauen gar nicht erst vor Gericht hätten gestellt 
werden dürfen«.

ÄGYPTEN  
Am 23. Dezember 2021 wurde die ägyptische 
Menschenrechtsaktivistin Sanaa Seif aus dem 
Gefängnis entlassen, nachdem sie ihre Haftstra-
fe verbüßt hatte. Sie war am 23. Juni 2020 von 
den Sicherheitskräften abgeführt worden, als 
sie bei der Staatsanwaltschaft in Kairo einen 
brutalen Angriff auf sie zur Anzeige bringen 
wollte. Am 17. März 2021 hatte ein Gericht Sanaa 
Seif aufgrund haltloser Vorwürfe wie »Verbrei-
tung von Falschinformationen«, »Missbrauch 
sozialer Medien« und »Beleidigung eines Poli-
zisten im Dienst« zu 18 Monaten Haft verurteilt. 
Mitglieder und Unterstützer_innen von Amnes-
ty International hatten mit Petitionen und Brie-
fen an die ägyptischen Behörden die Freilas-
sung der Menschenrechtsaktivistin gefordert.

PERU  
Das peruanische Außenministerium informierte 
Amnesty International am 17. Dezember 2021, 
dass 4.244 minderjährige Asylsuchende einen 
Einwanderungsstatus aus humanitären Grün-
den erhalten hätten. Verschiedene Organisatio-
nen hatten kritisiert, dass zwar erwachsene 
Asylsuchende diese befristete Aufenthaltsge-
nehmigung seit Juni 2021 erhalten konnten, 
Minderjährige jedoch nicht. Ohne dieses Doku-
ment haben Asylsuchende in Peru jedoch kei-
nen Zugang zu Grundrechten wie Gesundheit 
und Bildung. Weltweit hatten Mitglieder und 
Unterstützer_innen von Amnesty in Briefen an 
die peruanische Regierung gegen die Diskrimi-
nierung der Kinder und Jugendlichen protestiert 
und sich für die minderjährigen Asylsuchenden 
eingesetzt.

BRASILIEN  
Ein Richter des Obersten Gerichtshofs hat am 
3. Dezember 2021 ein weiteres Ermittlungsver-
fahren gegen Präsident Jair Bolsonaro wegen 
Verbreitung von Falschinformationen in Zu-
sammenhang mit der Corona-Pandemie ange-
ordnet. Bis Dezember 2021 waren in Brasilien 
mehr als 600.000 Menschen im Zusammen-
hang mit dem Coronavirus gestorben. Viele der 
Todesfälle wären vermeidbar gewesen, wenn 
sich die Regierung konsequent um den Gesund-
heitsschutz gekümmert hätte. Stattdessen spiel-
te sie die Auswirkungen der Pandemie herunter 
und propagierte unwirksame Behandlungsme-
thoden. Außerdem standen weder genügend 
Impfstoffe noch medizinische Ausrüstung wie 
zum Beispiel Sauerstoffvorräte zur Verfügung. 
Amnesty hatte eine Untersuchung der Vorwürfe 
gefordert.

EINSATZ MIT ERFOLG 
 
Weltweit beteiligen sich Tausende  Menschen an den  
»Urgent Actions«, den »Briefen gegen das Vergessen« und  
an Unterschriften aktionen von Amnesty  International. Dass dieser 
 Einsatz Folter verhindert, die Freilassung  Gefangener bewirkt und 
Menschen vor  unfairen Prozessen schützt, zeigt unsere Weltkarte.  
Siehe auch: www.amnesty.de/erfolge
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IRAN  
Nach fünf Jahren Haft ist Atena Daemi seit 
24. Januar 2022 wieder in Freiheit. Die Men-
schenrechtsverteidigerin, die sich unter ande-
rem gegen die Todesstrafe eingesetzt hatte, war 
2015 der »Versammlung und Verschwörung ge-
gen die nationale Sicherheit« sowie der »Ver-
breitung und Propaganda gegen das System« 
beschuldigt und zu 14 Jahren Haft verurteilt 
worden, die später auf sieben Jahre verkürzt 
wurden. Weil sie auch im Gefängnis Menschen-
rechtsverletzungen kritisierte, wurde sie zu wei-
teren Haftstrafen verurteilt. Im Gefängnis wur-
de Atena Daemi geschlagen, mit Pfefferspray 
traktiert und 51 Tage lang in Einzelhaft gehalten. 
Obwohl sich ihr Gesundheitszustand in der Haft 
dramatisch verschlechterte, verweigerte man 
ihr eine angemessene medizinische Versorgung. 
Amnesty hatte sich immer wieder für ihre Frei-
lassung eingesetzt, unter anderem beim Brief-
marathon 2018.

TÜRKEI  
Zumindest gilt er nun nicht mehr als »ver-
schwunden«: Im Oktober 2021 wurde bekannt, 
dass sich Hüseyin Galip Küçüközyiğit im Gefäng-
nis Sincan nahe Ankara befindet. Der ehemalige 
Rechtsberater des Premierministers galt seit 
dem 29. Dezember 2020 als vermisst. Obwohl 
seine Tochter Nursena alles unternahm, um ihn 
zu finden, blieb sein Aufenthaltsort 259 Tage 
lang unbekannt. Hüseyin Galip Küçüközyiğit 
wurde nach dem Putschversuch im Juli 2016 als 
Beamter entlassen, seit 2018 strafrechtlich ver-
folgt und im Mai 2019 wegen »Mitgliedschaft in 
einer terroristischen Vereinigung« zu sechs Jah-
ren und drei Monaten Haft verurteilt. Das Urteil 
wurde in einem Berufungsverfahren bestätigt, 
während er als verschwunden galt. Amnesty 
International hatte im Februar 2021 eine Eil -
aktion für ihn gestartet.

BRIEFE GEGEN  
DAS VERGESSEN – UPDATES 
Mit den Briefen gegen das Vergessen (siehe Seite 72) 
können sich alle gegen Unrecht stark machen – allein 
zu Hause oder gemeinsam mit anderen. In jedem 
 Amnesty Journal rufen wir dazu auf, an Regierungen 
oder andere  Verantwortliche zu schreiben und sich für 
Betroffene von Menschenrechtsverletzungen einzu-
setzen. Was aus ihnen geworden ist, erfahren Sie hier. 

 
 

SAUDI-ARABIEN 
Die saudische Menschenrechtsvertei-
digerin Nassima al-Sada ist Ende Juni 
2021 freigelassen worden. Sie setzte 
sich viele Jahre lang für bürgerliche 
und politische Rechte, die Rechte der 
schiitischen Minderheit und für Frau-
enrechte ein. Gemeinsam mit ande-

ren Frauenrechtlerinnen engagierte sich Nassima al-
Sada gegen das Fahrverbot für Frauen und das repressi-
ve männliche Vormundschaftssystem in Saudi-Arabien. 
Sie war im Juli 2018 nach jahrelanger Schikane durch die 
Behörden willkürlich festgenommen worden – einen 
Monat nach der Aufhebung des Frauenfahrverbots. Von 
Februar 2019 bis Anfang 2020 wurde sie in verlängerter 
Einzelhaft gehalten. Auch danach durfte sie keinen 
 Besuch empfangen. Trotz ihrer Freilassung ist Nassima 
al-Sada Auflagen unterworfen. So darf sie fünf Jahre 
lang nicht reisen.  
(Januar 2021) 
 
 
BURUNDI 

Im Juli 2021 ist der burundische 
 Menschenrechtsverteidiger Germain 
Rukuki freigelassen worden – nach 
mehr als vier Jahren Haft. Ein Beru-
fungsgericht hatte die gegen ihn ver-
hängte Strafe von 32 Jahren auf ein 
Jahr reduziert. Germain Rukuki hatte 

für die christliche Anti-Folter-Organisation ACAT-Burun-
di gearbeitet und war im Juli 2017 festgenommen wor-
den. Die gegen ihn erhobenen Vorwürfe »Teilnahme an 
einer Aufstandsbewegung«, »Bedrohung der inneren 
Sicherheit« und »Angriff auf die staatliche Autorität« 
waren vollkommen haltlos. »Es ist eine großartige 
Nachricht, dass Germain endlich frei ist«, sagte Deprose 
Muchena, der Regionaldirektor von Amnesty Interna-
tional für die Region östliches und südliches Afrika.  
»Er hätte jedoch gar nicht erst inhaftiert werden dürfen, 
denn er wurde nur wegen seiner Menschenrechtsarbeit 
festgenommen, angeklagt und verurteilt.«  
(Februar 2020)
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Femizide, Abtreibungsverbote, ungleicher Lohn.  
Sexismus hat viele Auswüchse. Frauen erfahren  

Diskriminierung, und manchmal verlieren sie  
dabei sogar das Leben. In Mexiko werden Morde  

an Frauen in den meisten Fällen nicht  
aufgeklärt. In El Salvador drohen nach  

Schwangerschaftsabbrüchen Jahre  
im Gefängnis. In Afghanistan sollen  
Frauen aus dem öffentlichen Leben  

gänzlich verschwinden. In Deutschland  
werden Frauen für ihre Arbeit  

schlechter bezahlt als Männer.  
Und doch gibt es Lichtblicke,  

immer wieder. Frauen in aller Welt  
zeigen, dass sie nicht aufgeben  

und für ihre Rechte kämpfen. 

Frauenrechte
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Mit Herz und vollem Einsatz für Frauenrechte. 
Eine Frau am Internationalen Frauentag 
(8. März) in Beirut, Libanon, 2021. 
Foto: Florient Zwein | Hans Lucas / pa
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Frauenrechte sind Menschenrechte. 
Protest in Madrid, Spanien, am 8. März 2021. 

Foto: Joan Amengual / VIEWpress / Getty Images



W
er hat sie noch nicht 
gehört: Aussagen wie 
»Heute ist die Lage 
doch schon viel bes-
ser« oder »Heute sind 

Männer und Frauen doch so gut wie gleich-
berechtigt«. Manche sagen es, wenn ihr 
Gegenüber bei sprachlichen Äußerungen 
gendert. Andere, wenn es um ungerechte 
Bezahlung geht. Menschen, die auf diese 
Weise diskutieren, haben meistens Frau-
en in Deutschland im Kopf. Und, wer hät-
te das gedacht, die Aussagen stammen 
meistens von Männern. 

Und die haben gut reden, zumindest 
dann, wenn sie von den Ungerechtigkei-
ten nicht betroffen sind. »Wenn du die 
Existenz von diskriminierenden Gesell-
schaftsmechanismen infrage stellst, soll-
test du nun kurz innehalten und dich fra-
gen, warum du die (Diskriminierungs-) 
Erfahrung anderer Menschen anzweifelst 
und was das eventuell über deine eigene 
Machtposition aussagt«, schreiben die 
Autorinnen des Buches »Feminism is for 
everyone«. 

In ihren Augen zeigt sich bereits dann 
das Problem systematischer Unterdrü-
ckung, wenn Diskriminierte Sexismus be-
weisen müssen. Was mit dem Infragestel-
len von Diskriminierungserfahrungen 

Körperverletzung durch Partnerschafts-
gewalt«, sagte die damalige Bundesfrau-
enministerin Franziska Giffey 2019 und 
bezog sich auf Zahlen des Bundeskrimi-
nalamts.  

30 Prozent aller Frauen weltweit erle-
ben nach Angaben der Weltgesundheits-
organisation (WHO) durch ihren Bezie-
hungspartner physische oder sexualisier-
te Gewalt. Die Zahlen haben sich während 
der Corona-Pandemie noch erhöht. Dabei 
zeigt sich, dass sich die Lage von Frauen 
in manchen Aspekten verbessert, in an-
deren aber drastisch verschlechtert hat. 

2020 verzeichnete das westafrikani-
sche Liberia in der ersten Jahreshälfte 
 einen Anstieg geschlechtsspezifischer 
 Gewalt um 50 Prozent. In Nigeria rief die 
Regierung aufgrund der steigenden Ver-
gewaltigungszahlen während der Corona-

beginnt, setzt sich auf allen Ebenen fort. 
Es ist eine Unterdrückung, die Frauen 
überall spüren: zu Hause, am Arbeitsplatz 
und am eigenen Körper.  

Dass sich die Lage für Frauen in eini-
gen Aspekten verbessert hat, stimmt. Es 
gibt sie: die vielbeschworenen Erfolge. In 
Westdeutschland eröffnete das erste Frau-
enhaus 1976, in Indien 1980. In Deutsch-
land verfügen heute 30 Prozent der Frau-
en zwischen 30 und 34 Jahren über einen 
Hochschulabschluss – und haben damit 
die Männer überholt. Hierzulande schaff-
te es eine Frau an die Spitze der politi-
schen Macht. Und auch anderswo finden 
sich Frauen in führenden politischen Äm-
tern. So wird zum Beispiel Honduras seit 
diesem Jahr von einer Frau regiert. Und 
dennoch gibt es Sexismus und Geschlech-
terungerechtigkeit weiterhin – und zwar 
überall.  

Gewaltverbrechen nehmen zu 
Weltweit werden Menschenrechte von 
Frauen verletzt – angefangen beim Recht 
auf körperliche Unversehrtheit. »An fast 
jedem dritten Tag wird in Deutschland 
eine Frau von ihrem Partner oder Ex-Part-
ner getötet. Und alle 45 Minuten wird – 
statistisch gesehen – eine Frau Opfer von 
vollendeter und versuchter gefährlicher AMNESTY JOURNAL | 02/2022 13

Einen  
Schritt vor,  
zwei zurück 
 
Sexismus gibt es nach wie vor überall. Dabei würden alle Menschen von  
mehr Gleichberechtigung profitieren – nicht nur in Deutschland,  
sondern auf der ganzen Welt. Von Lea De Gregorio

FRAUENRECHTE 
DISKRIMINIERUNG

»Viele Frauen arbeiten 
im informellen Sektor.« 

Jessica Mosbahi, 
Medica Mondiale



Pandemie einen Notstand aus. Auch in 
Deutschland nahm häusliche Gewalt in 
der Pandemie zu, was sich nicht zuletzt 
daran zeigt, dass Frauenhäuser überbe-
legt sind – wie etwa derzeit in Bremen.  

Wirtschaftliche und  
soziale Abhängigkeit 
Dass viele Frauen weltweit in gewaltsa-
men Beziehungen bleiben, liegt unter an-
derem auch daran, dass sie wirtschaftlich 
häufig von Männern abhängig sind. »Die-
se Frauen wissen, dass sie ohne den Part-
ner wenig Überlebenschancen haben. 
Weil sie kein eigenes Einkommen haben, 
trennen sie sich auch weniger häufig«, 
sagt Jessica Mosbahi von der Frauen-
rechts- und Hilfsorganisation Medica 
Mondiale. Sie erklärt, dass viele der Frau-
en, die von Gewalt betroffen sind, gleich-
zeitig existentielle Nöte haben und sich 
deshalb nicht aus gewaltsamen Partner-
schaften befreien. Und schon sind wir 
beim nächsten Recht, das weltweit ver-
letzt wird, wenn es um Frauen geht: das 
Recht auf faire Bezahlung. »Viele Frauen 
sind auch deshalb wirtschaftlich abhän-
gig, weil viele im informellen Sektor 
 arbeiten«, sagt Mosbahi. »Das heißt in 
 Arbeitssektoren, für die es keine klaren 
Regeln gibt und die auch schlechter be-
zahlt sind.« 

Ein großer Teil der Arbeit, die viele 
Frauen verrichten, wird gar nicht ent-
lohnt. »Die Pflege von Angehörigen, die 
Sorge für die Kinder, die Hausarbeit, all 
das wird nicht bezahlt, sodass Frauen oft-
mals keine finanziellen Rücklagen bilden 
können«, sagt Mosbahi. Dreiviertel der 

sogenannten Care-Arbeit, also der Pflege- 
und Sorgearbeit, werde von Frauen geleis-
tet. Dass Frauen weltweit häufiger zu 
Hause bleiben und stattdessen ihr Part-
ner Geld verdient, liegt nicht immer an 
individuellen Entscheidungen, sondern 
auch am sogenannten Gender-Pay-Gap. 
In Europa verdienen Frauen im Schnitt 
rund 14 Prozent weniger als Männer, in 
Deutschland sind es 18 Prozent. Diese Un-
gleichheit setzt sich im Alter fort. Frauen 
sind am Ende ihres Berufslebens stärker 
von Altersarmut betroffen: Sie erhalten in 
Deutschland durchschnittlich 46 Prozent 
weniger Rente.  

Aber es sind nicht allein wirtschaftli-
che Aspekte, die dafür sorgen, dass viele 
Frauen in Abhängigkeiten verharren. 
»Hinzu kommt die Problematik, dass 
Frauen in vielen Ländern nur sehr schwer 
alleine leben können, weil das schlichtweg 
nicht dem patriarchalen Bild entspricht«, 
sagt Mosbahi. Wollen Frauen sich schei-
den lassen, geraten sie in einigen Ländern 
bis heute noch an den gesellschaftlichen 
Rand. »Selbst wenn Scheidungen erlaubt 
sind, wird in vielen Ländern das Recht oft 
nicht ausgeübt, weil geschiedene Frauen 
mit einem Makel versehen und diskrimi-
niert werden«, sagt Mosbahi. 

Nicht nur auf gesellschaftlicher und 
wirtschaftlicher Ebene werden Frauen 
diskriminiert. Auch in der Politik ist das 
so. Das mag vielleicht auch daran liegen, 
dass Entscheider_innenpositionen viel 
häufiger mit Männern besetzt werden. 
Das ungleiche Machtverhältnis der Ge-
schlechter zeigt sich in einer Zahl sehr 
konkret: Laut Interparlamentarischer 
Union (IPU) sind nur knapp 26 Prozent 
 aller Parlamentsabgeordneten weltweit 
Frauen. Und anstatt Frauen zu schützen, 

sorgen politisch Verantwortliche sogar 
dafür, dass ihre Lage noch schwieriger 
wird. So verschärfte der US-Bundesstaat 
Texas 2021 sein Abtreibungsgesetz und 
verbot Schwangerschaftsabbrüche bereits 
ab der 6. Woche, selbst in Fällen von Ver-
gewaltigung. In Mexiko werden 90 Pro-
zent der Gewaltverbrechen an Frauen 
schlichtweg nicht aufgeklärt, was dafür 
sorgt, dass diese weiter zunehmen. 

Staaten in die Pflicht nehmen 
Dabei können Staaten einiges tun, um 
Frauen stärker vor Menschenrechtsverlet-
zungen zu schützen. Die Anfänge sind ge-
legt. 1979 wurde die UN-Frauenrechtskon-
vention (CEDAW) verabschiedet. »Sie ver-
pflichtet die Vertragsstaaten, auf allen 
Ebenen Diskriminierung von Frauen zu 
bekämpfen und ihre Gleichstellung zu 
verwirklichen«, sagt Gunda Opfer von 
der Amnesty-Gruppe Frauenrechte. Viele 
Vertragsstaaten hätten jedoch Vorbehalte 
gegen wichtige Artikel formuliert und 
seien von der Umsetzung des Überein-
kommens weit entfernt.  

Auf europäischer Ebene soll die soge-
nannte Istanbul-Konvention, die Konven-
tion zur Verhütung und Bekämpfung von 
Gewalt gegen Frauen und häuslicher Ge-
walt, Frauen schützen. Gunda Opfer be-
zeichnet auch dieses Übereinkommen als 
»wichtiges Signal«. Von den 47 Mitglied-
staaten des Europarats sind derzeit 34 

»Wir kämpfen, weil  
wir immer im Training 

bleiben müssen.« 
Priya Basil, Feministin14 AMNESTY JOURNAL | 02/2022

Sie haben Sexismus »satt«. 
Frauen protestieren in Monte-
video, Uruguay, 8. März 2021. 
Foto: Mariana Greif / Reuters
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waltdelikte. Und das polnische Parlament 
stimmte 2021 für ein Anti-LGBTI-Gesetz, 
das Pride-Paraden und andere selbstbe-
wusste Demonstrationen der Community 
verbieten soll. 

Ein Feminismus,  
von dem alle etwas haben 
Dabei würden letztlich alle von mehr 
 Feminismus profitieren. »Feminismus 
kämpft für eine Utopie, die in unserer 
Vorstellung bedeutet: In der anzustreben-
den feministischen Gesellschaft gibt es 
keine Diskriminierung, keine einengen-
den Zuschreibungen, keine Ausbeutung 
und keine Unterdrückung«, schreibt das 
Autor*innenkollektiv FE.IN in seinem 
Buch »Frauen*rechte und Frauen*hass«. 
»Schließlich würden alle weniger arbei-
ten, sich sicherer und wertgeschätzt füh-
len und Ressourcen, Privilegien, Macht 
und Verantwortung wären gerecht unter-
einander aufgeteilt.« 

Bis all das eintritt, ist Ausdauer gefor-
dert. »Wir kämpfen, weil wir wissen, dass 
wir, selbst wenn es gut läuft, immer im 
Training bleiben müssen«, schreibt die 
Schriftstellerin Priya Basil in ihrem Buch 
»Im Wir und Jetzt. Feministin werden« 
über ihren täglichen Kampf als Feminis-
tin. Um Unterdrückung zu verhindern, 
müssen nicht nur politische Allianzen ge-
bildet, sondern auch Einstellungen und 
Machtpositionen im Privaten hinterfragt 
werden. Und dabei ist jede und jeder ge-
fragt. Damit es am Ende zutrifft, wenn es 
heißt, dass die Lage heute schon besser ist 
– und das für alle Frauen gilt, auf der gan-
zen Welt. ◆

gang zu Macht.« Sie vertrete dabei einen 
intersektionalen Ansatz und schaue auch 
auf andere Diskriminierungsformen wie 
Rassismus – als Erbe des Kolonialismus. 

Diskriminierung kennt viele Formen 
Wenn die feministische Außenpolitik ih-
ren Fokus auch auf »andere marginali-
sierte Gruppen« lenken will, heißt das, 
dass sie auch jene Menschen besonders 
schützen will, die nicht mit Uterus gebo-
ren wurden. Auch bei der Diskriminie-
rung von transgeschlechtlichen Men-
schen geht es schließlich oftmals um 
Machterhalt. Um es mit den Worten der 
Autorin Emilia Roig (siehe auch Interview 
Seite 26) zu sagen: »Homo- und Trans-
feindlichkeit sind Erzeugnisse des Patri-
archats, denn queer, Trans, bi- und panse-
xuelle Menschen, schwule Männer und 
lesbische Frauen bedrohen die männliche 
Dominanz durch ihre bloße Existenz.«  

Auch was die Sichtbarkeit von LGBTI 
angeht, gibt es Fortschritte. In Deutsch-
land sitzen seit 2021 erstmals zwei trans 
Frauen im Bundestag, und in den USA 
kam im selben Jahr erstmals eine trans 
Frau in ein hohes Regierungsamt – das 
der Vize-Gesundheitsministerin.  

Menschen, die von Transfeindlichkeit 
unberührt bleiben, mögen jetzt wieder 
sagen: »Na also, da sind die Erfolge 
doch!« Aber was für die Rechte aller Frau-
en weltweit gilt, zeigt sich auch in diesem 
Bereich: Es gibt Rückschläge. Wenn die 
Auswirkungen des Machismos in man-
chen Aspekten überwunden scheinen, 
zeigt er sich an anderer Stelle umso dras-
tischer. Nach Angaben des Bundesinnen-
ministeriums wurden 2020 in Deutsch-
land 782 homo- und transphob motivierte 
Straftaten registriert, darunter 154 Ge-

Vertragsstaaten der Konvention. Opfer 
moniert jedoch, dass elf Staaten sie unter-
zeichnet, bisher aber nicht ratifiziert ha-
ben – und die Türkei im Juli 2021 wieder 
ausgetreten ist. Die neue Bundesregie-
rung hat angekündigt, Frauenrechte stär-
ker in den Fokus zu rücken. Außenminis-
terin Annalena Baerbock will sich für 
eine feministische Außenpolitik stark -
machen, was Amnesty und andere Orga-
nisationen schon lange fordern. Doch was 
genau ist »feministische Außenpolitik«? 
Um zu verstehen, was sich hinter dem Be-
griff verbirgt, hilft zunächst eine Femi-
nismus-Definition der Publizistin Marga-
rete Stokowski: »Für mich bedeutet Femi-
nismus, dass alle Menschen unabhängig 
von ihrem Geschlecht, ihrer Sexualität 
und ihrem Körper dieselben Rechte und 
Freiheiten haben sollen«, schreibt die 
 Autorin in ihrem vieldiskutierten Buch 
»Untenrum frei«.  

An der Stelle der gleichen Rechte und 
Freiheiten soll eine feministische Außen-
politik anknüpfen. »Diese Politik stellt 
menschliche Sicherheit in den Fokus von 
Entscheidungen statt staatliche Sicher-
heit. Sie schaut also zum Beispiel darauf, 
welche Auswirkungen politische Ent-
scheidungen und internationale Konflik-
te auf Frauen, Mädchen und andere mar-
ginalisierte Gruppen haben – und darauf, 
wie Unterdrückungsmechanismen been-
det werden können«, sagt Alexia Knapp-
mann, Stabstelle Politik im Generalsekre-
tariat von Amnesty Deutschland. »Femi-
nistische Außenpolitik ist somit eine 
menschenrechtsgeleitete Außenpolitik. 
Sie beginnt aber beim Blick auf die Ursa-
chen und den systemischen Kontext von 
Menschenrechtsverletzungen und hinter-
fragt so zum Beispiel den ungleichen Zu-

Die Lohnlücke schließen! 
Protest am  8. März 2021 in Berlin. 

Foto: Stefan Boness / Ipon

LGBTI sichtbar machen. 
Demonstration am 4. Juli 2021 
in Bogota, Kolumbien. 
Foto: Chepa Beltran / VWPics / Redux / laif
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O hne Zweifel: Manuela Haase 
ist ein hartnäckiger Mensch. 
Sie hat einen starken Sinn für 
Gerechtigkeit – und dazu ge-

hört, für gleichwertige Arbeit einen 
gleichwertigen Lohn zu verlangen. Laut 
Statistischem Bundesamt verdienen Frau-
en in Deutschland 18 Prozent weniger als 
Männer. Dass ihre Kolleginnen bei Bahl-
sen in Varel nahe Wilhelmshaven jetzt 
monatlich 187,85 Euro mehr bekommen 
und damit ebenso viel wie Männer in ver-
gleichbarer Position, ist Haases Verdienst.  

»Wir konnten durch Dokumentatio-
nen belegen, dass die Frauen viel mehr 
Tätigkeiten übernehmen als ihre Gehalts-
gruppe vorsah«, sagt sie. Die Betriebsrats-
vorsitzende ist stolz auf ihren Erfolg, stellt 
ihre Leistung jedoch nicht in den Vorder-
grund. Was die 61-Jährige ausstrahlt, ist 
Freude darüber, Gutes für etwa 100 Frau-
en bewirkt zu haben. 

Ihr halbes Leben hat Manuela Haase in 
Magdeburg verbracht. Kurz nach der Wen-
de zog die gelernte Textilfachverkäuferin 
mit Mann und zwei Töchtern in die Nähe 
von Wilhelmshaven. Bald schon fing sie 
bei Bahlsen im Drei-Schicht-Betrieb am 
Fließband an und stieg schnell ins Qua-
litätsmanagement auf.  

1998 brachte eine Kollegin sie auf die 
Idee, für den Betriebsrat zu kandidieren. 
Sie wurde gewählt, doch erwies sich das 
Gremium als Domäne alteingesessener 
Männer, ein »Geheimhaltungs-Club«, wie 
Haase sagt. Die Belegschaft über die wirt-
schaftliche Lage des Unternehmens zu in-
formieren, galt als Tabu, die Interessen 
der Frauen am Band spielten überhaupt 
keine Rolle. Entnervt gab sie zum Ende 
der Amtszeit auf.  

»Vielleicht bin ich danach gereift«, 
sagt sie, um zu erklären, warum sie vier 
Jahre später einen zweiten Versuch unter-
nahm und beschloss, sich von den Altge-
dienten nicht länger ausbremsen zu las-
sen. Als sie bei der Betriebsratswahl die 
mit Abstand meisten Stimmen bekam, 
kandidierte sie für den Vorsitz des Gre -
miums.  

Damit leitete bei Bahlsen nun erst-
mals eine Frau einen Betriebsrat. Doch 
mit der neuen Position kam gleich eine 
große erste Herausforderung auf Haase 
zu. Die Kolleginnen, die zum Teil jahr-
zehntelang Kekse in Schachteln und Kar-
tons gepackt hatten, sollten im Jahr 2010 
durch Maschinen ersetzt werden.  

Manuela Haases Vorschlag, die Frauen 
als Maschinenführerinnen zu qualifizie-
ren, stieß auf Widerstand. »Die können 
das nicht«, so das Urteil der Werksleitung. 
Doch Haase verwies darauf, dass viele der 

am Band arbeitenden Kolleginnen eine 
geeignete Berufsausbildung mitbrachten. 
Dennoch hatte Bahlsen sie in die unterste 
Lohngruppe A eingestuft, während sämt-
liche Männer mindestens zwei Stufen 
 höher eingruppiert waren. Haase setzte 
durch, dass gemeinsam mit den Ingeni-
euren des Unternehmens ein Ausbil-
dungsplan entwickelt wurde und ermu-
tigte die Kolleginnen, daran teilzuneh-
men. Bald bedienten sie mehrere Auto-
maten und Roboter, beseitigten Störun-
gen und machten sogar Verbesserungs-
vorschläge für Arbeitsabläufe.  

Haase konfrontierte den Werksleiter 
mit den Ergebnissen. Und der Plan ging 
auf: Ihm blieb nun nichts anderes übrig, 
als sie den Männern gleichzustellen. »An 
anderen Standorten des Unternehmens 
wollen die Kolleginnen nun dasselbe er-
reichen«, sagt Haase, die inzwischen Ge-
samtbetriebsratsvorsitzende ist. Inner-
halb ihres Unternehmens ist ihr Engage-
ment richtungsweisend und gibt anderen 
Frauen Rückenwind. ◆

187,85 Euro mehr 
bekommen ihre 

Kolleginnen. Das ist 
Haases Verdienst.

Eine, die sich 
durchsetzt 

 
Frauen verdienen in Deutschland  
weniger als Männer – so auch im  

Backwarenunternehmen Bahlsen.  
Doch dank des Engagements von  

 Manuela Haase wurden 100 Frauen  
den  Männern gleichgestellt.  

Von Annette Jensen

FRAUENRECHTE 
PORTRÄTS
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Maria Teresa Rivera war die erste der 
»Las 17«, die freigelassen wurde. »Im Mai 
2016 verkündete der Richter, es gebe kei-
nen Beweis dafür, dass ich mein Kind tö-
ten wollte«, erzählt sie. Neben zivilgesell-
schaftlichen und feministischen Gruppen 
in El Salvador hatte auch Amnesty Inter-
national ihre Freilassung gefordert. »Der 
internationale Druck war wesentlich für 
meine Freilassung«, sagt Rivera. »Wir dür-
fen nicht aufhören, damit alle freikom-
men und sich endlich etwas ändert.« 

Nach ihrer Freilassung sei ihr schnell 
klar geworden, dass sie nicht länger in El 
Salvador bleiben könne. Frauen mit einer 
derartigen Vorgeschichte hätten dort kei-
ne Chance. »Viele werden von ihren Fami-
lien abgelehnt. Sie werden stigmatisiert, 

finden keine Arbeit und keine Wohnung«, 
erzählt sie. Als bekannt wurde, dass die 
Staatsanwaltschaft gegen ihre Freilassung 
Berufung einlegen wollte, floh Rivera mit 
ihrem Sohn nach Schweden, wo sie Asyl 
erhielten. Heute fühlt sie sich frei. Sie hat 
Schwedisch gelernt und macht eine Aus-
bildung zur Krankenpflegerin. Außerdem 
engagiert sie sich für sexuelle und repro-
duktive Rechte und für Frauen in El Salva-
dor, die zu Unrecht inhaftiert sind. ◆ 

 
Amnesty hat sich im Jahr 2013 für Beatriz einge-
setzt, der ein Schwangerschaftsabbruch verwei-
gert wurde, obwohl eine Erkrankung in der 
Schwangerschaft ihr Leben gefährdete. Im Janu-
ar 2022 überwies die Interamerikanische Men-
schenrechtskommission ihren Fall an den Inter-

amerikanischen Gerichtshof für Menschen-
rechte. Mehr Informationen: 

www.ai-el-salvador.de/ 
abtreibungsverbot.html

I ch wünsche mir, dass nie wieder eine 
Frau ertragen muss, was ich ertragen 
musste«, sagt María Teresa Rivera am 
Telefon. Sie ist 38 Jahre alt und wohnt 

in Schweden. Bis vor fünf Jahren lebte sie 
noch in ihrem Heimatland El Salvador. 
Dort war sie im Jahr 2011 zu 40 Jahren 
Haft verurteilt worden, nachdem sie eine 
Fehlgeburt erlitten hatte. 

Das Urteil ist kein Einzelfall. In El Sal-
vador sind nach Angaben von Amnesty 
International derzeit mindestens zehn 
Frauen inhaftiert, die wegen Kindesmor-
des verurteilt wurden. Sie hatten in ei-
nem fortgeschrittenem Stadium der 
Schwangerschaft und in häuslicher Um-
gebung eine Fehl- oder Totgeburt erlitten; 
die Anklage beschuldigte sie, den Tod des 
Kindes herbeigeführt zu haben. Seit 1998 
ist in dem Land ein Schwangerschafts -
abbruch grundsätzlich verboten, selbst 
wenn die Schwangerschaft aus einer Ver-
gewaltigung oder Inzest resultiert oder 
das Leben der Schwangeren in Gefahr ist. 
Betroffen sind vor allem Frauen aus ar-
men Verhältnissen. 

María Teresa Rivera wurde am 24. No-
vember 2011 von ihrer Schwiegermutter 
ohnmächtig und blutend im Badezimmer 
gefunden. »Als ich wieder aufwachte, war 
ich im Krankenhaus, umgeben von Poli-
zisten. Sie beschuldigten mich, mein Kind 
getötet zu haben«, erinnert sie sich. Eine 
Angehörige des Krankenhauspersonals 
meldete sie bei der Polizei, weil Rivera 
»offenbar eine Abtreibung vorgenom-
men hatte«. Danach wurde sie in ein 
Frauengefängnis überstellt.  

Dort wurde sie von anderen Inhaftier-
ten als »Kindesmörderin« beschimpft 
und angegriffen. Doch aufgegeben habe 
sie nie, erzählt Rivera, denn sie habe ih-
ren damals siebenjährigen Sohn wieder-
sehen wollen. Später lernte sie andere 
Frauen kennen, die ebenfalls in der 
Schwangerschaft Komplikationen erlitten 
hatten,  einer Abtreibung bezichtigt und 
wegen Mordes verurteilt worden waren. 
Sie gründeten die Gruppe »Las 17«, um 
auf ihre Fälle und die unfairen Verfahren 
 aufmerksam zu machen.  

Leider kein Einzelfall 
 
Wegen der Abtreibungsgesetzgebung sind viele Frauen in El Salvador zu langjährigen 
 Gefängnisstrafen verurteilt worden. María Teresa Rivera, die eine Fehlgeburt erlitten hatte, 
saß vier Jahre lang in Haft. Heute kämpft sie für sexuelle und reproduktive Rechte.  
Von Luciana Ferrando
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Frauen werden im Stadtbild 
so gut wie unsichtbar gemacht. 

Kabul, Oktober 2021.

FRAUENRECHTE 
AFGHANISTAN

Am Abgrund 
 
Seit die Taliban in Afghanistan wieder an der Macht sind, verlieren Frauen  
immer mehr Rechte. Die Gruppe »Kämpfende Frauen« wehrt sich, so gut sie kann.  
Aus Kabul von Andrea Jeska (Text) und Ilir Tsouko (Fotos)
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A
ls sich Rahil T. und ihre Mit-
streiterinnen aus der Gruppe 
»Kämpfende Frauen« dies-
mal heimlich treffen, tragen 
sie ihre schönsten Kleider. In 

den Tagen zuvor, Ende November 2021, 
waren die Taliban in Kabul in Modege-
schäfte eingedrungen und hatten Schau-
fensterpuppen die Köpfe abgesägt. Spätes -
tens da war klar, dass Mode in Afghanis -
tan wieder als Sünde galt. Klar war damit 
aber auch, dass das Tragen schöner Klei-
der nun ein Akt des Widerstands war – 
selbst wenn man sie nur im Verborgenen 
trug. »Schönheit kann man nicht verbie-
ten, selbst die Taliban können das nicht«, 
sagt Rahil, und die anderen Frauenrechts-
aktivistinnen um sie herum nicken zu-
stimmend. 

Die »Kämpfenden Frauen« haben sich 
über WhatsApp gefunden – in einer der 
vielen Ad-Hoc-Gruppen, die sich nach der 
Machtergreifung der Taliban formierten, 
um Widerstand zu leisten. Sie wollen, 
dass die Errungenschaften aller Frauen 
im Land nicht verlorengehen. So wurde 
zum Beispiel die 27-jährige Rahil mit 17 
Jahren verheiratet, doch schaffte sie es 
trotzdem, Lehrerin zu werden. Mit ihrem 
Einkommen ermöglichte sie auch ihrer 
Schwester einen Schulbesuch. Später ließ 
sie sich scheiden und gilt seither, wie sie 
sagt, als »unmoralische Frau«. 

Zu den »Kämpfenden Frauen« zählt 

um Wege zu finden, nicht zum Schweigen 
verbannt zu sein. Zuerst formulierten sie 
ihre Ziele: Recht auf Bildung, Arbeit, 
Selbstbestimmung, Teilnahme an politi-
schen Entscheidungen und am sozialen 
Leben. Keine Sharia. Keine Zwangsehen. 

Anschließend überlegten sie, wie sie 
mit ihren Forderungen an die Öffentlich-
keit treten können, um Frauen des Wes-
tens zu erreichen und von dort mögli-
cherweise Unterstützung zu bekommen. 
Parwana sagt, in der Solidarität des Wes-
tens liege derzeit ihre letzte Hoffnung. 

Indirekt Druck auf  
die Taliban  ausüben 
Die Situation der Frauen in Afghanistan 
ist bedrückend. Erwerbstätige Frauen ha-
ben mit dem Berufsverbot alles verloren. 
Künstlerinnen können nicht mehr arbei-
ten. Journalistinnen dürfen nicht mehr 
berichten. Und Mütter fürchten um ihre 
Töchter. Je höher ihre Bildung, je härter 
sie dafür gearbeitet haben, eine Univer-
sität zu besuchen, je mehr Abschlüsse 
und Titel sie erreichten, desto tiefer er-
scheint ihnen der Abgrund, in den sie 
nun gefallen sind.  

Es ist der düstere Klang eines Re-
quiems, der sich im November und De-
zember 2021 durch alle Gespräche der 

auch die 21-jährige Parwana I., die bis vor 
Kurzem noch studierte. Sie hat einen You-
Tube-Kanal, auf dem sie öffentlich über 
Emanzipation spricht. »Doch diese Videos 
sind jetzt gefährlich, und ich überlege, 
sie zu löschen«, sagt sie ernüchtert. Die 
19-jährige Zahra M., eine ehemalige Tae k -
wondo-Kämpferin, setzte sich gegen ihre 
Eltern durch, um diesen Sport betreiben 
zu können, und trainierte heimlich, bis 
sie ihre erste Medaille gewann und Preis-
gelder bekam. Als sie nach der Machter-
greifung der Taliban im August 2021 wie 
immer zum Trainingszentrum ging, 
schickte ihr Trainer sie nach Hause. »Er 
sagte, Frauen sei der Sport jetzt verbo-
ten.« 

In den Frauen hat sich in den vergan-
genen Monaten viel Wut angesammelt. 
»Die Taliban sind dumm und ungebildet, 
sie wissen nicht, wie man sich benimmt«, 
sagt Zahra in die Runde. »Ist es unser Pro-
blem, wenn die Taliban ihre Augen nicht 
kontrollieren können und uns anstarr-
ren?« Die anderen Frauen lächeln. »Unse-
re Wut interessiert sie nur leider nicht«, 
sagt Parwana. 

Die Gruppe trifft sich in einem Haus, 
das hinter dicken Mauern liegt und des-
sen Rollläden heruntergelassen sind, da-
mit kein Blick von außen eindringt. Seit 
die Regierung im Oktober öffentliche 
 Proteste von Frauen in Kabul untersagte, 
konferieren die Frauen hier jede Woche, 

Taliban auf Patrouille. 
Kabul, Oktober 2021.



»Kämpfenden Frauen« in Kabul zieht. 
»Ich sitze stundenlang zu Hause und wei-
ne«, sagt Parwana. »Wir haben unseren 
Eltern gesagt, wir beweisen ihnen, dass 
wir so gut sind wie die Männer. Und nun 
fragen wir uns: wofür?« Kurz nachdem 
die Schaufensterpuppen ihre Köpfe ver -
loren, wollten sie sich zusammensetzen, 
um einmal nur über sich zu sprechen. 
Über ihre persönliche Lage, ihre Depres-
sionen, ihre Geldsorgen und darüber, wie 
die eigenen Familien, ihre Väter, Brüder, 
Ehemänner ihnen nun verbieten wollen, 
Widerstand zu leisten. »Selbst mein klei-
ner Bruder sagt mir, was ich tun soll«, er-
zählt Rahil – und alle Frauen in der Grup-
pe lachen.  

Aber dann wird der Nachmittag doch 
wieder von der Politik bestimmt. Denn 
 alles in ihrem Leben ist politisch, seit die 
Taliban zurück sind. Da ist die Angst, sich 
in Cafés zu zeigen oder überhaupt in der 
Öffentlichkeit. Da ist das Warten darauf, 
dass die Aufseher der Taliban an ihre Tü-
ren klopfen, weil sie herausfinden, wer 
die »Kämpfenden Frauen« sind. Da ist die 
Frage, welche Zukunft ihnen in Afghanis -
tan bleibt. Auch Rahil betont, es bleibe 
nur eine Hoffnung: »Die internationale 
Gemeinschaft muss den Frauen Afgha -

die Kleidungsregeln der Taliban zu miss -
achten. Draußen ist der Lärm der Stadt zu 
hören. Trotzdem sprechen die Frauen im 
abgedunkelten Raum mit gedämpften 
Stimmen, als könnten sie belauscht wer-
den. Bei diesem Treffen soll es darum ge-
hen, ihre Forderungen zu konkretisieren. 

Gut die Hälfte der versammelten 
Frauen will den Schwerpunkt auf das 
Recht auf Bildung und auf Religionsfrei-
heit legen, die andere auf Arbeit, auch 
wegen der wirtschaftlichen Not. Parwana 
sorgt sich um die Situation der Frauen auf 
dem Land: »Der Widerstand beschränkt 
sich auf die großen Städte Kabul, Herat 
und Mazar-i-Sharif.« Doch in den Provin-
zen, in den Dörfern, nehme die häusliche 
Gewalt zu, sagt sie. Es sei notwendig, auch 
diese Frauen anzusprechen, aber wie? 
»Sie haben keine Smartphones und keine 
Computer. Wir müssen herausfinden, wie 
wir sie erreichen können.« 

Aufmerksam hören sie einem Mann 
zu, den sie sich als Mentor ausgewählt ha-
ben. Farid war vor der Machtübernahme 

nistans helfen. Sie muss Druck auf die 
 Taliban ausüben.« 

Die meisten der jungen Frauen haben 
sich erst aufgrund der neuen Verhältnisse 
politisiert. Sie wissen kaum, was es mit 
sich bringt, eine Aktivistin zu sein. Die 
Frauenrechtlerinnen, von denen sie es 
hätten lernen können und die von Hilfs -
organisationen oder Stiftungen gefördert 
wurden, haben das Land schon lange mit 
einem der Evakuierungsflüge in Richtung 
USA oder Europa verlassen. Die »Kämp-
fenden Frauen«, die keine Kontakte in 
den Westen haben und die niemand 
 evakuieren wird, blieben zurück. 

Nun treten sie die Flucht nach vorn 
an. Die Freiheiten, die sich zumindest ei-
nige Städterinnen in den vergangenen 
zwei Jahrzehnten erkämpften, sind verlo-
ren. Auch die ökonomische Grundlage 
existiert vielerorts nicht mehr. Rahil und 
Zahra verdienten vor der Herrschaft der 
Taliban mehr Geld als ihre Brüder. »Das 
brachte uns Rechte, wir durften mitbe-
stimmen. Aber nun, da wir kein Geld 
mehr verdienen, sollen wir schweigen«, 
sagt Zahra. 

Beim nächsten Treffen tragen sie 
 Jeans und darüber eine lange schwarze 
Abuja. Noch vor wenigen Monaten sah 
man diese Ganzkörperverhüllungen in 
Afghanistans Hauptstadt nur selten, jetzt 
wagen es die meisten Frauen nicht mehr, 20 AMNESTY JOURNAL | 02/2022

»Wir fragen uns, warum 
uns unsere Schwestern 

im Westen nicht hören.« 
Rahil 

Konnte später nach 
Pakistan fliehen: Rahil. 

Kabul, Oktober 2021.
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der Taliban Leiter einer Organisation für 
Armutsbekämpfung in Kabul. Jetzt fehlen 
Unterstützung und Geld aus dem Westen, 
und obwohl Armut und Hunger gerade zu 
den größten Problemen Afghanistans 
zählen, ruht seine Arbeit. 

Aufmerksamkeit schützt  
und gefährdet zugleich 
Die Gruppe der »Kämpfenden Frauen« 
hat 217 Mitglieder. Davon sind keine 20 
mehr im Land. Auch die wollen weg. Farid 
muntert sie auf: »Ihr dürft nicht den Mut 
verlieren«. Wenn sie nur laut blieben, vol-
ler Zorn, würden sie so berühmt werden 
wie Shukria Barakzai und Fausia Kufi, die 
beiden prominentesten Frauenrechtlerin-
nen Afghanistans. »Auch die haben als 
Unbekannte angefangen, heute kennt 
man ihre Namen«, sagt er. Eine der 
»Kämpfenden Frauen« protestiert. Die 
beiden ehemaligen Parlamentarierinnen 
seien in New York und London und könn-
ten dort ohne Risiko Kritik an den Taliban 
äußern. »Wir aber sind dem Leben hier 
ausgesetzt und müssen die Angst und 
Aussichtslosigkeit ertragen.« 

Die Bevorzugung der sichtbaren, also 
gut vernetzten und auf Social-Media-Ka-
nälen aktiven Frauen, hat bei den in Ka-
bul Verbliebenen die Hoffnung geweckt, 
auch eine Chance zu bekommen, das 
Land in Richtung Westen verlassen zu 
können. »Kämpft, solange ihr hier seid«, 
sagt Farid zu ihnen. »Und wenn ihr Auf-
merksamkeit bekommt, findet ihr auch 
einen Weg aus dem Land.« Ein Rat, der 
auch Gefahren birgt. »Leute, die ich nicht 
kenne, finden meine WhatsApp-Nummer 
und drohen mir. Ich habe auch Angst, 
dass mich die Taliban anhalten und mein 
Telefon durchsuchen«, sagt Rahil. 

Gemeinsam mit zehn anderen Frauen 
versammelte sie sich nach dem Demons -
trationsverbot im Oktober in einem Ka-
buler Park zu einem Protest, den sie zur 
Tarnung zunächst wie eine Geburtstags-
party aussehen ließen. Nach einer Viertel-
stunde kamen die Ordnungshüter der 
 Taliban mit Gewehren. Ein neuer Plan 
musste her: Nur noch an geheimen Orten 
protestieren, den Treffpunkt bis zuletzt 
geheim halten und dann Journalist_in-
nen einladen. Doch diese Aktionen zeig-
ten wenig Wirkung. Die einheimischen 
Journalist_innen sind längst einge-
schüchtert, und die internationale Presse 
verliert das Interesse am Aufstand der 
Frauen. Das Engagement der Frauenbewe-
gungen im Westen, auf das die Aktivistin-
nen hoffen, dringt nicht vor bis Kabul. 
»Jeden Tag fragen wir uns, warum uns 
unsere Schwestern im Westen nicht hö-
ren«, sagt Rahil. 

Nachtrag 
Im Januar 2022 flogen die »Kämpfenden 
Frauen« auf. Bei einem Treffen drangen 
die Taliban in das Haus ein. Sie nahmen 
einige der Frauen mit und verhörten sie. 
Man warf ihnen vor, sie hätten christliche 
Missionarsarbeit betrieben, was im isla-
mischen Emirat Afghanistan verboten ist. 
Dieser Vorwurf wird häufig als Vorwand 
genutzt, um Menschen festzunehmen. 
Die Frauen wurden nach dem Verhör 
 wieder freigelassen, doch sie waren nun 
gewarnt, einige von ihnen haben ihre Ar-
beit vorerst eingestellt. Rahil und ihrer 
Schwester gelang bald darauf die Flucht 
nach Pa kis tan. »Meine Mutter und meine 
zwei Brüder sind noch in Afghanistan. Ich 
habe große Angst um sie«, schreibt sie in 
einer Nachricht. 

Parwana I. nahm am 16. Januar noch 
einmal an einer öffentlichen Protestver-
anstaltung teil. Am 19. Januar verschwand 
sie zusammen mit drei weiteren Aktivis-
tinnen in Kabul. Lange gab es kein Lebens-
zeichen von ihnen, die Taliban bestritten 
eine Beteiligung. Mitte Februar kamen 
alle Aktivistinnen wieder frei. Vorerst 
blieb unklar, unter welchen Umständen 
die Freilassung geschah. ◆ 
 
Diesen Artikel können Sie sich  
in unserer Tablet-App vorlesen lassen: 
 www.amnesty.de/app 

AMNESTY ZU AFGHANISTAN 
Zur Lage der Frauen in Afghanistan unter den 
Taliban hat Amnesty in den vergangenen Mo-
naten zahlreiche Berichte publiziert. Sie zeigen, 
wie grundlegend afghanische Frauen und Mäd-
chen landesweit in ihrem täglichen Leben und 
in ihren Rechten eingeschränkt werden. Amnes-
ty kritisiert, dass sich die Regierung dazu ent-
schlossen habe, afghanische Frauen von der 
Teilnahme am öffentlichen Leben auszuschlie-
ßen und sie ihrer Menschenrechte zu berauben. 
Agnès Callamard, Internationale Generalsekre-
tärin von Amnesty International, sagte: »Was 
wir in Afghanistan erleben, ist eine Tragödie. 
Tausende von Afghaninnen, die ernsthaft von 
Repressalien der Taliban bedroht sind, laufen 
Gefahr, einer zutiefst ungewissen Zukunft über-
lassen zu werden.« 
Amnesty hat an die Taliban appelliert, die Rech-
te von Frauen und Mädchen zu respektieren. 
Auch die internationale Gemeinschaft sei gefor-
dert, die afghanischen Frauen zu unterstützen. 
»Während sich die Menschen in Afghanistan 
mit einer neuen Realität konfrontiert sehen, 
muss der UN-Sicherheitsrat auch eine Dringlich-
keitsresolution verabschieden, in der die Taliban 
aufgefordert werden, die internationalen Men-
schenrechtsnormen zu achten, die Zivilbevölke-
rung zu schützen und Vergeltungsangriffe ein-
zustellen«, sagte Callamard. 

Sorgt sich auch um die 
Frauen auf dem Land: Parwana. 

Kabul, Oktober 2021.
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Jung, engagiert, weiblich 
Mit seinem Kinofilmdebüt ist dem erst 
22-jährigen Franz Böhm der große Wurf 
gelungen: Er porträtiert drei junge Akti-
vistinnen auf drei Kontinenten. In Chile 
begleitet er die Aktivistin Rayen bei Pro-
testen gegen die Armut: Seit Jahren sorgt 
die Oberschicht des Landes für eine Um-
verteilung von unten nach oben. »Chile 
ist reich, aber nicht für alle«, sagt Rayen. 
Viele Demonstrierende erlitten schwere 
Verletzungen, die Sicherheitskräfte ziel-
ten mit Gummigeschossen auf die Augen.  

Auch die ugandische Fridays for Futu-
re-Gründerin Hilda Flavia Nakabuye 
weiß, wie sich Repression anfühlt. Der 
Klimawandel ist für ihre Familie eine 
konkrete Bedrohung. Bei Überschwem-
mungen fließt der Boden auf den Feldern 
einfach weg, mitsamt der Ernte. Am Frei-
tag für das Weltklima Schule schwänzen? 
Das erübrige sich, »wenn der Schulweg 
von den Fluten weggerissen wird«. 

Pepper aus Hongkong war gemeinsam 
mit vielen anderen jungen Leuten lange 
bei den Protesten gegen den chinesischen 
Einfluss aktiv. Pepper sagt: »Sie glauben 
vielleicht, dass wir zu ihnen gehören, 
dass sie uns ›besitzen‹, aber ich komme 
nicht aus China.« Der Kampf für Demo-
kratie und Unabhängigkeit hatte für Pep-
per einen hohen Preis: Sie musste nach 
Europa fliehen.  

Die jungen Aktivistinnen eint, dass sie 
von autoritären Strukturen genug haben 
und dafür auf die Straße gehen. Nicht sel-
ten erfahren sie staatliche Gewalt, aber 
sie wissen auch, dass sie nicht allein sind. 
Sie erleben weltweit Unterstützung. Hilda 
sprach auf der Weltklimakonferenz, und 
die chilenischen Demonstrierenden ha-
ben immerhin ein Verfassungsreferen-
dum erreichen können.  

Regisseur Franz Böhm setzt seine 
Hauptdarstellerinnen gekonnt in Szene. 
Mehr als einmal steht er dabei zwischen 
Protestzügen und Ordnungsmacht. Die-
ser Film ist ein Musterbeispiel für enga-
giertes Kino. 

 
»Dear Future Children«. 
AUT/D/UK 2021. Regie: Franz 
Böhm. Informationen über 
 Kinovorführungen gibt es auf 
www.dearfuturechildren.com

Hymnen für die Artenvielfalt 
»Bete für die Blutegel!«, singt Tara Nome 
Doyle. »Fütter mich mit Blumen«, bittet 
sie für den »Caterpillar«, die Raupe. Die 
Schnecken bekommen gleich zwei Songs, 
die zwischendurch sogar richtig Fahrt 
aufnehmen. Der »Mosquito« schwebt wie 
ein Kirchenchoral durch erhabene Hö-
hen. So geht es fröhlich weiter auf dem 
neuen Album der 24-jährigen Wahlberli-
nerin mit irischen und norwegischen 
Wurzeln, mit dem sie dem »Værmin«, 
dem Ungeziefer, die Ehre erweist. Ob Mot-
te oder Krähe, Spinne oder Wurm: All die 
nicht wohlgelittenen Lebewesen bekom-
men ihre eigene Hymne, getragene Songs 
mit wundervollen Melodien, entspannten 
Beats oder butterweichem Klavier – und 
vor allem der Stimme von Doyle, die auch 
Brehms Tierleben singen könnte und 
man würde an ihren Lippen hängen. Alle 
Songs funktionieren auch als Liebeslie-
der, aber vor allem feiert das Album die 

Artenvielfalt – und da-
mit das Leben selbst.  

 
Tara Nome Doyle: »Vær-
min« (Martin Hossbach/ 
Modern Recordings/ BMG) 

 

Global und divers 
Das Festival »Frequenzen – Feminismen 
Global« wird sich im Mai mit der Vielfalt 
feministischer Strömungen und Stand-
punkte beschäftigen – global, multiper-
spektivisch, intersektional und divers. Im 
Zentrum stehen dem veranstaltenden 
Goethe-Institut zufolge der Widerstand 
und Protest von Frauen weltweit, Fragen 
alternativer Ökonomien und Sorgearbeit, 
ebenso wie die Rolle von Männern. Mit-
wirkende sind Feminist_innen verschie-
dener Generationen, Weltregionen und 
Strömungen. Geplant ist unter anderem 
die Premiere einer Produktion der libane-
sischen Performance-Künstlerin Rima 
Najdi. Die indische Schriftstellerin, Verle-
gerin und Feministin Urvashi Butalia 
(Amnesty Journal, 05/2020) soll an einer 
Diskussion teilnehmen. 

 
Frequenzen – Feminismen Global: 19. bis 
21. Mai 2022, Pfefferberg-Gelände,  
 Schönhauser Allee 176, 10119 Berlin

Eigensinnig und mutig 
Ein Roman über vier Frauengeneratio-
nen, der an vielen Schauplätzen spielt – 
wie so viele palästinensische Familienge-
schichten in der zweiten Hälfte des 20. 
Jahrhunderts. Naïma flieht 1947 aus Haifa 
in den Libanon, ihre Tochter Ema verlässt 
Beirut 1983 im Bürgerkrieg und zieht in 
die Schweiz. Emas Tochter Dara kehrt in 
den Libanon zurück, nur um das Land 
nach dem Kriegsausbruch 2006 mit ihrer 
Tochter Lila in Richtung Frankreich zu 
verlassen. Der Autor Jadd Hilal deutet die 
politischen Hintergründe nur an. Im 
Vordergrund seines Debüts stehen die 
vier Frauen, von denen jede auf ihre Art 
eigensinnig und mutig ist und sich ge-
walttätigen oder unnützen Vätern und 
Ehemännern widersetzt. Der Autor er-
zählt nicht in epischer Breite, sondern in 
vielen kleinen, gut beobachteten und prä-
zise geschilderten Szenen. Ein reizvoller 
Roman, der den Nahostkonflikt in unge-

wöhnlicher Weise behandelt. 
 

Jadd Hilal: Flügel in der Ferne. Aus 
dem Französischen von Barbara 
Sauser, Lenos, Basel 2021,  
202 Seiten, 22 Euro 

 

Gegen den Untergang 
Meer, Palmen, Sandstrand – das Leben auf 
Tuvalu mutet paradiesisch an. Doch 
längst bekommt der Inselstaat im Südpa-
zifik die volle Wucht der Klimakrise zu 
spüren: Der Meeresspiegel steigt, die Bö-
den versalzen, Regen bleibt aus, stattdes-
sen nehmen Stürme und »Monsterwel-
len« zu. Tahnees Vater sieht keinen ande-
ren Ausweg, als die Heimat zu verlassen. 
Die Teenagerin dagegen schließt sich den 
Climate Warriors und der Fridays for Fu-
ture-Bewegung an, um etwas gegen die 
Klimakrise zu tun. »Wir sind keine Opfer! 
Wir gehen nicht unter! Wir kämpfen!« 
Tahnee setzt sich für ihre Ziele, Überzeu-
gungen und auch für ihre Liebe zu Malaki 
ein, die laut tapu, den Gesetzen ihrer Vor-

fahren, verboten ist.  
 

Carolin Philipps: Tuvalu. Bis zum 
nächsten Sturm. Ueberreuter, Ber-
lin 2021, 160 Seiten, 12,95 Euro, ab 
12 Jahren

Tipps: Jürgen Kiontke, Wera Reusch, Thomas Winkler, Marlene Zöhrer

NICHT NUR FÜR FRAUEN
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I n der US-Sitcom »The Middle« gibt 
es eine Szene, in der Sue, die 15-jähri-
ge Tochter, zum ersten Mal ihre Peri-
ode bekommt und sich ihrer Mutter 

anvertraut. Die Familie ist auf einem 
Campingausflug im Wald unterwegs, als 
plötzlich ein Grizzlybär auftaucht. Sie 
flüchten ins Auto, und der Bär poltert um 
sie herum. Sues Mutter Frankie verrät 
schließlich, dass Sue ihre Periode hat und 
der Bär wohl vom Geruch des Menstrua-
tionsbluts angezogen worden sei.  

In der Szene wird satirisch dargestellt, 
dass Mythen rund um die Menstruation 
auch heute noch präsent sind. Sie sind so-
gar so präsent, dass sich der Yellowstone 
Nationalpark dazu veranlasst sah, auf sei-
ner Website eine wissenschaftliche Studie 
zu veröffentlichen, die belegt, dass Bären 
nicht auf den Geruch von Menstruations-
blut reagieren.  

Der Mythos hat sich leider ebenso 
hartnäckig gehalten wie die Tabuisierung 

weiterhin ein Tabu bleibt. Doch der Preis 
muss nicht leise hingenommen werden.  

Der indische Sozialunternehmer Aru-
nachalam Muruganantham hat eine preis-
werte Maschine erfunden, die es Frauen er-
möglichen soll, Monatsbinden selbst her -
zustellen. Ihr Preis beträgt dann nur noch 
einen Bruchteil des Konzernprodukts. Das 
Nachrichtenmagazin Time erklärte ihn 
2014 dafür zu einer der 100 einflussreichs -
ten Personen weltweit. Aber es geht nicht 
nur günstiger, sondern auch nachhaltiger. 

1937 meldete die US-Amerikanerin 
 Leona Chalmers das Patent für die Men-
struationstasse an, einen Kelch aus Gum-
mi, der inzwischen aus medizinischem 
Silikon besteht und zusammengefaltet in 
die Vagina eingeführt wird, um das Blut 
aufzufangen. Die Menstruationstasse 
kann bis zu zehn Jahre lang verwendet 
werden und kostet nur etwa 20 Euro. Sie 
ist preisgünstig, nachhaltig, geruchsneu-
tral und darum die beste Alternative: egal 
ob in Deutschland, Indien oder im Yellow-
stone Nationalpark. ◆ 

 
Raphaela Reins ist in der Amnesty-Themen-
koordinationsgruppe Menschenrechts -
verletzungen an Frauen aktiv:  
https://amnesty-frauen.de

und Stigmatisierung der Periode. Viel-
leicht hat er sich auch deshalb so gut 
 gehalten, weil so wenig über das Thema 
 gesprochen wird. Tampons werden 
 immer noch aus Scham hinter den Klo -
papierrollen im Badezimmerschrank 
 versteckt.  

Die Periode ist ein natürlicher Prozess 
und kein Schreckgespenst, vor dem man 
sich fürchten muss. Was allerdings er-
schreckend ist, sind die Kosten für Men-
struationsartikel.  

Menschen, die menstruieren, haben 
in ihrem Leben im Schnitt 500 Monatszy-
klen und geben in Deutschland im Laufe 
ihres Lebens rund 7.000 Euro für Bedarfs-
artikel rund um die Periode aus. Der Staat 
verdient mit und hat erst 2020 den Mehr-
wertsteuersatz für Menstruationsartikel 
auf sieben Prozent reduziert und sie so-
mit als lebensnotwendige Bedarfsartikel 
anerkannt anstatt als Luxusartikel, die 
Frauen sich von Zeit zu Zeit gönnen. Teil 
des Kapitalismus bleiben Periodenartikel 
dennoch. Der weltweit führende Herstel-
ler Procter & Gamble setzt jährlich 15 
Milliarden US-Dollar mit Hygieneartikeln 
für Menstruierende um.  

In Indien wird die »Always«-Monats-
binde unter dem Namen »Whisper« zu 
ähnlichen Preisen wie in Deutschland 
verkauft. Der Name ist nicht zufällig ge-
wählt und trägt dazu bei, dass die Periode 

Die Periode ist kein 
Schreckgespenst. 

Was erschreckend ist, 
sind die Kosten für 

Menstruationsartikel.

FRAUENRECHTE 
PERIODENARMUT

Tasse  
statt Tabu 

 

Was Konzerne mit Monatsbinden verdienen, ist bemerkenswert. Zum Glück gibt es  
günstige Alternativen, die sogar Bären in die Flucht schlagen. Von Raphaela Reins



I
n der fahlen Wintersonne reihen 
sich entlang von Feldern die winzi-
gen Häuser von Riveras del Bravo. 
Man kann von hier aus die rostro-
ten Stelen der Mauer zu den USA se-

hen. Das Stadtviertel von Ciudad Juárez 
ist eine Schlafstadt für die Arbeiter_innen 
der Montageindustrie an der Grenze, die 
Produkte für den Weltmarkt herstellt. Ri-
veras del Bravo hat zwei Gesichter: Wäh-
rend der Fabrikschichten wirkt das Vier-
tel, in dem viele Familien auf engstem 
Raum zusammenleben, still und verlas-
sen. Am Wochenende dröhnt jedoch Lärm 
aus den Vorhöfen, wenn Lautsprecherbo-
xen neben den Grill gestellt werden. 

»Alkohol, Crystal Meth und Dezibel 
bis zum Anschlag – das ist eine unheilvol-
le Mischung am Feierabend«, sagt Veróni-
ca Corchado, die Leiterin des städtischen 
Fraueninstituts (IMM). Kommunikation 
in den Familien sei dann nur noch durch 

angestrengtes Schreien möglich. »Und 
Gewalttaten werden nicht einmal von den 
Nachbarn gehört.«  

Corchado parkt ihren Wagen vor dem 
Gemeindezentrum von Riveras del Bravo, 
dem Sitz des Fraueninstituts. Es befindet 
sich im Süden von Ciudad Juárez, wo die 
Bevölkerungsdichte hoch ist. »Seit Jahr-
zehnten kommen Menschen aus dem 
 Süden Mexikos hierher, um Arbeit zu 
 finden«, erklärt Corchado. Sie siedelten 
sich zunächst dort an, wo Ciudad Juárez 
endet und die Wüste beginnt und zim-
merten sich dort eine Unterkunft aus Pa-
letten und Fabrikabfällen zusammen.  

»Der Alltagsstress der Frauen ist groß, 
denn die Häuser lassen sich nicht ab-
schließen, es gibt kein fließendes Wasser 
und keinen Supermarkt, weder Straßen-
beleuchtung noch öffentliche Verkehrs-
mittel. Das bedeutet einen horrenden 
Mehraufwand an reproduktiver Arbeit – 
aber auch ein Leben in ständiger Angst 
und Ungewissheit.« Corchado weiß, wo-
von sie spricht. Die hochgewachsene Frau 

mit den roten Locken ist unter ähnlichen 
Bedingungen aufgewachsen. Sie erinnert 
sich gut daran, obwohl sie kürzlich einen 
Ehrendoktortitel für ihr Engagement er-
halten hat und zum ersten Mal im Leben 
gut verdient. »In Ciudad  Juárez ist es ein 
Risiko, eine Frau zu sein«, sagt Corchado. 

Der von Akademikerinnen aus Süd-
afrika und den USA geprägte Begriff »Fe-
mizid« erlangte in der Industriemetropo-
le traurige Berühmtheit, seit Anfang der 
1990er Jahre systematisch Fabrikarbeite-
rinnen verschleppt, vergewaltigt und zu 
Tode gefoltert wurden. Diese Verbrechen 
von Unternehmern und Emporkömmlin-
gen des Juárez-Kartells wurden vor den 
Interamerikanischen Gerichtshof für 
Menschenrechte gebracht, der den Staat 
Mexiko im Jahr 2009 wegen Vereitelung 
der Aufklärung der Taten verurteilte. 

Im Jahr 2021 führte Ciudad Juárez er-
neut die Liste der Städte mit den meisten 
Frauenmorden in Mexiko an. Im August 
2021 wurde dort wie für diverse Kommu-
nen in 22 weiteren mexikanischen Bun-

Das Risiko,  
eine Frau zu sein 
 
In Mexiko führt Ciudad Juárez die Liste der Städte mit den meisten Frauenmorden an.  
Drogen und Musik in voller Lautstärke tragen zur  Gewalt gegen Frauen bei.  
Von Kathrin Zeiske (Text) und Carolina Rosas Heimpel (Fotos)

Wo auf Wandgemälden nach vermissten Frauen gesucht wird: Ciudad Juárez.
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desstaaten ein »Gender-Alarm« ausgeru-
fen: Sämtliche Institutionen wurden dazu 
angehalten, die Bekämpfung genderspe-
zifischer Gewalt zu priorisieren und zu-
sammenzuarbeiten. Ein Ende der Gewalt 
ist aber nicht in Sicht: Gleich im Januar 
2022 wurde ein lesbisches Paar im Süden 
von Ciudad Juárez ermordet.  

Der Fall Laura Márquez 
Riveras del Bravo führt die internen Sta-
tistiken von Ciudad Juárez an. »Femizide, 
Vergewaltigungen und Kindesmissbrauch 
– das sind traurige erste Plätze.« Dass es 
inzwischen mehr Anzeigen in der Schlaf-
stadt gebe, sei gut, meint Corchado. »Wir 
brauchen ein Aufbegehren, damit der 
Staat endlich Verantwortung übernimmt.« 
Mit der Gewalt gegen Frauen gehe oft Ge-
walt in der gesamten Familie einher. 

Das weiß auch Laura Márquez, die an-
dere Frauen ermutigen will, den Kreislauf 
der Gewalt zu durchbrechen. Sie war erst 
zwölf Jahre alt, als ihr zukünftiger Mann 
sie zu seiner Frau erklärte. Sie bekam 
schon bald Kinder, die wie sie Opfer der 
Gewalt ihres Mannes wurden. »Wenn er 
im Drogenrausch nach Hause kam, 
schlug er die gesamte Familie«, erinnert 
sich Laura. Die Beute seiner Raubzüge la-
gerte er zu Hause. »Mitgegangen, mitge-
hangen, du bist meine Komplizin«, hielt 
er ihr vor, wenn sie dagegen protestierte. 

Der heranwachsenden Frau nahm die-

gestrichenen Gebäude. Ein Schritt in die 
Freiheit. »Ohne die Mitarbeiterinnen und 
all ihr Wissen hätte ich es nie geschafft.« 
Das Team des IMM half Laura, eine Thera-
pie zu beginnen, gegen ihren Mann vor 
Gericht zu ziehen und die Scheidung zu 
erwirken. Bis heute sitzt er im Gefängnis. 

Laura geht zur Hauptstraße. Dort 
unterhält sie einen Beauty- und einen Fri-
siersalon. Morgens bleibt ihr Zeit, mit den 
Kindern zu frühstücken und mit ihrem 
Lebenspartner ins Fitnessstudio zu gehen. 
Vor Kurzem haben sie zusammen ein 
Grundstück am Rande des Viertels erwor-
ben. Die Patchworkfamilie verbringt dort 
das Wochen ende. 

Für Verónica Corchado sind es Frauen 
wie Laura, die ihrer eigenen Arbeit einen 
Sinn geben. »Wenn ihnen Gerechtigkeit 
widerfährt, verwandeln sie sich von Über-
lebenden in Akteurinnen des Wandels. 
Genau das braucht Ciudad  Juárez.« ◆

se »Normalität« alle Lebenslust. Als ihr 
Mann einem Nachbarn das Auto stahl 
und dieser daraufhin ihren Mann und die 
ganze Familie mit Waffen bedrohte, flo-
hen sie in die Hauptstadt. Laura ging spä-
ter mit ihren Kindern nach Ciudad Juárez 
zurück. »Alleine brachten wir ein verlas-
senes Haus in Riveras del Bravo auf Vor -
dermann«, erzählt sie. Als ihr Mann zu-
rückkehrte, wurde er beim Benzindieb-
stahl an einer Tankstelle festgenommen. 
Für Laura begann ein neues Leben, ob-
wohl er selbst aus dem Gefängnis heraus 
versuchte, sie zu kontrollieren. 

Halt, Liebe und Unterstützung fand 
Laura schließlich in einem ehemaligen 
Kollegen. Dieser steht heute in ihrem klei-
nen gemütlichen Hinterhof am Grill und 
hält einen Bernhardinerwelpen davon ab, 
ein Kotelett zu klauen. »Soll ich auch ge-
hen Schatz?«, fragt er, als Laura ihre Kin-
der ins Haus schickt. »Nein, du nicht«, 
antwortet sie bestimmt. Dann beginnt sie 
den schwersten Teil ihrer langen Leidens-
geschichte zu schildern. Den Tag, als ihr 
Mann jemanden schickte, um sie zu ver-
gewaltigen und umzubringen. Laura ent-
kam nur knapp, ihr Peiniger konnte ge-
fasst werden. Doch anschließend brach 
alles über ihr zusammen. Sie versuchte, 
sich das Leben zu nehmen. 

»Als ich die Augen aufschlug, standen 
meine Kinder am Bett. ›Mama, wir schaf-
fen das gemeinsam, wir sind immer für 
dich da‹, sagten sie.« Doch Laura hatte 
schwere Depressionen und sah keinen 
Ausweg. »Eines Tages kam ich am Frauen-
institut vorbei und fragte mich, ob die 
mir helfen könnten? Ich zögerte. Was, 
wenn mein Mann mich verfolgen ließ?« 
Schließlich nahm sie allen Mut zusam-
men und öffnete die Glastür zu dem lila 

Ein Ende der Gewalt  
ist nicht in Sicht:  

Im Januar 2022 folgte  
der nächste Mord.

Laura Márquez vor ihrem Friseursalon.

Frauenrechtlerin 
Verónica 
Corchado.
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FEMI(NI)ZIDE IN MEXIKO 
»Femizid« bedeutet Tötung von Frauen, weil sie 
Frauen sind. Von »Feminiziden« spricht man, 
um die strukturelle und institutionelle Gewalt 
hinter diesen Verbrechen hervorzuheben. 
In Mexiko werden im Schnitt täglich elf Frauen 
ermordet (zum Vergleich: in Deutschland eine 
alle drei Tage). Ein aktueller Amnesty-Bericht 
zeigt exemplarisch anhand des Bundesstaates 
Mexiko: Die meisten Feminizide werden auf-
grund von Untätigkeit und schlechter Ausstat-
tung der Behörden so unzureichend untersucht 
und geahndet, dass die Täter straffrei davon-
kommen. Angehörige warten vergebens auf 
Gerechtigkeit.
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Emilia Roig ist Expertin  
für Intersektionalität und 
Gründerin des Center for 

Intersectional Justice (CIJ). 
2021 erschien ihr Buch  

»Why we matter. Das Ende  
der Unterdrückung« im  

Aufbau Verlag. 
Zeichnung: André Gottschalk

FRAUENRECHTE 
INTERSEKTIONALITÄT

»Männer sollten  
lieber auf  
Frauen hören,  
wenn es um  
Sexismus  
geht« 
 
Viele Frauen werden gleich mehrfach  
diskriminiert – etwa dann, wenn sie Schwarz*  
sind. Die Politologin Emilia Roig macht  
auf Verschränkungen von  
Unterdrückungssystemen  
aufmerksam.



tig beanspruchen Männer im Patriarchat 
die Aufmerksamkeit, Zeit, Liebe und Kör-
per von Frauen.  

Was wäre anders, wenn einer Schwar-
zen Frau von einem weißen Mann 
vorgeworfen wird, sie fange nichts 
mit ihm an, weil er weiß ist? Ist so ein 
Fall überhaupt denkbar? 

Es gibt keinen Rassismus gegen Weiße.   
Derzeit wird die Erfahrung einer 
Schwarzen Frau breit diskutiert, der 
ungefragt im Zug der Weg in die zwei-
te Klasse gewiesen wurde. Dabei hatte 
sie ein erste Klasse-Ticket. Wie kann 
Intersektionalität helfen, um aus-
grenzende Muster früh zu erkennen? 

Intersektionalität hilft uns zu verstehen, 
dass die Schwarze Frau in diesem Fall aus 
der Kombination ihrer Identitäten als 
Frau und Schwarze diskriminiert wird. 
Ich finde es bezeichnend, dass in der 
 ersten Klasse fast nur weiße Männer in 
Anzügen sitzen. Wäre sie ein Schwarzer 
Mann im Anzug oder eine weiße Frau, 
wäre diese Herabwürdigung ihrer Person 
wahrscheinlich nicht passiert. 

Die Identitätsdebatte, in deren Rah-
men Intersektionalität steht, divi-
diert uns als Menschen zunächst aus-
einander: Es geht um Identitäten als 
Schwarze oder Weiße, als Männer 
oder Frauen. Was können wir tun, 
um wieder zusammenzukommen? 

Wir befinden uns nicht in einer Debatte 
auf Augenhöhe, sondern der Diskurs wird 
von Machtverhältnissen durchdrungen. 
Es gibt dominante Stimmen, und es gibt 
Stimmen und Sichtweisen, die systema-
tisch marginalisiert, delegitimiert und 
diskreditiert werden. Es ist nicht das Kon-
zept der Intersektionalität, das uns aus-
einanderdividiert, sondern Rassismus, Se-
xismus und andere Unterdrückungssys-
teme, die seit Jahrhunderten die einen 
über andere stellen, und die Menschheit 
getrennt und hierarchisiert hat. Wir kön-
nen das erstmal anerkennen, um wieder 
zusammenzukommen: Intersektionalität 
hilft uns, genau dies zu tun. ◆ 
 
*Wir schreiben Schwarz groß, um zu verdeut-
lichen, dass es sich um ein konstruiertes Zuord-
nungsmuster handelt.

Wenn ich den Denkansatz richtig 
 deute, verweist er Menschen auf ihre 
Plätze: Weiße können nicht wissen, 
was es bedeutet, Schwarz zu sein. 
Männer können nicht wissen, was es 
bedeutet, Frau zu sein. Nichtbehin-
derte nicht, was es bedeutet, behin-
dert zu sein. Ist das so? 

Unsere Plätze sind nicht neutral, sondern 
immer in eine global-soziale Hierarchie 
eingebettet: Männer werden im Patriar-
chat über den Frauen platziert, Weiße 
über Schwarze, nicht-behinderte über be-
hinderte Menschen, Heterosexuelle über 
Menschen aus der LGBTQ-Community. 
Und Reiche über Arme. Wegen solcher 
Hierarchien lernen Menschen aus domi-
nanten Gruppen, dass ihre Erfahrung, 
ihre Perspektive, ihre Interessen univer-
sell sind. Und zwar aus dem Grund, weil 
sie viel sichtbarer sind innerhalb der Ge-
sellschaft. Aus dieser erzeugten Überle-
genheit entsteht das Gefühl, über alles 
sprechen zu können, auch über Sachen, 
wo die gelebte Erfahrung fehlt. Doch 
Männer sollten lieber auf Frauen hören, 
wenn es um Sexismus geht. Und weiße 
sollten lieber auf Schwarze Menschen 
 hören, wenn es um Rassismus geht.  

Aber ist eine wichtige Voraussetzung 
nicht, dass wir lernen, uns in andere 
hineinzuversetzen? Also dass ich mir 
als weiße Frau vorzustellen versuche, 
was es bedeutet, eine Schwarze Frau 
zu sein? Wie öffnet das Konzept der 
Intersektionalität dafür Türen? 

Es gibt unzählige Podcasts und kluge Bü-
cher von Menschen aus den dominanten 
Gruppen, die sich vorstellen möchten, 
wie das Leben aussieht, wenn man nicht 
über dieselben Privilegien verfügt. Empa-
thie setzt die Fähigkeit voraus, sich in die 
Situation anderer hineinzuversetzen. Da-
für müssen diejenigen, die innerhalb un-
srer Gesellschaft als überlegen gelten 
(Männer, weiße, heterosexuelle Men-
schen, Vermögende und Menschen ohne 
Behinderung) sich mit den Überlegen-
heitskomplexen auseinandersetzen, die 
sie verinnerlicht haben. Ich muss das als 
promovierte nicht-behinderte Frau, die 
nicht trans ist, auch täglich tun. 

Vielleicht würde ein Beispiel helfen: 
Welche Machtkonstellationen wirken, 
wenn einer weißen Frau von einem 
Schwarzen Mann vorgeworfen wird, 
sie fange nichts mit ihm an, weil er 
Schwarz ist? 

Zweierlei. Einmal gibt es Rassismus 
gegenüber Schwarzen Menschen. Schwar-
ze Männer wurden und werden nach wie 
vor als bedrohliche sexuelle Raubtiere 
dargestellt, in Film, TV aber auch in der 
Berichterstattung, in Büchern. Gleichzei- AMNESTY JOURNAL | 02/2022 27

Interview: Waltraud Schwab 
 

Sie beschäftigen sich mit Hierarchien 
und Diskriminierung. Insbesondere 
rassistisch motivierte Ausgrenzung 
treibt Sie um. Warum? 

Ich würde nicht sagen, dass mir der 
Kampf gegen Rassismus wichtiger ist als 
der gegen das Patriarchat oder andere 
Formen von Unterdrückung. Es wirkt viel-
leicht so, weil es in Deutschland schwieri-
ger ist, über Rassismus zu sprechen, ohne 
dass er kleingeredet wird. Oft denken 
Menschen in Deutschland, Rassismus sei 
seit 1945 überwunden. Dem ist nicht so. 

In Ihrer Biografie addieren sich ver-
schiedene Aspekte, die mit Ausgren-
zungserfahrungen belastet sind. 
Hautfarbe, Geschlecht, Religion, se-
xuelle Orientierung. Manche stehen 
im Widerspruch zueinander: etwa der 
nationalistisch und rassistisch agie-
rende weiße Großvater. Oder dass Sie 
in manchen Ländern als weiß, in an-
deren als Schwarz wahrgenommen 
werden. Was ergibt sich daraus? 

Diese Widersprüche haben mich dazu 
 gebracht, mich stärker mit der systemi-
schen Dimension von Unterdrückung zu 
beschäftigen. Diskriminierung wird 
durch das Verhalten einzelner wiederholt, 
aber sie schleicht sich in alle Sphären der 
Gesellschaft und des Lebens ein. Sie ver-
steckt sich in Gesetzen, in Institutionen, 
in den Medien. Die Widersprüche haben 
mir verdeutlicht, dass unsere Identitäten 
sozial, historisch und politisch konstru-
iert sind. Es sind eben keine »natür-
lichen«, biologischen Eigenschaften.  

Um verschiedene Ausgrenzungser-
fahrungen in den Blick zu nehmen, 
haben Sie das Konzept der Mehrfach-
diskriminierung mitentwickelt. Sie 
nennen es Intersektionalität. Wie 
 erklären Sie diesen Begriff einer Per-
son, die noch nie davon gehört hat? 

Das Konzept der Intersektionalität wurde 
nicht von mir, sondern von Kimberlé 
Crenshaw geprägt. Es beschäftigt sich mit 
den gesellschaftlichen Systemen, die auf 
unsere Identitäten wirken und sie hierar-
chisieren. Dabei wird die Verschränkung 
von Unterdrückungssystemen beschrie-
ben: Patriachat, Rassismus und Kapita-
lismus produzieren in ihrer Kombination 
viele Formen von Unterdrückung, wie 
etwa Ableismus, Klassismus, Homo- und 
Transdiskriminierung, Sexismus. Inter-
sektionalität hilft uns, Diskriminierung 
innerhalb von Diskriminierung zu be-
kämpfen, Ungleichheiten innerhalb von 
Ungleichheiten anzugehen, und Minder-
heiten innerhalb von Minderheiten sicht-
bar zu machen und zu empowern.    

»Es gibt dominante 
Stimmen, und es 

gibt Stimmen, die 
marginalisiert werden.« 



Frauen erfahren auch heute noch in vielen Lebensbereichen Diskriminierung und sind in ihren Menschen rechten 
besonders bedroht – allein aufgrund ihres Geschlechts. Weltweit unterstützen viele Regierungen politische 
Maßnahmen und Gesetze, die Frauen bevormunden, diskriminieren und unterdrücken. Die Allgemeine Erklärung 
der Menschenrechte spricht jedem Menschen das Recht auf Leben, Freiheit und Sicherheit zu, ohne diskrimi niert 
zu werden. Frauenrechte sind Menschenrechte. Zeige deine Menschlichkeit: Unterstütze unsere Arbeit für die 
Menschenrechte mit deiner Unterschrift, deinem Einsatz und deiner Spende.
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POLITIK UND GESELLSCHAFT 
AUSBEUTUNG VON GEFLÜCHTETEN

Illegal entsorgter Plastikmüll. 
Adana 2021.

Sie machen  
die Drecksarbeit 

für Europa  
 

Dass der Export von europäischem Plastikmüll immense Umweltprobleme  
in den Ländern verursacht, die ihn verarbeiten, hat sich inzwischen  
herumgesprochen. Kaum bekannt ist, dass dabei auch Geflüchtete  
ausgebeutet werden. Nicole Graaf (Text) und Emre Çaylak (Fotos)  

haben in der türkischen Stadt Adana recherchiert. 



I
smail* sieht müde aus. Im Jogging-
anzug sitzt er in seinem Wohnzim-
mer, ein schmaler Raum, flankiert 
von zwei abgenutzten beigefarbe-
nen Sofas, in der Ecke hinter der Tür 

eine kleine Elektroheizung. Ismail ist ein 
schmächtiger Mittdreißiger mit Schnauz-
bart und schwarz umrandeten Fingernä-
geln. Er arbeitet in einer der vielen Recy-
clingfabriken von Adana im Süden der 
Türkei. »Vor ein paar Tagen musste ich 
eineinhalb Stunden lang im kalten Was-
ser stehen, um das Becken der Maschine 
zu reinigen«, sagt er mit heiserer Stimme. 
Nach jedem Satz zieht er die Nase hoch. 
»Ich bin krank, aber der Chef drängt 
mich, trotzdem zur Arbeit zu kommen.« 

Seine Frau Fatma* bringt ein Tablett 
mit Tee, setzt sich neben ihn und zündet 
sich eine Zigarette an. Sie ist Mitte 20 und 
hat ein schmales, fast kindliches Gesicht 
mit viel Make-up, die Augen mit Kajalstift 
umrandet. Ihr weißes Kopftuch hat sie 
nach syrischer Mode leicht übers Kinn 
gezogen und eng am Hinterkopf festge-
steckt. Die beiden Söhne, acht und fünf 
Jahre alt, spielen mit dem Handy der 
 Mutter. 

Fatma arbeitet in derselben Firma. Sie 
sortiert mit anderen Frauen Ballen mit 
Plastikabfällen, während Ismail an der 
Maschine steht, einem rund 50 Meter lan-
gen und hoch aufragenden Konstrukt aus 
Trichtern, Wannen und Förderbändern. 
Dort füllt er das vorsortierte Plastik ein, 
gibt erst Wasser in das Waschbecken und 
dann Öl und Säurepulver hinzu, um das 
Material weich zu machen. In der Maschi-
ne wird das Plastik zu kleinen flachen 
Plättchen geschmolzen, dem Rezyklat, das 
als Rohmaterial an Kunststofffabriken 
geht.  

»In der Pause können wir nur schnell 
etwas essen«, sagt Ismail. »Wir bekom-
men ein bisschen Brot und Käse, drei vier 
Oliven, das ist alles. Dann geht es gleich 
weiter. Unseren Tee müssen wir zwischen 
all dem Dreck an der Maschine trinken.«  

Vor fünf, sechs Jahren befanden sich 
an den Rändern des Industriegebiets von 
Adana noch Brachflächen und Gemüse-
felder. Jetzt reiht sich dort eine Recycling-
fabrik an die nächste. Der Boom dieser 
 Industrie in der Türkei hängt mit der 
 Umweltpolitik in Europa und den Preisen 
für Rohöl zusammen: Bis 2035 will die EU 

ma arbeiten ohne Sozialversicherung, 
sprich: schwarz. »Die Geflüchteten aus 
Ländern wie Syrien, dem Irak oder Afgha-
nistan sind in der Türkei nur geduldet«, 
erklärt Amke Dietert von der Amnesty-
Regionalgruppe Türkei. »Sie haben kei-
nen Rechtsanspruch auf Asyl.«  

Rund vier Millionen Geflüchtete leben 
in der Türkei, davon rund 3,6 Millionen 
Syrer_innen. »Eine Arbeitserlaubnis zu 
erhalten, ist für sie schwer. Nur etwa ein 
Prozent von ihnen bekommt sie«, sagt 
Dietert. Rund eine Million Syrer_innen 
arbeiten im informellen Sektor, also ohne 
Sozialversicherung, vor allem in der 
Landwirtschaft, in Textilfabriken, auf 
dem Bau und in Restaurants. Wie viele im 
Recyclingsektor arbeiten, ist unklar, aber 
im Gewerbegebiet von Adana sieht man 
sie überall.  

»Mein Chef sagt, dass er uns Syrer ein-
stellt, um uns zu helfen«, erzählt Ali*. Der 
30-Jährige mit Halbglatze und einem 
freundlichen runden Gesicht arbeitet in 
einem Depot, in dem Müll sortiert wird. 
Derzeit ist er dort der einzige Syrer. »Bis 
vor Kurzem waren wir zu sechst«, sagt er. 
Außer ihm und einem älteren Mann wa-
ren es Kinder. »Sie waren elf oder zwölf 
Jahre alt, kamen ein paar Tage und dann 
wieder nicht – immer nur dann, wenn 
ihre Familien Geld brauchten.« Ali sitzt 
am Fenster seiner kargen Zwei-Zimmer-
Wohnung in Şakirpaşa, einem Armenvier-
tel von Adana. Seine Arbeitsstelle kann er 
zu Fuß erreichen, vorbei an Häusern aus 
tristem Beton. An der Hauptstraße reihen 
sich kleine Läden und fliegende Händ-
ler_innen aneinander.  

65 Prozent der Abfälle aus Haushalten 
 recyceln. Weil so manches aus der gelben 
Tonne per Hand vorsortiert werden muss, 
ist europäischen Müllverwertern das Re-
cycling zu teuer. Deshalb verkaufen sie es 
in Billiglohnländer. Zunächst ging der 
 europäische Müll vor allem nach China, 
bis das Land 2017 einen Importstopp ver-
hängte. Inzwischen ist die Türkei der 
größte Importeur. Für die Kunststoffpro-
duzenten dort lohnt es sich, statt Rohöl 
Rezyklat zu verwenden, und das umso 
mehr, je teurer Rohöl wird und je billiger 
Rezyklat.  

Um es möglichst billig herstellen zu 
können, beschäftigen Recyclingfirmen 
Menschen wie Ismail und Fatma. Ismail 
bekommt umgerechnet rund 52 Euro pro 
Woche, Fatma rund 46 Euro (Umrech-
nungskurs Stand Februar 2022).  

Arbeit ohne Sozialversicherung 
Vor ein paar Jahren wurde Ismail verletzt, 
als ein Ballen von einem Stapel rutschte. 
Weil er anschließend einige Wochen lang 
nicht arbeiten konnte, musste er sich Geld 
leihen. »Mein Chef hat mir 300 Lira gege-
ben. Das reichte hinten und vorne nicht«, 
meint Ismail. Die Summe entsprach da-
mals etwa 42 Euro, etwa zehnmal so viel 
schuldet er immer noch einem Bekann-
ten, deshalb arbeitet Fatma mit. »Ich wäre 
lieber Hausfrau und würde mich um die 
Kinder kümmern, aber was mein Mann 
verdient, reicht nicht«, sagt sie mit Trotz 
in der Stimme. Während die Eltern arbei-
ten, sind die beiden Kinder bei einer 
Nachbarin. »Mein Ältester ist acht, er soll-
te zur Schule gehen«, sagt  Fatma. »Aber 
das können wir uns nicht leisten.«  

Ihr Lohn entspricht zwar dem türki-
schen Mindestlohn, aber Ismail und Fat- AMNESTY JOURNAL | 02/2022 31

»Ich bin krank, aber der 
Chef drängt mich, 

trotzdem zu arbeiten.« 
Ismail, Arbeiter

Plastikmüll in einer Recyclingfabrik in Adana.



Ali spricht ruhig und sachlich – auch 
über den Bombenangriff in Syrien, bei 
dem er schwer verletzt wurde. Weil er mit 
seinem rechten Arm seither nicht mehr 
arbeiten kann, wollte ihn in der Türkei zu-
nächst niemand einstellen. Er sammelte 
Plastikmüll aus Mülleimern und verkauf-
te ihn an Recyclingfabriken. Bei einer 
fand er schließlich einen Job. Jetzt sortiert 
er Plastik nach Farben und danach, ob die 
Maschine es verarbeiten kann. Er ver-
dient umgerechnet rund fünf Euro am 
Tag. Wegen der hohen Inflation in der 
Türkei reicht das magere Gehalt kaum 
für Lebensmittel. 

»Mein Chef sagte, du kannst nur mit 
einer Hand arbeiten, deshalb bekommst 
du nur die Hälfte«, erzählt er. Ali ist auf 
den Job angewiesen, aber die meisten 
blieben nur ein paar Tage: »Sie halten den 
Gestank nicht aus. Er ist schädlich für die 
Lunge.« Plastikprodukte enthalten oft 
chemische Zusatzstoffe, die sich im Zer-
setzungsprozess lösen. »Wegen meines 
Asthmas leide ich manchmal unter Kurz-
atmigkeit, wenn ich mit dem Plastik ar-
beite«, sagt Ali.  

Woher das Material stammt, das in 
seiner Fabrik verarbeitet wird, weiß er 
nicht. Er vermutet, es sei Haushaltsmüll 
aus der Umgebung um Adana.  

Ismail arbeitete bis vor einigen Mona-
ten bei einer großen Firma, die Plastik -
abfall aus dem Ausland importierte. 
Manchmal seien ausländische Prüfer_in-
nen gekommen, um die Maschinen und 
die Arbeitsverträge zu kontrollieren, er-
zählt er. Die Kontrollen seien vorher an-
gekündigt gewesen: »Als einmal eine 
Gruppe aus Deutschland kam, mussten 
wir bis Mitternacht die ganze Fabrik put-
zen und durften uns dann nicht blicken 
lassen, bis der Vorarbeiter uns anrief.«  

Zwei Quadratkilometer  
voller Plastikmüll 
»Die meisten größeren Firmen kaufen 
Abfallmaterial aus Europa an«, berichtet 
ein Umweltingenieur einer Recycling-Fa-
brik, der nicht namentlich genannt wer-
den möchte. Seine Firma kaufe vor allem 
Material aus Israel und Deutschland. 
»Dort wird der Plastikabfall gut vorsor-

tiert, die Qualität ist besser als das, was 
wir in der Türkei bekommen.«  

In der Fabrikhalle neben seinem Büro 
reißen Arbeiter die mannshohen Ballen, 
in denen das Material zusammenge-
schnürt angeliefert wird, mithilfe eines 
Gabelstaplers auseinander. Vier Frauen 
raffen das lose Material auf und werfen es 
auf das Förderband einer Maschine, die 
die halbe Halle ausfüllt.  

»Die Arbeiter_innen bitte nicht foto-
grafieren«, sagt der Ingenieur. Der Grund 
ist offensichtlich. Auch hier wird schwarz-
gearbeitet. An der Kleidung der Frauen 

und der Art, wie sie ihre Kopftücher ge-
bunden haben, lässt sich erkennen, dass 
auch sie aus Syrien stammen.  

Die Branche ist nervös. Immer wieder 
beklagen sich Umweltschützer_innen 
und Anwohner_innen, dass die Recycling-
firmen die Natur zerstören. Denn die 
nicht verwertbaren Reste landen auf 
Brachflächen. Ein beliebter Abladeplatz 
ist der Kanal, der durch das Gewerbege-
biet fließt. Er führt südlich von Adana in 
den Fluss Seyhan, der ins Mittelmeer 
mündet. Auf rund zwei Quadratkilome-
tern rund um den Kanal liegt Plastik-
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Ali verdient  
umgerechnet  

rund fünf Euro  
am Tag.

Ismail und Fatma unterwegs in Adana.

Was vom Plastikmüll übrig bleibt, 
wird illegal am Kanal entsorgt. 

Adana 2021.



müll. Manche Haufen kokeln vor sich 
hin.  

Das Wasser wirft Schaumblasen. Plas-
tikschnipsel und verbrannte Reste treiben 
darin. Die Etiketten auf den intakten Ver-
packungen am Ufer verraten ihre Her-
kunft: Hundefutter aus Großbritannien, 
Mineralwasser aus Schweden, Schnittkäse 
aus Österreich, Tiramisu aus Polen. Aus 
Deutschland: Orangensaft von Aldi, Frucht -
chips einer Biomarke, Pizza von Dr. Oetker.  

Ismail weiß, wie der Müll dorthin ge-
kommen ist. Bei seinem früheren Arbeit-
geber seien er und fünf, sechs weitere sy-
rische Kollegen alle paar Tage zusammen-
gerufen worden, erzählt er. Sie mussten 
den aussortierten Restmüll auf einen Last-
wagen laden und zum Kanal fahren, stets 
nach Einbruch der Dunkelheit. »Wir ha-
ben ihn entlang des Ufers verteilt und an-
gezündet«, erklärt er. »Bei der nächs ten 
Fuhre haben wir dann die Reste in den 
 Kanal geschaufelt.« Dabei sei der Müll so 
verteilt worden, dass das Wasser ihn weg-
spülte. »Die Reste von der Müllabfuhr ab-
holen zu lassen, hätte die Firma bezahlen 
müssen«, sagt Ismail und zieht verächt-
lich die buschigen Augenbrauen hoch. 

Rund um Adana gibt es viele solcher 
wilden Müllkippen am Straßenrand. Im 
Mai 2021 veröffentlichte Greenpeace ei-
nen Bericht über die Umweltverschmut-
zung in Adana, der einige Wellen schlug. 
Kurz darauf stoppten die Behörden den 
Import der häufigsten Sorten von Plastik-

Fatma und Ali helfen würde, sind legale 
Jobs und bessere Arbeitsbedingungen in 
den Fabriken. Doch würde die Türkei den 
vielen Geflüchteten eine Arbeitserlaubnis 
erteilen, würde sie die eigene Bevölke-
rung gegen sich aufbringen. Angesichts 
von 36 Prozent Inflation und 22 Prozent 
Jugendarbeitslosigkeit sehen mehr und 
mehr Menschen die Geflüchteten als Kon-
kurrenz. »Die Stimmung droht zu kip-
pen«, sagt Amke Dietert von der Amnes-
ty-Regionalgruppe Türkei. »Es kommt in-
zwischen auch vermehrt zu Gewalt gegen 
Geflüchtete.« 

Was bleibt, ist die Verantwortung der 
Exportländer und der Entsorgungsbetrie-
be: Sie müssten aufhören, bei ihren Ge-
schäftspartnern im Ausland Umweltver-
schmutzung und die Ausbeutung von 
 Arbeiter_innen zu dulden. ◆ 

 
* Die Namen der syrischen Protagonist_innen 
wurden zu ihrem Schutz geändert. 
 
Diesen Artikel können Sie sich in unserer Tablet-
App vorlesen lassen:  www.amnesty.de/app 
 
Die Recherche wurde unterstützt durch ein 
 Stipendium von Journalismfund.eu 

abfall. Die Recyclingfirmen mussten 
nachweisen, dass sie nach geltenden Um-
weltstandards arbeiten. Doch trotz des 
Annahmestopps haben die Importe aus 
Deutschland mittlerweile wieder fast das 
alte Niveau erreicht.  

Mit einem Importverbot ist den Arbei-
ter_innen in den Fabriken ohnehin nicht 
geholfen, denn dann greifen die türki-
schen Recycler auf heimische Plastikab-
fälle zurück, die die Arbeit erschweren. 
Denn weil für die Haushalte kein Trenn-
system existiert, landen Plastikverpa-
ckungen, Essenreste und alles andere in 
derselben Tonne.  

Bei der großen Firma, die den Abfall 
importierte, sei das Material ziemlich 
sauber gewesen, erzählt Ismail. Da, wo er 
jetzt arbeite, komme hingegen oft richtig 
dreckiger Müll an – alles aus der Umge-
bung, vermutet er. »Der Gestank dringt 
sogar in den Pausenraum. Da vergeht ei-
nem der Appetit. Selbst mit zehn Atem-
schutzmasken würde man ihn immer 
noch riechen.« Außerdem arbeite die 
 Firma sowieso schwarz, erzählt er. Sogar 
der Strom werde illegal abgezapft.  

Er zeigt ein Video auf seinem Handy, 
das zeigt, wie ein Gabelstapler angeliefer-
te Müllballen auseinanderreißt. Dünne, 
farbige Tüten hängen in Fetzen heraus, 
aus dem Inneren steigt eine Dunstwolke: 
»Schaut euch das an«, sagt er aufge-
bracht. 
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Ali liest zu Hause im Koran.



A nfang Februar habe ich in  Ost-
Jerusalem gemeinsam mit Kol-
leg_innen unseren Bericht über 

Apartheid in Israel vorgestellt, der eine 
historische Wende in unserer Arbeit zu 
 Israel und Palästina markiert. Jahrzehnte-
lange vorsätzliche und diskriminierende 
Handlungen, Gesetze und politische 
Maßnahmen haben dazu geführt, dass 
Palästinenser_innen an den Rand ge-
drängt werden, verarmen und in Angst 
und Unsicherheit leben. Sie werden aus 
ihren Häusern vertrieben, von ihren Fa-
milien getrennt und hinter Checkpoints 
und Mauern eingesperrt. In Gebieten wie 
der Negev-Wüste sind beduinische Paläs-
tinenser_innen, die die israelische Staats-
bürgerschaft besitzen, gezwungen, im 
Elend zu leben, ohne Zugang zu ihren 
landwirtschaftlichen Flächen zu haben.  

Unser Bericht »Israel’s Apartheid 
against Palestinians: Cruel System of Do-
mination and Crime against Humanity« 
argumentiert, dass Israels Apartheidsys-
tem die Ursache für die Menschenrechts-
verletzungen und das Leid ist, denen 
Millionen von Palästinenser_innen täg-
lich ausgesetzt sind. Der Bericht ist das 
Ergebnis von vier Jahren Recherchen so-
wie der Zusammenarbeit mit Expert_in-
nen und der gesamten Amnesty-Bewe-
gung. Er legt dar, wie die massive Be-
schlagnahmung von palästinensischem 
Land und Eigentum, rechtswidrige Tötun-
gen, Zwangsumsiedlungen, drastische 
 Bewegungseinschränkungen und die 
 Verweigerung der Staatsbürgerschaft für 
Palästinenser_innen Bestandteile eines 
Systems sind, das nach internationalem 
Recht auf Apartheid hinausläuft.  

Ich weiß, dass dieser Bericht für viele 
Menschen keine einfache Lektüre ist. Das 
Verbrechen der Apartheid ruft tiefe und 
starke Emotionen hervor, sowohl inner-
halb der Amnesty-Bewegung als auch in 
der breiten Öffentlichkeit. Aber Amnesty 

hat sich noch nie gescheut, schwierige 
Diskussionen zu führen. Wir sind eine 
antirassistische Organisation. Wir lehnen 
Diskriminierung, Rassismus und Hass-
verbrechen in all ihren Formen gegen alle 
Menschen entschieden ab, einschließlich 
Antisemitismus gegen jüdische Menschen 
und solche, die als jüdisch wahrgenom-
men werden. 

Einige behaupten, der Bericht sei anti-
semitisch. Andere vermuten, dass der Be-
richt von antisemitischen Gruppen und 
Einzelpersonen instrumentalisiert wer-
den könnte. Die Antwort von Amnesty ist, 
dass wir an unseren Prinzipien festhal-
ten. Wenn jüdische Menschen ausge-
grenzt, beleidigt oder angegriffen wer-
den, weil sie fälschlicherweise für die 
Handlungen des israelischen 
Staates verantwortlich ge-
macht werden, müssen wir da-
gegen Stellung beziehen. Wir 
lehnen Antisemitismus ab und 
müssen auf der Unterschei-
dung zwischen jüdischen Men-
schen und dem Staat Israel be-
stehen. Wir müssen antisemiti-
sche Handlungen und die Auf-
stachelung zum Hass, auch 
durch Vertreter_innen der Be-
hörden, anprangern. Wir müs-
sen die Staaten auffordern, ent-
schieden gegen solche Hand-
lungen vorzugehen. Wir müs-
sen die Menschen daran erin-
nern, dass unsere Kritik an der 
israelischen Regierung auf 
internationalem Recht basiert, 
dass keine Regierung gegen 
Kritik immun ist, dass der Be-
richt die israelische Regierung 
kritisiert, nicht die israelische 
Bevölkerung, nicht jüdische 
Menschen. 

Wir können nicht die Dis-
kriminierung und Menschen-
rechtsverletzungen gegen eine 
Gruppe bekämpfen, indem wir 
die Augen vor der Diskriminie-

rung und den Menschenrechtsverletzun-
gen gegen eine andere Gruppe verschlie-
ßen. In der heutigen Welt gibt es keinen 
Platz für Apart heid. Sie ist ein Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit, und das muss 
auf hören. 

Ich bin stolz darauf, dass Amnesty 
International den Mut hat, diese schwere 
Menschenrechtsverletzung als das zu er-
kennen, was sie ist, nämlich Apartheid, 
und ihre Abschaffung zu fordern. Unsere 
Bewegung – bestehend aus ganz norma-
len Menschen aus der ganzen Welt – setzt 
sich dafür ein, Druck auf die israelische 
Regierung auszuüben, damit sie ihr 
Apart heidsystem beendet und die Palästi-
nenser_innen als Menschen mit gleichen 
Rechten und gleicher Würde behandelt. ◆
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ISRAEL-BERICHT

Keine einfache Lektüre 
 
Der neue Israel-Bericht von Amnesty kritisiert die israelische Regierung.  
Er kritisiert nicht die israelische Bevölkerung oder jüdische Menschen.  
Von Agnès Callamard, Internationale Generalsekretärin von Amnesty International.

Im Gespräch bleiben: Eine Palästinenserin und eine Israelin in Jerusa 
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K ern unseres Auftrags ist es, Men-
schenrechte für alle Menschen 
universell einzufordern: Amnesty 

International untersucht und benennt 
Menschenrechtsverletzungen unabhän-
gig und ohne Ansehen von Verantwort-
lichen oder Betroffenen, auf Grundlage 
universell gültiger Menschenrechte und 
im Rahmen des internationalen Rechts. 

Zu dieser unabhängigen, menschen-
rechtsbasierten Arbeitsweise gehört, 
dass unsere Berichte in den 60 Jahren 
unseres Einsatzes für die Menschenrech-
te in Konflikten immer wieder Kritik 
 hervorrufen, mal von der einen, mal von 
der anderen Seite, je nachdem, wessen 
Menschenrechtsverletzungen sie thema-
tisieren. 

Völkerrecht und ist im internationalen 
Strafrecht, der Konvention gegen Apar-
theid und dem Römischen Statut zu fin-
den. Sie beschreibt systematische Maß-
nahmen zur Ausgrenzung, Unterdrü-
ckung und Diskriminierung einer Gruppe 
von Menschen. Sie trifft ausschließlich 
Aussagen über die Behandlung einer 
Gruppe von Menschen – aber nicht über 
räumliche Gebiete oder Grenzen. Amnes-
ty arbeitet seit 2017 zum völkerrecht-
lichen Tatbestand der Apartheid und hat 
auf dieser Basis in der Vergangenheit 
Apartheidsverbrechen in Myanmar ange-
prangert. Wir verstehen, dass der Vorwurf 
der Apartheid Irritationen und Missver-
ständnisse hervorruft, aber er ist Teil des 
Völkerrechts zur Untersuchung systema-
tischer Diskriminierung. 

Amnesty International erkennt an, 
dass alle in Israel und in den besetzten 
palästinensischen Gebieten lebenden 
Menschen ein Recht auf Leben in Sicher-
heit, Würde und Frieden haben. Der Staat 
Israel hat das Recht und nach internatio-
nalem Recht die Pflicht, alle Menschen, 
die in seinem Hoheitsbereich leben, vor 
Gewalt zu schützen. Amnesty dokumen-
tiert und verurteilt immer wieder schwe-
re Menschenrechtsverletzungen der pa-
lästinensischen Behörden im Westjordan-
land und im Gazastreifen. Dazu gehören 
die rechtswidrigen Angriffe palästinensi-
scher bewaffneter Gruppen auf israeli-
sche Zivilpersonen, der wahllose Ab-
schuss von Raketen aus dem Gazastreifen 
auf Israel wie auch Folter und exzessive 
Gewaltanwendung gegen Demonstrieren-
de. 

Amnesty bleibt der Untersuchung 
und Veröffentlichung von Menschen-
rechtsverletzungen auch in dieser Region 
verpflichtet. Die herausfordernde Debatte 
dazu finden wir wichtig und möchten 
diese verantwortungsvoll, achtsam und 
differenziert führen. ◆

Unsere unabhängige, universelle Be-
trachtung der Menschenrechtssituation 
weltweit erfordert, dass Amnesty gleicher-
maßen auch Menschenrechtsverletzun-
gen vonseiten der israelischen Regierung, 
der palästinensischen Autonomiebehör-
de und der De-facto-Verwaltung der Ha-
mas untersucht, dokumentiert und kriti-
siert. 

Dabei sehen wir uns – nicht zuletzt im 
deutschen Kontext – in der Verantwor-
tung, in diesem polarisierten Konflikt 
 besonders achtsam, sachlich und verant-
wortungsvoll zu handeln. Wir nehmen 
ernst, wenn an uns differenzierte Kritik, 
Sorge und Bedenken herangetragen wer-
den und eine Veröffentlichung von uns 
als antisemitisch, rassistisch oder ander-
weitig diskriminierend gelesen wird, ge-
lesen werden könnte oder entsprechend 
instrumentalisiert werden könnte. 

Amnesty International ist nicht anti-
semitisch, und wir wenden uns gegen 
jede Form von Diskriminierung, Ras-
sismus und Hassverbrechen gegen 
Jüd_innen oder Menschen, die als jüdisch 
gelesen werden. Zur Menschenrechtsar-
beit von Amnesty International gehört 
der weltweite Einsatz gegen unterschied-
liche Formen der Diskriminierung wie 
Rassismus, Sexismus, Antisemitismus, 
Homophophie und andere gruppenbe -
zogene Menschenfeindlichkeit. Diesen 
Maßstab legen wir auch an uns selbst an 
und verstehen uns dabei als lernende 
 Organisation. Dazu gehört, sich selbst zu 
reflektieren, Kritik, Sorge, Bedenken von 
Menschen zu hören und sich damit zu be-
schäftigen. Ausdrücklich dazu gehört die 
Auseinandersetzung mit Antisemitismus, 
die dauerhaftes Engagement, Weiterbil-
dung und Bereitschaft zur Selbstkritik 
 erfordert. 

In diesem Bewusstsein möchten wir 
auf einige der Kritikpunkte am Bericht 
eingehen. Kritisiert wurde die Anwen-
dung des Begriffs der Apartheid. Die Defi-
nition von Apartheid, die Amnesty der 
Analyse zugrunde legt, basiert auf dem 

Menschenrechte  
sind universell 
 
Amnesty untersucht, dokumentiert und kritisiert Menschenrechtsverletzungen vonseiten der israelischen  
Regierung, der palästinensischen Autonomiebehörde und der De-facto-Verwaltung der Hamas.  
Von Wassily Nemitz, Vorstandssprecher der deutschen Amnesty-Sektion 

lem, Oktober 2021.  Foto: Ronen Zvulun / Reuters
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PARALYMPICS IN PEKING

China erwartet Medaillen. 
Teil der olympischen und paralympischen 

Biathlon-Strecke in Zhangjiakou.  

Foto: Yang Shiyao / Xinhua / imago

Gold oder Teilhabe? 
 
Die Paralympics könnten die gesellschaftliche Lage von Menschen  
mit Behinderung verbessern. Beim aktuellen Gastgeber China geht es  
aber mehr um Medaillen als um Menschenrechte. Von Ronny Blaschke



B
ei keinem anderen Sporter-
eignis konnte das chinesische 
Regime seine politischen Ri-
valen so weit hinter sich las-
sen wie bei den Paralympics 

im Sommer 2021 in Tokio: Die Chines_in-
nen belegten Platz eins des Medaillen-
spiegels. Sie gewannen 96 Goldmedaillen, 
55 mehr als der Zweitplatzierte Großbri-
tannien. »China hat unbegrenzte Mög-
lichkeiten und wird die paralympische 
Bewegung langfristig prägen«, sagt der 
Sportwissenschaftler Karl Quade, der seit 
1996 das deutsche Team bei den Weltspie-
len des Behindertensports anführt. »Chi-
na betreibt eine brutale Talentsichtung, 
die sich andere Länder nicht leisten kön-
nen und wollen.« 

Sport wurde schon öfter und von vie-
len als Plattform für Nationalismus be-
nutzt. In diesem Winter könnte die Volks-
republik mit dieser Verbindung aber eine 
neue Dimension erreichen: Zunächst mit 
den Olympischen und ab dem 4. März mit 
den Paralympischen Winterspielen 2022. 
Der Aufstieg basiert auf einem langfristi-
gen Plan. Bei den Sommer-Paralympics 
2000 in Sydney stand China noch auf 
Platz sechs des Medaillenspiegels. Doch 
2001 wurde entschieden, die Olympi-
schen und damit auch die Paralympi-
schen Sommerspiele für 2008 nach Pe-
king zu vergeben. 

In einem Vorort der Hauptstadt ent-
stand das weltweit größte paralympische 
Sportzentrum, fortan wurden in China 
Zehntausende Menschen mit Behinde-
rung für den Leistungssport gesichtet. 
Chi Jian, Präsident der Sportuniversität in 
Peking, beschreibt in einem Aufsatz, wie 
sich ein Netzwerk herausbildete: Kran-
kenhäuser, Schulen und Wohltätigkeits -
organisationen meldeten behinderte Ju-
gendliche mit potenziellen Talenten an 
lokale Sportverbände. In China leben 
schätzungsweise 100 Millionen Menschen 
mit einer Behinderung, das entspricht 
der Summe der Einwohnerzahl Deutsch-
lands, Österreichs und der Schweiz. 

Seit den Sommer-Paralympics 2004 in 
Athen dominieren die Chines_innen den 
Medaillenspiegel. Politiker_innen in Chi-
na werten diese Erfolge auch als Ausdruck 
des ökonomischen Aufstiegs der Volks -
republik. Und der historische Medaillen-
spiegel scheint ihnen recht zu geben: Von 
den zehn erfolgreichsten Nationen kom-
men acht aus Europa und Nordamerika. 
Die ersten drei – USA, Großbritannien, 
Deutschland – blicken auf 16 Paralympics-
Teilnahmen zurück. China liegt mit zehn 
Teilnahmen seit seiner Premiere 1984 be-
reits auf Rang vier, als einziges Land der 
Top Ten, das sich kulturell nicht mit dem 

Vor den Sommerspielen in Rio de Janeiro 
2016 erarbeitete die brasilianische Regie-
rung ein differenziertes Antidiskriminie-
rungsgesetz, in den Favelas aber  können 
Menschen mit Behinderung ihre Woh-
nungen oft nicht verlassen. »Paralympics 
können nur ein Anstoß sein«, sagt An-
drew Parsons vom IPC. »Der gesellschaft-
liche Wandel kann Jahrzehnte dauern.« 

Auch in China? Noch unter Diktator 
Mao Zedong sollten Paraden mit Tausen-
den trainierten Körpern die Kraft der 
kommunistischen Nation symbolisieren. 
In der Politik gab es wenige Fürsprecher, 
etwa Deng Pufang. Der Sohn des Refor-
mers und ehemaligen Staatschefs Deng 
Xiaoping gründete 1988 den Chinesi-
schen Behindertenverband und machte 
sich auch für Sport stark. Während der 
Kulturrevolution war Deng Pufang gefol-
tert und 1968 zu einem Sprung aus dem 
dritten Stock gedrängt worden. Seitdem 
ist er querschnittsgelähmt und auf einen 
Rollstuhl angewiesen. 

Politiker wie Deng Pufang bewerten 
paralympische Medaillen seit den heimi-
schen Spielen 2008 als Beleg für die Für-
sorge des Sozialstaats. Doch Experten wie 
Stephen Hallett aus Großbritannien 
widersprechen vehement. Hallett lebte 
mit einer Sehbehinderung mehrere Jahre 
in China. Er dokumentierte für die BBC, 
dass behinderte Chines_innen in der Bil-
dung und am Arbeitsmarkt benachteiligt 
sind. Eine seiner Thesen lautet: Mit der 
Vermarktung paralympischer Erfolge 
wolle die Regierung Menschen mit Behin-
derung unter Druck setzen, damit sie 
mehr zur Produktivität beitrügen. 

In den Werbevideos für die Winter-
spiele 2022 verweisen die Gastgeber in 
 Peking auf moderne Rampen und Fahr-
stühle. »Doch es sollte nicht nur um abge-
senkte Bordsteinkanten gehen. Wichtig 
sind auch Medienangebote für Menschen 
mit Seh- oder Hörschädigung«, sagt Tho-
mas Abel, Paralympics-Experte der Deut-
schen Sporthochschule in Köln. »Sport 
kann in der Gesundheitsvorsorge und Re-
habilitation von behinderten Menschen 
eine wichtige Rolle spielen.« Beim Thema 
Inklusion, der gleichberechtigten Teilha-
be behinderter Menschen, sind andere 
Nationen auch im Sport weiter als China. 
In Großbritannien, Kanada oder den 
Niederlanden profitieren Athlet_innen 
mit und ohne Behinderung von den glei-
chen Angeboten in Training, Medizin und  
Berufsfortbildung. In China gibt es solche 
Kooperationen selten. Stattdessen zielt al-
les auf die Produktion von Medaillen. ◆

Westen identifiziert. Nun dürfte China 
auch bei den Winterspielen 2022 zur Welt-
spitze vorstoßen. Bedeutet das, dass Men-
schen mit Behinderung in China besser 
akzeptiert werden als vor 20 Jahren? 

»Die Paralympics in Peking 2008 ha-
ben in China zu einem Bewusstseinswan-
del geführt«, sagt Andrew Parsons, Präsi-
dent des Internationalen Paralympischen 
Komitees (IPC). »Ob Hotels, Busse oder 
Metros: Es gibt inzwischen deutlich weni-
ger Barrieren.« Parsons beschreibt die Pa-
ralympics als eine globale Plattform für 
Menschen mit Behinderung: »Der Sport 
schafft Sichtbarkeit und kann Berüh-
rungsängste abbauen. Es geht dabei nicht 
nur um Höchstleistungen. Die Paralym-
pics können behinderte Menschen auch 
im Alltag zu mehr Bewegung animieren.« 

Dieser Anspruch hat Tradition. Bereits 
in den 1940er Jahren betonte der deut-
sche Neurologe Ludwig Guttmann die po-
sitive Wirkung des Sports für behinderte 
Menschen. In der englischen Kleinstadt 
Stoke Mandeville organisierte er 1948 
 einen Wettkampf im Bogenschießen für 
Kriegsveteranen – das Fundament der 
späteren Paralympics, die seit 1960 alle 
vier Jahre stattfinden, seit 1976 auch im 
Winter. Doch die Entwicklung verlief 
nicht linear. 1980, nach den Olympischen 
Sommerspielen in Moskau, weigerte sich 
die Sowjetunion, die Paralympics auszu-
tragen. 1984 lehnte Los Angeles die Spiele 
ebenfalls ab. Die Begründung: Sie passten 
nicht zum makellosen Image der Stadt. 

Leistungssport in Ruinen 
1996 ließen die Organisatoren in Atlanta 
etliche Sportstätten nach Olympia abbau-
en, sodass behinderte Athlet_innen in Ru-
inen auftreten mussten. »Doch danach 
war die Professionalisierung nicht mehr 
aufzuhalten«, sagt Karl Quade. »Die Para-
lympics haben sich als Motor für gesell-
schaftliche Veränderungen etabliert. Aber 
es gibt auch Rückschläge.« 

Nach den Sommer-Paralympics 2000 
in Sydney erweiterte die australische Re-
gierung die Bauvorgaben für Barrierefrei-
heit, aber die Sportförderung wurde zu-
rückgefahren. In Sotschi galten 2014 die 
Sportstätten als Musterbauten, doch fern-
ab der russischen Metropolen sind behin-
derte Menschen in der Gesundheitsvor-
sorge und bei der Jobsuche im Nachteil. 
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»China betreibt eine 
brutale Talentsichtung.« 

Karl Quade,  
Sportwissenschaftler
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Im November 2021 wurde bekannt, dass 
beim Obersten Gerichtshof Russlands die 
Auflösung der Internationalen Gesell-
schaft Memorial beantragt worden war. 
Die von Andrej Sacharow gegründete 
Nichtregierungsorganisation kümmert 
sich seit mehr als 30 Jahren um die Aufar-
beitung stalinistischen Unrechts und fun-
giert zugleich als Dachorganisation für 
mehr als 50 andere Memorial-Organisa-
tionen. Es folgte die Nachricht, dass beim 
Moskauer Stadtgericht auch die Auflö-
sung des Menschenrechtszentrums von 
Memorial beantragt worden war. Diese 
Organisation arbeitet zu gegenwärtigen 
Menschenrechtsverletzungen in Russland 
und führt eine Liste von politischen Ge-
fangenen, die derzeit mehr als 400 Na-
men umfasst. Viele der Fakten, auf die 
sich Amnesty International bei Veröffent-

lichungen und Kampagnen gestützt hat, 
waren vom Menschenrechtszentrum Me-
morial ermittelt worden. 

Ende Dezember wurden beide Memo-
rial-Organisationen gerichtlich aufgelöst. 
Bei den Gerichtsverfahren trat offen zuta-
ge, dass die formale Begründung, Memo-
rial habe in mehreren Publikationen 
nicht auf seinen Status als »ausländischer 
Agent« hingewiesen, nicht der wirkliche 
Grund für die Auflösung war. Die Staats-
anwaltschaft beanstandete vielmehr die 
inhaltliche Arbeit von Memorial und ar-
gumentierte, die Organisation stelle eine 
öffentliche Bedrohung dar, weil über poli-

tische Unterdrückung spekuliert, das his-
torische Gedächtnis verfälscht und ein 
verzerrtes Bild von der UdSSR als terroris-
tischem Staat entworfen werde. Memorial 
will beide Entscheidungen anfechten, 
macht sich aber über den Ausgang des 
Verfahrens keine Illusionen (siehe Inter-
view mit Irina Scherbakowa). 

Die Auflösung der Memorial-Organi-
sationen bedeutet nicht nur das Ende  
zweier weiterer NGOs in Russland. Die 
Entscheidungen machen vor allem deut-
lich, dass der Staat entschlossen ist, sich 
nun auch vom zivilgesellschaftlichen 
Erbe der Perestroika loszusagen. Umso 
wichtiger ist es für Amnesty Internatio-
nal, die jahrzehntelange enge und ver-
trauensvolle Zusammenarbeit mit den 
aufrechten und unerschrockenen Men-
schen von Memorial und anderen russi-
schen NGOs zur Verwirklichung der Men-
schenrechte fortzusetzen. ◆ 

Peter Franck

SPOTLIGHT: 
MENSCHENRECHTE IN RUSSLAND

MEMORIAL GERICHTLICH AUFGELÖST

»Menschenrechte kennen 
keine Staatsgrenzen.« 

Memorial-Gründer 
Andrej Sacharow

Für Menschenrechte, für Memorial. Protest vor dem Gerichtsgebäude am 29. Dezember 2021 in Moskau.  Foto: Evgenia Novozhenina / Reuters
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»WIR HABEN 
KEINEN 
RECHTSSTAAT« 
 
Im Dezember 2021 hat Russlands Oberstes Gericht  
die Auflösung der Menschenrechtsorganisation  
Memorial angeordnet. Mit der Begründung, die  
Organisation habe gegen das Gesetz für sogenannte 
ausländische Agenten verstoßen. Memorial weist die 
Vorwürfe zurück und beklagt politische Verfolgung. 
Die Historikerin Irina Scherbakowa (72) ist 
 Gründungs- und Vorstandsmitglied von Memorial.  
Sie lebt in Moskau. 
 
Interview: Tigran Petrosyan 

 
Wie geht es jetzt für Memorial politisch und juristisch 
 weiter?  

Wir können leider keinen politischen Druck ausüben, höchstens 
ein wenig öffentliche Aufmerksamkeit mobilisieren. Wir werden 
vor dem Präsidium des Obersten Gerichts gegen das Urteil vor-
gehen. Wir verbinden damit keine Hoffnungen oder Erwartun-
gen. Es ist ein rein formales Verfahren. Danach ziehen wir vor 
den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte. Doch selbst 
wenn der die russischen Prozesse als unfair einstuft, wird die 
Justiz ihr Urteil nicht aufheben oder revidieren. Russland wird 
allenfalls eine Geldstrafe akzeptieren und bezahlen – mehr 
nicht.  

Memorial forscht zur politischen Repression in der Sowjet-
zeit. Welche Möglichkeiten bleiben nun, um in diesem Be-
reich weiterzuarbeiten?   

Wir hoffen, dass wir unsere Datenbanken und Archive über Sta-
linismus, aber auch über die gesamte Sowjetepoche fortführen 
und weiter nutzen können. Unsere internationalen Projekte 
werden wir fortsetzen. Auch lokale Organisationen in Russland, 
die unter dem Dach von Memorial-International tätig sind, wur-
den nicht als »ausländische Agenten« eingestuft. Die Forschung 
wird jedoch mit großen Schwierigkeiten verbunden sein. Staat-
liche Institutionen werden nichts mehr mit uns zu tun haben 
wollen. Öffentliche Einrichtungen wie Schulen werden Angst 
haben, wenn sie das Wort Memorial hören.  

Werden Sie Ihre Menschenrechtsarbeit fortsetzen können? 
Wir haben auf viele Fragen noch keine Antwort. Das Memorial-
Menschenrechtszentrum, das sich um Menschenrechtsarbeit in 

Russland kümmert, wird aufgelöst. Unsere Tochterorganisation 
Bürgerunterstützung unter der Leitung von Swetlana Gannusch-
kina, die so viel zum Schutz der Menschenrechte und vor allem 
für die Flüchtlingshilfe in unserem Land leistet, bleibt legal, hat-
te aber bereits Probleme, Räumlichkeiten anzumieten. Fast kein 
Vermieter will mehr mit Memorial zu tun haben.  

Zu welchen Menschenrechtsverletzungen kommt es in 
Russland? 

Die Justiz funktioniert einfach nicht. Wir haben keinen Rechts-
staat. Entweder sind die Gerichte korrupt, oder sie fällen ihre 
 Urteile unter politischem Druck. Die Regierung betrachtet Men-
schenrechtsarbeit generell als politisch und als unerwünscht. 
Das liegt daran, dass wir viele Gesetze als verfassungswidrig 
und menschenrechtsverletzend bezeichnen und die Öffentlich-
keit darüber informieren. Die Grundrechte, wie zum Beispiel die 
Meinungsfreiheit, sind begrenzt. Es gibt eine strenge staatliche 
Zensur in den Massenmedien und im Internet. Das betrifft nicht 
nur lokale Journalist_innen und Blogger_innen, auch Google 
und Facebook wurden zu Strafzahlungen verdonnert. Man kann 
praktisch keine Demonstration oder Mahnwache mehr organi-
sieren. Kritische Menschen werden politisch verfolgt – bis hin 
zu Inhaftierungen.  

Welche Zukunft gibt es für ein Russland, das immer mehr in 
den Autoritarismus rutscht? 

Ich habe keine Hoffnung, dass der Kreml aufhört, unabhängige 
Medien und Nichtregierungsorganisationen unter Druck zu set-
zen. Die Regierung wird ihre Maßnahmen sogar verschärfen. 
Der Umgang mit Memorial ist ein Beweis dafür. ◆
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G
roße gelbgrüne Maracujas, 
die rötlichen Früchte des 
Caju-Baums, verschiedene 
Sorten von Maniok – das al-
les liegt ausgebreitet auf ei-

nem Tisch im Dorfzentrum von Campin-
ho. Clovis Edoinho Xaviér, ein kleiner 
Mann mit rundem Gesicht, öffnet eine 
lange, braune Frucht, die weißes Frucht-
fleisch enthält. »Das ist eine Ingá«, sagt 
er. Xaviér ist Ortsversteher der kleinen 
Gemeinde, in der 84 indigene Familien 
leben, gut 300 Personen. 

Campinho liegt im indigenen Schutz-
gebiet Canauanim in Brasiliens nörd -
lichs tem Bundesstaat Roraima. Verlässt 
man das Dorf, befindet man sich direkt 
im Regenwald an einem sogenannten Iga-
rapé. Das ist ein Fluss mit hoher Arten-
vielfalt, die wichtig ist für das Ökosystem 
des Amazonasgebiets. »Die Umwelt zu 
schützen heißt, unser Leben zu schützen. 
Die Erde ist unsere Mutter«, sagt der Orts-
vorsteher. Libellen schwirren über den 
Fluss, alles wirkt sehr friedlich. Auf den 
ersten Blick wirkt Campinho fast wie ein 
unberührtes Paradies. Aber dieser Frie-
den ist in Gefahr – Abholzung, Landkon-
flikte und politische Initiativen bedrohen 
die Indigenen und ihr Land.  

Rund 13,8 Prozent der Fläche Brasi-
liens sind »Terra Indígena«, indigenes 
Land, das als Schutzgebiet deklariert ist. 
Der Abbau von Bodenschätzen ist dort 
verboten, bei Infrastrukturprojekten 

müssen die Indigenen konsultiert wer-
den. Die Schutzgebiete stehen jedoch seit 
jeher unter Druck. Zum einen, weil es 
dort Bodenschätze gibt wie Gold, Dia-
manten oder Bauxit, zum anderen, weil 
viele darin ungenutztes Land sehen, das 
man besser für Landwirtschaft nutzen 
sollte. Soja-Monokulturen oder Rinder -
farmen könnten dort wirtschaftliches 
Wachstum generieren, so die Argumen -
tation. Illegale Landnahme, juristische 
Streitigkeiten, aber auch rohe Gewalt 
 prägen seit Jahrzehnten die Auseinander-
setzungen um indigenes Land.  

Seit 2018 hat sich die Lage jedoch 
deutlich zugespitzt: »Die aktuelle Regie-
rung und der Präsident sind verrückt. Er 
zerstört die Umwelt, ohne Rücksicht auf 
Verluste. Das macht Angst«, sagt Xaviér. 
»Uns Indigene behandelt er wie Hunde.«  

Die Folgen dieser Politik sind über-
deutlich, gewaltsame Übergriffe nehmen 
stark zu: Nach Angaben des Indigenen 
Missionarsrats, der zur brasilianischen 
Bischofskonferenz gehört, lag die Zahl 
der Fälle »illegalen Eindringens« in indi-
gene Gebiete im Jahr 2020 um 137 Prozent 
höher als im Vorjahr. Immer öfter werden 
Indigene bei diesen Konflikten getötet – 
allein im Jahr 2020 gab es 182 Todesopfer.  

Ein Grund dafür ist die aggressive 
Rhetorik von Präsident Jair Bolsonaro. 
Schon im Wahlkampf hatte er angekün-
digt, »keinen Millimeter« indigenes Land 
zusätzlich ausweisen zu lassen. Seitdem 
wiederholt er unermüdlich, es gebe in 
Brasilien »zu viel Land für wenige Indige-
ne«, schließlich machten sie nur ein hal-

bes Prozent der Bevölkerung aus. Seit 
Bolsonaros Amtsantritt wurden tatsäch-
lich keine weiteren indigenen Schutzge-
biete ausgewiesen. Doch für viele Indige-
ne ist ihr Land die einzige Lebensgrund-
lage. 

»Die Regierung bringt uns um« 
In Brasilien gibt es rund 900.000 Indige-
ne, die mehr als 300 Bevölkerungsgrup-
pen angehören. Die brasilianische Verfas-
sung schützt ihre traditionelle Lebens-
weise, zumindest theoretisch. Nach dem 
Ende der Militärdiktatur hatte es in den 
1990er und 2000er Jahren Fortschritte 
gegeben, was die Wahrung indigener 
Rechte betraf. Dennoch leben Angehörige 
indigener Bevölkerungsgruppen über-
durchschnittlich oft in Armut, haben nie-
drigere Bildungschancen und oft kaum 
Zugang zu medizinischer Versorgung. 
Dies wurde während der Corona-Pande-
mie besonders deutlich. Zwischen März 
2020 und Januar 2022 starben mindes-
tens 1.251 Indigene an oder mit dem Virus, 
darunter auch mehrere Führungspersön-
lichkeiten. Die Zweifach-Impfquote der 
indigenen Bevölkerung lag im Dezember 
2021 mit lediglich 44 Prozent weit unter 
dem nationalen Durchschnitt.  

»Die Regierung bringt uns um«, sagt 
Júnior Hekurari. Der Präsident des Rats 
für Indigene Gesundheit der Yanomami 
und Yekwana sitzt in einem einfachen 
Büro in Boa Vista, der Hauptstadt des 
Bundesstaats Roraima. Hinter ihm hän-
gen Pfeile, Köcher und eine rot-orangene 
Federkrone. Er hustet immer wieder, sei-40 AMNESTY JOURNAL | 02/2022

INDIGENE BEDROHT

Bolsonaro  
gegen die  
»Terra Indígena« 
 
In Brasilien setzt die Regierung des rechtsextremen Präsidenten Indigene zunehmend unter 
Druck. Gesetzesvorhaben, Landkonflikte und gewaltsame Angriffe bedrohen ihre Rechte.  
Aus dem Schutzgebiet Canauanim von Lisa Kuner (Text) und Nara Nasco (Fotos)



Kämpft für die Rechte  
Indigener: Júnior Hekurari. AMNESTY JOURNAL | 02/2022 41



ne Stimme klingt leise, er wirkt erschöpft, 
und seine Augen sind leicht gerötet.  

»Das ist kein Corona«, versucht er zu 
beruhigen. »Ich kuriere nur noch eine 
Malariainfektion aus.« Das Gespräch 
wollte er nicht verschieben, denn es ist 
ihm wichtig, gehört zu werden. Hekurari 
ist Angehöriger der Yanomami, einer in-
digenen Gruppe, die unter der aktuellen 
Politik ganz besonders zu leiden hat. 

Ihr Land, die »Terra Yanomami«, ist das 
größte indigene Schutzgebiet Brasiliens. 
Es ist doppelt so groß wie die Schweiz und 
umfasst Amazonasgebiete in den brasilia-
nischen Bundesstaaten Roraima und 
Amazonas. Es gibt dort noch besonders 
viel intakten Regenwald, eine große Bio-
diversität, aber auch sehr viele Boden-
schätze, insbesondere Gold. Das wird den 
Yanomami immer mehr zum Verhängnis. 

Minen oder nachhaltige  
Landwirtschaft 
Der Traum vom plötzlichen Reichtum  
hat in den vergangenen Jahren mehr als 
20.000 illegale Goldsucher_innen in das 
Land der Yanomami gelockt. »Es gab viele 
Angriffe, auch Tote«, erzählt Júnior Heku-
rari. »Ich und meine Kollegen werden be-
droht.« Um an das Gold zu gelangen, wer-
den nicht nur Wälder zerstört, sondern 
auch hochgiftige Chemikalien wie Queck-

silber eingesetzt, die das Wasser verseu-
chen. Zudem entstehen durch die oft im-
provisierten Goldminen viele stehende 
Gewässer, die Brutstätten für Moskitos 
sind. 2021 gab es deshalb viele Malaria-
ausbrüche in der Region. Die Goldgrä-
ber_innen stehen auch im Verdacht, das 
Corona-Virus in entlegene Gebiete zu tra-
gen. »Wir erhalten überhaupt keine öf-
fentliche Unterstützung«, sagt Hekurari. 
»Sie lassen unsere Kinder sterben.« Die 
Situation werde immer schlimmer. 

Es gibt kaum politischen Willen, etwas 
an der Situation zu ändern. Der illegale 
Bergbau wird nur selten strafrechtlich 
verfolgt. Im Gegenteil: »Die Regierung er-
mutigt die Goldgräber_innen sogar dazu, 
in unser Land zu kommen«. Immer wie-
der lassen sich auch Indigene vom Gold-
rausch verführen und schließen sich den 
Goldgräber_innen an.  

Für die Indigenen in Campinho ist es 
darum wichtig, Alternativen zu entwi-
ckeln, die ihnen ein Einkommen sichern. 
»Wir versuchen, ein Projekt für nachhalti-
ge Fischzucht aufzubauen«, erklärt Raiel-
ly Ribeiro, die 19-jährige Jugendkoordina-
torin des Dorfs. Auch der Verkauf von 
Obst und Gemüse aus biologischer Land-
wirtschaft zählt zu den Alternativen. Es 
wächst in kleinen Beeten in Gärten und 
Hinterhöfen, während der Großteil der 

landwirtschaftlichen Produkte in Brasi-
lien aus großen Plantagen stammt. »Uns 
ist es wichtig, unser Land zu bewahren«, 
sagt Ribeiro.  

Satellitenaufnahmen beweisen, in 
welchem Maß die Indigenen Natur und 
Artenvielfalt schützen: In den Schutzge-
bieten ist der Regenwald intakter – die in-
digenen Gebiete bilden eine Art Schutz-
schild gegen die Abholzung. 

Die Frage des Stichtags 
Doch außer Gewalt, illegalem Ressour-
cenabbau und Umweltzerstörung droht 
den Indigenen in Brasilien eine weitere 
Gefahr: Ein Gesetzesvorhaben, das ihr in 
der Verfassung festgeschriebenes Recht 
auf ihr angestammtes Land beschneiden 
würde. Dabei geht es um die sogenannte 
Stichtagsthese, erklärt der Rechtsanwalt 
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Wirbt unter Indigenen für nachhaltige 
Landwirtschaft: Raielly Ribeiro.



Ivo Aureliano Cípio, der für den indige-
nen Rat in Roraima arbeitet. Demnach 
sollen indigene Gemeinschaften nur 
noch Anspruch auf Gebiete haben, in de-
nen sie nachweislich vor der Verkündung 
der Verfassung im Oktober 1988 gelebt 
haben. Viele sind jedoch nicht in der Lage, 
entsprechende Nachweise zu erbringen.  

Aus Sicht vieler Expert_innen würde 
die Stichtagsregelung der Geschichte der 
Indigenen in Brasilien nicht gerecht. Seit 
der Kolonialzeit und insbesondere wäh-
rend der Militärdiktatur wurden sie unter 
Druck gesetzt, vertrieben und getötet. Das 
Recht indigener Gemeinschaften auf ihr 
Land an einen Stichtag zu koppeln, sei 
deshalb unzulässig, argumentieren die 
Kritiker_innen. 

Das Oberste Gericht prüft derzeit, ob 
die Stichtagsregelung rechtens ist. »Sollte 
das Gericht das Gesetzesvorhaben billi-
gen, wäre dies eine Tragödie für die indi-
genen Völker«, sagt Cípio. Vermutlich 

doch nicht kampflos hin, im ganzen Land 
regt sich inzwischen Widerstand. So fuh-
ren im August 2021 Tausende in die 
Hauptstadt Brasilia, um gegen die Stich-
tagsregelung zu demonstrieren. Auch die 
Jugendkoordinatorin Raielly Ribeiro orga-
nisiert Proteste: »Wir kämpfen für unsere 
Kultur, für eine Zukunft der jungen Indi-
genen«, sagt sie.  

Ortsvorsteher Clovis Edoino Xaviér ist 
stolz auf die jungen Menschen in seinem 
Dorf und zuversichtlich, dass die Aktio-
nen Erfolg haben: »Wir werden nicht zu-
lassen, dass sie uns das Land wegnehmen. 
Wir werden nicht aufgeben, wir kämpfen 
weiter, bis zum letzten Indigenen.« ◆

würden dann keine weiteren Schutzge-
biete mehr ausgewiesen und bestehende 
könnten juristisch angefochten werden.  

Auch für die kleine Gemeinde Cam-
pinho hätte dies Konsequenzen. Sie liegt 
zwar in einem bereits anerkannten 
Schutzgebiet, doch versucht sie schon 
lange, mehr Land zu erhalten. Das wäre 
dann unmöglich. Ein juristischer Prozess 
wäre auf jeden Fall riskant. »Wir können 
keinen Beweis vorlegen, dass wir schon 
vor 1988 hier waren«, sagt Ortsvorsteher 
Clovis Edoinho Xaviér besorgt.  

Ein weiteres umstrittenes Gesetzes-
vorhaben, das PL 490, soll in den indige-
nen Gebieten Bergbau, Abholzung und 
Agrobusiness erlauben, wenn dies in »na-
tionalem Interesse« ist. »Damit soll unser 
Mitspracherecht über das Land beschnit-
ten werden«, erklärt Rechtsanwalt Cípio. 
Auch der Schutz sogenannter »isolierter 
Völker« würde aufgeweicht: Der bislang 
verbotene Kontakt zu ihnen würde er-
laubt, um nationale Interessen durchzu-
setzen  (siehe Isolierte Völker). Für Cípio 
ist die Wurzel allen Übels klar: »Unser 
größtes Problem ist die brasilianische Re-
gierung«. Bevor die nicht abgewählt sei, 
gebe es wenig Hoffnung auf Besserung. 

Die indigenen Gemeinschaften neh-
men die Bedrohungen und Angriffe je- AMNESTY JOURNAL | 02/2022 43

ISOLIERTE VÖLKER 
Unter isolierten Völkern versteht man Gruppen 
von Indigenen, die ohne Kontakt zur Außenwelt 
leben. Kontakt mit anderen Menschen kann für 
sie tödlich enden, da sie keinerlei Resistenz ge-
gen Krankheiten wie Grippe oder Masern ha-
ben. In Brasilien sind 24 dieser bisher nicht kon-
taktierten Völker staatlich anerkannt, es wird 
vermutet, dass es noch mindestens 44 weitere 
gibt. Sie zu kontaktieren, ist gesetzlich verboten.

»Wir werden nicht 
zulassen, dass sie uns 

das Land wegnehmen.« 
Clovis Edoinho Xaviér

Bleibt auch unter  
Druck zuversichtlich: 
Clovis Edoinho Xaviér.



D
ie Wolken hängen tief, eini-
ge der Berge sind bereits 
nicht mehr zu sehen. Jeden 
Moment kann sich ein tropi-
scher Regen über den Izabal-

See ergießen. Fischer Eduardo Bin Poou 
lässt dennoch sein Boot langsam durch 
das Wasser gleiten und zeigt auf eine 
grau-schwarze Fläche in Ufernähe zwi-
schen rauchenden Schornsteinen, Indus-
trierohren und Fabrikhallen. »In diesem 
Schlamm befindet sich Schwermetall«, 
 erklärt er. Wenn es viel regne, fließe der 
Dreck in den See. »Das Bergbauunterneh-
men hat keine Genehmigung, diesen Ab-
fall zu lagern.« 

Für den 56-Jährigen ist der giftige 
Schlamm nur eines von vielen Proble-
men, die der Nickelabbau in seiner Hei-
matstadt El Estor im Osten Guatemalas 
verursacht hat. Er berichtet von seltsa-
men Blasen auf der Haut von Fischen und 
roten Ablagerungen auf der Wasserober-
fläche. Vor allem aber stört den Fischer, 
der zur Bevölkerungsgruppe der Maya 
Q’eqchi’ gehört, dass seine Leute nie 
 gefragt wurden, ob sie dem Bergbau 
 zustimmen. 

Schließlich müssen Indigene gemäß 
der Konvention 169 der Internationalen 
Arbeitsorganisation im Voraus, frei und 
informiert befragt werden, wenn auf ih-
rem Land Rohstoffe abgebaut werden sol-
len. Doch weder die Regierung noch das 
Unternehmen CGN, eine Tochterfirma 
der Schweizer Solway Investment Group, 
scherten sich darum. So sah es auch das 
guatemaltekische Verfassungsgericht, das 

im Juni 2020 entschied, das Fénix-Berg-
werk müsse den Nickelabbau einstellen, 
solange die indigenen Einwohner_innen 
von El Estor nicht befragt worden seien. 

Dennoch fuhren unentwegt Kipplader 
und LKWs über die Straße, die zu den An-
lagen von CGN führt. Etwa sechs Kilome-
ter von der Kleinstadt entfernt betreibt 
die Firma außer dem Bergwerk auch die 
Fabrik Pronico, in der aus dem Rohstoff 
Nickeleisen hergestellt wird. Dort hat Fir-
mensprecher David Orellana sein Büro. 
»Wir haben uns immer an die rechtlichen 
Vorgaben gehalten«, betont er. Nach dem 
Urteil des Verfassungsgerichts sei die Fé-
nix-Mine geschlossen worden. 

Doch das wollten Eduardo Bin Poou 
und andere nicht glauben. Zu oft schon 
wurden sie von den Betreibern des Berg-
werks betrogen, in den Konflikten mit 
dem Unternehmen starben sogar Men-
schen. Um eine Umsetzung des Gerichts-
beschlusses zu erreichen, besetzten meh-
rere hundert Indigene im Oktober 2021 
die Straße. 20 Tage lang ließen sie keinen 
LKW passieren, der Material für die CGN 
transportierte. »Alle anderen, also Taxis, 
Busse oder Privatwagen konnten weiter-
fahren«, betont der Fischer. 

Dennoch lösten Polizisten und Solda-
ten die Blockade am 22. Oktober gewalt-
sam auf. »Es waren Spezialeinheiten, sie 
kamen mit Hubschraubern und sprühten 
Tränengas«, berichtet Luis Ich Choc. Der 
34-Jährige hatte sich ebenfalls an der Blo-
ckade beteiligt. »Die Behörden behaup-
ten, dass vier Polizisten durch Schüsse 
verletzt worden seien, aber das waren 
nicht wir«, sagt er. Ein paar Steine seien 
geflogen, ja, aber Schüsse? »Wir haben 
keine Waffen«, erklärt Ich Choc, der zum 

Alten Rat gehört, dem Führungsgremium 
der indigenen Gemeinde. 

Die Sicherheitskräfte hätten im Auf-
trag des Minenunternehmens agiert, kri-
tisiert er. »Wie in einer Prozession haben 
die Polizisten jeden Lastwagen begleitet.« 
Firmensprecher Orellana hält den Einsatz 
hingegen für gerechtfertigt: »Die für die 
Produktion notwendige Kohle war zu 
Ende gegangen. Eine Antwort des Staats 
war erforderlich.« 

Dieser Antwort folgten weitere Angrif-
fe auf die Q’eqchi’. Die Regierung ver-
hängte für 30 Tage den Ausnahmezu-
stand, an jeder Ecke standen Polizist_in-
nen und Soldaten. Die Sicherheitskräfte 
nahmen 40 Hausdurchsuchungen vor, 
auch bei Luis Ich Choc. Doch der war 44 AMNESTY JOURNAL | 02/2022

MINE IN GUATEMALA

Ärger mit der Polizei: 
Angelica Choc, Sohn Luis. 
El Estor, Januar 2022.

Die Rechte 
der Q’eqchi’ 
 
Der Abbau und die Verarbeitung von Nickel rufen im Osten 
Guatemalas vielfach Protest hervor. Im Zentrum der Kritik 
steht dabei auch eine Investmentgruppe aus der Schweiz.  
Aus El Estor von Wolf-Dieter Vogel (Text und Fotos)



nicht da. »Seine schwangere Ehefrau war 
alleine zu Hause und erlitt einen schwe-
ren Schock, als die Soldaten ins Gebäude 
eindrangen«, berichtet seine Mutter An-
gelica Choc. Angeblich waren die Sicher-
heitskräfte auf der Suche nach den Waf-
fen, mit denen geschossen worden sein 
soll. Allerdings ohne Erfolg. »Die haben 
etwas gesucht, was sie uns anhängen kön-
nen«, meint Luis Ich Choc. 60 Personen 
wurden während dieser Tage vorüberge-
hend festgenommen.  

Abbau seit den 1970er Jahren 
Auch Eduardo Bin Poou saß eine Nacht 
lang im Gefängnis. Während er mit sei-
nem Boot über den Izabal-See fährt, sagt 
er: »Wer in Guatemala für seine Rechte 

nehmen, bevor sie 2011 von der Solway 
 Investment Group übernommen wurde. 

»Wir waren immer gegen die Mine, 
und CGN tut alles dafür, uns fertig zu ma-
chen«, sagt Angelica Choc. Doch sie räumt 
auch ein, dass nicht alle auf ihrer Seite 
stehen. »Viele sind dort beschäftigt und 
wollen ihren Arbeitsplatz nicht verlie-
ren«, sagt sie. Fragt man die Ladenbesit-
zerinnen in El Estor oder die Fischer am 
Ufer, ist die Meinung gespalten. Manche 
sind für, manche gegen die Firma. 

Nach Angaben von David Orellana ar-
beiten bei Fénix und Pronico etwa 2.000 
Menschen, 70 Prozent von ihnen stam-
men aus El Estor. Seit Anfang Januar 2022 
baue Fénix wieder Nickel ab, da die vom 
Verfassungsgericht geforderte Befragung 
nun vom Energieministerium durchge-
führt worden sei, sagt er. Tatsächlich fand 
während des Ausnahmezustands eine 
Konsultation statt. Luis Choc hält sie je-
doch für eine Farce. »Sie fand unter Ein-
schränkungen der Versammlungsfreiheit 
sowie unter Präsenz von Polizei und Mili-
tär statt«, kritisiert er. Zudem sei der Alte 
Rat der Q’eqchi’ nicht eingebunden wor-
den. »Die Umfrage wurde bewusst von 
Leuten durchgeführt, die von der CGN 
 bestochen wurden«, ist er überzeugt.  

Eduardo Bin Poou blickt nachdenklich 
aufs Wasser. »Die meisten hier leben vom 
Fischfang, was sollen unsere Enkelinnen 
und Enkel tun, wenn der See vergiftet ist?«, 
fragt er sich. Der Bergbau bringe keinen 
Fortschritt, sagt er, während er das Ufer 
ansteuert. Von dort aus sind es nur wenige 
Meter zu seinem aus Bambus gezimmer-
ten Haus. Er hofft, dass er bald zumindest 
wieder ohne Angst fischen kann. ◆

einsteht, gilt als kriminell, während CGN 
unsere Rechte missachtet.« 

Luis Ich Choc tauchte ab, nachdem der 
Ausnahmezustand verhängt wurde. Vier 
Wochen lang schlug er sich mit anderen 
Verfolgten im Wald durch. »Manchmal 
hatten wir tagelang nichts zu essen«, er-
zählt er. Seit ein paar Wochen ist er wie-
der in El Estor. Wie seine Eltern kämpft er 
für die Rechte der Q’eqchi’, obwohl das 
seinen Vater das Leben gekostet hat. 2009 
griffen Angestellte des Sicherheitsdiens -
tes von CGN Adolfo Ich und andere Berg-
baugegner_innen mit Macheten und Waf-
fen an. Adolfo Ich starb durch einen 
Schuss, andere wurden schwer verletzt. 
Im Januar 2021 verurteilte ein Gericht den 
ehemaligen CGN-Sicherheitschef wegen 
des Mordes. 

Angelica Choc, die Frau des Ermorde-
ten, musste an das Verbrechen denken, 
als im Oktober Soldaten und Polizisten 
das Haus ihres Sohnes stürmten. Der Kon-
flikt um den Nickelabbau begleitet die 54-
Jährige bereits seit ihrer Kindheit. Seit 
den 1970er Jahren wird das Metall nahe El 
Estor abgebaut. Damals tobte in Guatema-
la ein Bürgerkrieg, der mehr als 200.000 
Menschen das Leben kostete.  

Immer wieder starben Menschen bei 
Protesten gegen den Bergbau. 1978 richte-
te das CGN-Sicherheitspersonal ein Mas-
saker unter den Indigenen an, die sich ge-
gen die Mine wehrten. Die Firma gehörte 
damals noch einem kanadischen Unter- AMNESTY JOURNAL | 02/2022 45

»Die haben etwas 
gesucht, was sie uns 

anhängen können.« 
Luis Ich Choc

Eduardo Bin Poou, 
Fischer. El Estor,  

Januar 2022.

Quelle des Streits: CGN-Bergwerk. 
El Estor, Januar 2022.
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Bewaffnete Drohnen oder Killerroboter, 
die ohne menschliche Kontrolle Ziele aus-
wählen und angreifen? Was nach einem 
Hollywoodszenario klingt, haben einige 
Staaten bereits konkret in Planung. Sie 
 arbeiten mit Nachdruck an der Weiterent-
wicklung von Techniken für autonome 
Waffensysteme. Dafür werden etwa Ge-
sichtserkennung oder Bewegungssenso-
ren eingesetzt. Diese Waffensysteme 
könnten Kriegsführung, Polizeiarbeit und 
Grenzkontrollen verändern. 

Mathias John, Rüstungsexperte von 
Amnesty International in Deutschland, 
sagt: »Maschinen unkontrolliert über 
 Leben und Tod entscheiden zu lassen, ist 
ein Angriff auf die Menschenwürde und 
wird zu verheerenden Verstößen gegen 
die Menschenrechte und das humanitäre 

Völkerrecht führen. Die internationale 
Staatengemeinschaft muss endlich Ver-
handlungen für einen robusten, rechtlich 
bindenden internationalen Vertrag auf-
nehmen, um die Entwicklung und Ver-
breitung von Killerrobotern zu stoppen – 
bevor es zu spät ist. Die neue Bundesre-
gierung muss das nachdrücklich unter-
stützen.« 

Die UNO konnte sich bei ihren jüngs -
ten Beratungen zu diesem Thema im De-
zember 2021 nicht auf eine Ächtung von 
Killerrobotern einigen. Insbesondere Ös-
terreich, Irland und Mexiko arbeiten auf 
ein Verbot hin. Auch die Bundesregierung 
hat sich in ihrem Koalitionsvertrag für 
eine verbindliche internationale Ächtung 
ausgesprochen. Allerdings sperren sich 
große Militärmächte wie die USA und 

Russland gegen ein solches Verbot. Nach 
Ansicht von Diplomat_innen bringt es je-
doch wenig, wenn nur Länder autonome 
Waffensysteme verbieten, die selbst keine 
entwickeln. Ohne Zustimmung der her-
stellenden Länder würden die Bemühun-
gen ins Leere laufen. Die Beratungen bei 
der UNO ziehen sich bereits seit mehr als 
sieben Jahren hin.  

Amnesty International und die globa-
le Kampagne »Stop Killer Robots« haben 
eine Petition gestartet, die alle Regierun-
gen auffordert, sich für Verhandlungen 
über einen globalen Vertrag gegen Killer-
roboter einzusetzen. Auf den Instagram- 
und Facebookseiten der Kampagne ist die 
Anwendung »Escape the Scan« verfügbar. 
Sie vermittelt eindrücklich, wozu Killer -
roboter bald in der Lage sein könnten.
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WAS TUN?

WAS SAGT AMNESTY EIGENTLICH ZU: 
KILLERROBOTERN?

DER FOTOBEWEIS: REPRESSION IN KASACHSTAN
Almaty, die größte Stadt Kasachstans, am 
6. Januar 2022. Ein Video der Nachrichten -
agentur AFP zeigt einen Zusammenstoß 
von Demonstrierenden mit kasachischen 
Sicherheitskräften. 

Wegen gestiegener Energiepreise kam 
es in Kasachstan zu Beginn des Jahres zu 
gewaltsamen Protesten, bei denen nach 
Regierungsangaben 225 Menschen getö-
tet und mehr als 4.300 Menschen verletzt 
wurden. Mehr als 10.000 Menschen wur-
den festgenommen. Nachdem Staatsprä-
sident Kassim-Schomart Tokajew von ei-
nem »versuchten Staatsstreich« gespro-
chen hatte, erteilte er seinem Sicherheits-
apparat Schießbefehl und forderte Hilfe 
an. Ein Militärbündnis unter russischer 
Führung schickte 2.500 Soldat_innen in 
das Land.  

Amnesty International forderte die 
Behörden auf, die Menschenrechte aller 
Inhaftierten zu gewährleisten und will-
kürlich Festgenommene sofort freizulas-
sen. Die im Zusammenhang mit den Pro-
testen begangenen Menschenrechtsver-
letzungen müssten unabhängig unter-
sucht werden.

Foto: Alexander Platonov / AFP / Getty Images



Artikel 25 der Allgemeinen 
Erklärung der Menschen-
rechte lautet: »Jeder Mensch 
hat das Recht auf einen Le-
bensstandard, der Gesund-
heit und Wohl für sich selbst 

und die eigene Familie gewährleistet.« 
 

Dieses Menschenrecht wird von europäi-
schen Chemiekonzernen missachtet. Den 
Organisationen Public Eye und Green -
peace zufolge exportieren europäische 
Unternehmen in großen Mengen Pestizi-
de, die zum Schutz von Mensch oder Um-

afrikanische Kontinent der am schnell-
sten wachsende Pestizid-Markt der Welt, 
der »dringend striktere Regeln« brauche. 
Problematisch sind auch mangelnde Si-
cherheitsauflagen sowie Vorkehrungen 
bei der Anwendung der Substanzen. Fast 
die Hälfte aller Landwirt_innen und Plan-
tagenarbeiter_innen weltweit erleidet 
jährlich mindestens eine Pestizidvergif-
tung, schreibt die Rosa-Luxemburg-Stif-
tung. Der Großteil dieser Vergiftungen 
 ereignet sich in Ländern des globalen 
 Südens.

welt in der Europäischen Union verboten 
sind. Allein im Jahr 2018 haben EU-Län-
der den Export von mehr als 81.000 Ton-
nen solch gefährlicher Substanzen geneh-
migt. Mehr als 90 Prozent dieser Exporte 
stammen aus Großbritannien, Italien, 
den Niederlanden, Deutschland, Frank-
reich, Belgien und Spanien. 

Die giftigen Pestizide werden über-
wiegend in Entwicklungs- und Schwellen-
länder verkauft, in denen ihr Einsatz 
noch nicht verboten ist. Einem Bericht 
des Netzwerks Afrikanischer Wissen-
schaftsakademien (Nasac) zufolge ist der 

MENSCHENRECHT MISSACHTET: VERBOTENE 
PESTIZIDE FÜR DEN GLOBALEN SÜDEN


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Quelle: Caminando Fronteras

MALEN NACH ZAHLEN: 
DIE KANAREN-ROUTE 
 
Spanien von Afrika aus auf dem Seeweg zu erreichen,  
wird für Flüchtlinge immer gefährlicher. Die spanische  
Hilfsorganisation Caminando Fronteras hat ermittelt,  
dass sich die Zahl der Todesopfer in den vergangenen 
Jahren verdoppelt hat. Wurden im Jahr 2020 noch 2.170 Tote 
gezählt, so starben 2021 schon mehr als 4.400 Menschen 
bei dem Versuch, nach Spanien zu gelangen. 
Mehr als 4.000 von ihnen kamen auf der 
sogenannten Kanaren-Route zu Tode. 

ANKLAGEN GEGEN DIE »EL HIBLU 3« FALLEN LASSEN! 
Die Besatzung des Öltankers »El Hiblu« rettete mehr als 100 
Schiffbrüchige vor Libyen. Drei Jugendliche überzeugten die 
Crew, die Geretteten nach Malta zu bringen. Die Behörden dort 
stürmten das Schiff und behaupteten, die Jugendlichen hätten 
es mit Gewalt unter ihre Kontrolle gebracht. Den »El Hiblu 3« 
drohen lebenslängliche Haftstrafen. Fordere den maltesischen 
Generalstaatsanwalt auf, die Anklagen fallen zu lassen!

KLICKEN FÜR AMNESTY 
 
WWW.AMNESTY.DE/MITMACHEN
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NORDKOREA

Zwei Frauen auf der südkoreanischen  
Seite der Grenze zu Nordkorea. 

Paju, 5. Januar 2022. 
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Datenbanken 
gegen 
Erschießungen 
 
Die Organisation Transitional Justice Working Group aus dem südkoreanischen  
Seoul dokumentiert Menschenrechtsverletzungen in Nordkorea. Es geht vor allem  
um öffentliche Hinrichtungen und Fälle von Verschwindenlassen. Von Felix Lill



E
nde Dezember war in der 
deutschsprachigen Presse ein 
verstörender Bericht über 
Nordkorea zu lesen. In einem 
Text zum zehnjährigen Jubi-

läum der Regentschaft von Kim Jong-un, 
der in mehreren Zeitungen erschien, be-
schrieb der auf Ostasien spezialisierte 
freie Journalist Fabian Kretschmer, wie 
Hinrichtungen in Nordkorea vor sich ge-
hen: »Oftmals müssen den Erschießun-
gen nicht nur die Angehörigen der Verur-
teilten beiwohnen, sondern die gesamte 
Nachbarschaft.« In dem Einparteienstaat 
dienten Hinrichtungen nicht nur dazu, 
unbequeme Stimmen zum Schweigen zu 
bringen, sie fungierten auch als Abschre-
ckung für alle, die zusehen müssen.  

Kretschmer beruft sich in seinem Text 
auf Informationen der Nichtregierungs-
organisation Transitional Justice Working 
Group (TJWG) in Seoul, die mehr als sechs 
Jahre lang fast 700 nordkoreanische 
Flüchtlinge interviewt hat. »Wir wollen 
eine große Datenbank schaffen, die die 
Hinrichtungen durch den nordkoreani-
schen Staat offenlegt und systematisiert«, 
sagt Scott Stevens, der für TJWG arbeitet. 
Zwar werde man es kaum schaffen, jeden 
Fall zu dokumentieren, räumt der gebür-
tige Kanadier ein, aber deshalb erst gar 
nicht damit anzufangen, sei kein Argu-
ment: »Jede einzelne Hinrichtung ist 
schlimm und verdient Beachtung und 
Verachtung.« 

Weltweit steht kaum ein Staat derart 
in Verruf, was Menschenrechtsverletzun-
gen betrifft, wie Nordkorea. Auch Amnes-
ty International prangert seit Jahrzehnten 
unter anderem Straflager für politische 
Gefangene, Folter, Willkürjustiz und Hin-
richtungen an. UN-Institutionen und vie-
le Staaten weltweit üben ebenfalls seit 
Jahrzehnten scharfe Kritik am Regime in 
Pjöngjang. Die Kim-Dynastie hat all das 
genauso überlebt wie den Kalten Krieg 
und Hungersnöte mit möglicherweise 
Millionen Toten. »Wer heute noch be-
hauptet, Nordkoreas Regime würde bald 
verschwinden, redet Unsinn«, sagt Vladi-
mir Tikhonov, Professor für Koreanistik 
an der Universität Oslo. 

denen Menschen allein dafür hingerich-
tet wurden, weil sie Videos mit Popmusik 
aus Südkorea angesehen und weiterver-
breitet hatten. In anderen Fällen erfolgten 
die Exekutionen wegen Drogendelikten, 
Prostitution oder Menschenhandel. Auch 
für Mord, versuchten Mord und sexuelle 
Vergehen wurde die Todesstrafe ver-
hängt. »Einen richtigen Prozess erhalten 
die Beschuldigten nicht«, sagt Stevens. 
»Die Anklage wird vorgelegt, dann wird 
das Urteil gefällt, und dann werden sie 
 erschossen.« 

Finanziert wird die Arbeit von Scott 
Stevens und seinen Mitarbeiter_innen von 
der US-amerikanischen Stiftung National 
Endowment for Democracy. Das Budget 
reicht mittlerweile auch dafür, die Tätig-
keiten auszuweiten. »Wir haben ein soge-
nanntes Footprint-Projekt ins Leben geru-
fen«, sagt Stevens. »Damit wollen wir Fälle 
von Verschwindenlassen seit Beginn des 
Koreakriegs im Jahr 1950 dokumentieren.«  

Gemeinsam mit anderen Organisatio-
nen hat TJWG eine Datenbank aufgebaut, 
die Menschen erfasst, die in Nordkorea 
willkürlich inhaftiert, verschleppt und 
dem Verschwindenlassen zum Opfer ge-
fallen sind. Informationen über etwa 
20.000 Fälle sind bereits im Internet un-
ter nkfootprints.info verfügbar. Vermerkt 
sind jeweils die Namen und die Orte des 
Verschwindens. Bis das ganze gesammel-
te Material online zur Verfügung steht, 
könnten aber noch Jahre vergehen. »Oft 
ist die Information handgeschrieben und 
schwer lesbar, manchmal sind es alte, be-
schriftete Fotos«, sagt Stevens. Ziel sei es, 
an diese Fälle zu erinnern und sie dem 
Vergessen zu entreißen. Sollte es irgend-
wann einmal möglich werden, die nord-
koreanischen Verantwortlichen zur Re-
chenschaft zu ziehen und die Opfer recht-
lich anzuerkennen, dann dürften die Da-
tenbanken der Transitional Justice Wor-
king Group ihren Beitrag dazu geleistet 
haben. 

Zuletzt hat TJWG noch ein drittes Pro-
jekt in Angriff genommen. »Wir bilden 
jetzt Teams in anderen Ländern aus, die 
etwas Ähnliches machen wollen.« Sowohl 
in Mexiko, wo zahlreiche Menschen Op-
fer des Drogenkriegs werden, als auch in 
Myanmar, wo die Rohingya vertrieben 
und unterdrückt werden, arbeiten Grup-
pen mittlerweile mit dem Team aus Seoul 
zusammen. ◆

Das zehnköpfige Team der Transitio-
nal Justice Working Group in Seoul will 
verhindern, dass die Menschenrechtsver-
letzungen nördlich der Grenze in Verges-
senheit geraten. Die Mitarbeiter_innen 
interviewen systematisch Zeug_innen 
und verknüpfen deren Aussagen mit Sa-
tellitendaten, um den Tatort der geschil-
derten Verbrechen möglichst genau zu 
bestimmen. Auf dieser Basis verfasst 
TJWG regelmäßig Berichte, die die Men-
schenrechtsverletzungen in Nordkorea 
detailliert belegen sollen. 

Das grundsätzliche methodische Pro-
blem dabei ist, dass die Daten nur auf Aus-
sagen von Zeug_innen beruhen. »Wir spre-
chen mit Menschen, die geflohen sind«, 
sagt Scott Stevens. Also Menschen, die in 
ihrem Heimatland so stark unter Druck 
waren, dass sie ihr Leben riskierten, um 
anderswo eine neue Existenz aufzubauen. 
Solche Personen dürften tendenziell nega-
tiver über Nordkorea berichten als jene, 
die keinen Anlass zur Flucht sahen.  

Dennoch glaubt Stevens, dass die 
 dokumentierten Fälle nicht nur akkurat 
überliefert und wahr sind, sondern auch 
generelle Aussagen über das nordkorea-
nische Justizsystem zulassen. »Vor einem 
Interview verwenden wir viel Zeit darauf, 
die Geflüchteten kennenzulernen. Die 
Interviews werden auch nur von Perso-
nen durchgeführt, die sich mit der Situa-
tion im Land schon längere Zeit beschäf-
tigt haben.« Bisher wurden auf diese 
Weise mehrere Hundert Gespräche mit 
Menschen geführt, die seit Ende 2011 ge-
flohen sind, also jenem Zeitpunkt, als 
Kim Jong-un die Macht übernahm.  

Perspektive auf Verschwundene  
Die Daten seien auch deshalb belastbar, 
weil die Geflüchteten unterschiedliche 
Hintergründe hätten. Zwar sind fast alle 
über die weniger abgesicherte Grenze 
Nordkoreas nach China geflohen. Zudem 
sind unter den Geflüchteten mehr Frauen 
als Männer, weil Frauen häufiger auf den 
Getreidemärkten beschäftigt sind und ih-
nen deswegen mehr Bewegungsfreiheit 
zugestanden wird. Doch gehören die Ge-
flüchteten ganz unterschiedlichen Bevöl-
kerungsgruppen an – vom ehemaligen 
Häftling bis zum Gefängnisaufseher, von 
der einfachen Arbeiterin bis zum einsti-
gen Regierungsvertreter. 

Ihre Geschichten machen eine enor-
me Brutalität deutlich. Der jüngste Be-
richt von TJWG, der Mitte Dezember 2021 
veröffentlicht wurde, schildert Fälle, in AMNESTY JOURNAL | 02/2022 51

»Jede Hinrichtung ist 
schlimm und verdient 

Beachtung.« 
Scott Stevens



Der Fall 
Taha Al-J., Anhänger der bewaffneten 
Gruppe Islamischer Staat (IS), hat, wie das 
Gericht feststellte, im Jahr 2015 eine jesi-
dische Frau und deren fünfjährige Toch-
ter gekauft und beide gemeinsam mit 
 seiner damaligen deutschen Ehefrau als 
Sklavinnen gehalten. Das Mädchen starb, 
nachdem Taha Al-J. es in sengender Hitze 
ankettete. Die Bundesanwaltschaft hatte 
den Iraker wegen Völkermordes, Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit und 
Kriegsverbrechen angeklagt. 

Internationale Strafverfahren  
vor nationalen Gerichten 
Anders als oft angenommen sind natio-
nale Gerichte für die internationale Straf-
verfolgung zuständig. Der Internationale 
Strafgerichtshof (IStGH) wird nur tätig, 
wenn Staaten unfähig oder unwillig sind. 
Folglich werden Völkerrechtsverbrechen 
wie Völkermord vorrangig auf nationaler 
Ebene verfolgt. Das Weltrechtsprinzip 
(siehe Amnesty Journal 03/2021) ermög-
licht die Verfolgung von Täter_innen und 
Taten selbst ohne Inlandsbezug. Auf die-
ser Grundlage wurde auch der Frankfur-
ter Prozess gegen Taha Al-J. geführt. 

Im Gegensatz zu klassischen Strafver-
fahren werden bei sogenannten Struktur-
ermittlungsverfahren ganze Konfliktsitu-

ationen anstelle einzelner Taten oder Per-
sonen untersucht. Die Anklage gegen Al-J. 
resultierte aus solch einem Verfahren zur 
Situation im Nordirak. Al-J. wurde als ein 
mutmaßlicher Täter identifiziert, von der 
Generalbundesanwaltschaft angeklagt, 
in Griechenland verhaftet und nach 
Deutschland überstellt. Das Hauptverfah-
ren gegen ihn begann im April 2020 am 
Oberlandesgericht (OLG) Frankfurt. Das 
Urteil erfolgte am 30. November 2021, ist 
jedoch noch nicht rechtskräftig, da die 
Verteidigung Revision eingelegt hat. 

Internationale Verfahren bergen mit-
unter komplexe Probleme. Es braucht 
Sprachmittlung und Übersetzung für jede 
Vernehmung und Beweisaufnahme. Im 
hiesigen Verfahren sprachen weder der 
Angeklagte noch Zeug_innen die Prozess-
sprache. Während der Prozess auf 
Deutsch geführt wurde, sprach der Ange-
klagte selbst nur Arabisch, die Betroffe-
nengemeinschaft der Jesid_innen über-
wiegend nur den Dialekt Kurmanji und 
einige Verfahrensbeteiligte und Interes-
sierte nur Englisch. Außerdem wird bei 
internationalen Verfahren überwiegend 
im Ausland ermittelt, die Verfahren sind 
zeitaufwändig und kostspielig. 

Lob und Kritik am Verfahren 
Das OLG verdient für zwei Besonderhei-
ten Anerkennung. Erstmals wurde das 
Weltrechtsprinzip in seiner absoluten 
Form angewandt und hierdurch bestätigt. 

Zudem nimmt Deutschland eine weltwei-
te Vorbildfunktion ein, was die Aufarbei-
tung von Völkerrechtsverbrechen ohne 
Inlandsbezug betrifft. Das Gericht hat 
außerdem die Verbrechen als Völkermord 
an den Jesid_innen eingestuft. Es bleibt 
zu hoffen, dass die Bundesregierung die-
ser Bewertung folgt. Allerdings steht das 
Verfahren auch stellvertretend für folgen-
de strukturelle Mängel, die zukünftig be-
hoben werden müssen.  

 
Geschlechts- und religionsspezifische 
 Dimension nicht berücksichtigt 
Hauptkritikpunkt ist die Nichtberücksich-
tigung der geschlechts- und religionsspe-
zifischen Verfolgung der Taten in Anklage 
und Urteil. Sachverhalt und Sachverstän-
digenaussagen legten nahe, dass Perso-
nen wegen ihrer Zugehörigkeit zum jesi-
dischen Glauben ausgewählt und Opfer 
des Völkermordes sowie von Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit wurden. Zudem 
wurden nur Frauen und Mädchen – wie 
Nora B. und ihre Tochter – verkauft und 
versklavt. Die Nebenklage beantragte im 
November 2020 die Erweiterung der An-
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Das Gericht hat die 
Verbrechen als 

Völkermord an den 
Jesid_innen eingestuft. 

INTERNATIONALES RECHT

Zeit für eine 
Bewertung 
 
Im November 2021 wurde der Iraker Taha Al-J. in Frankfurt  
am Main zu lebenslanger Haft verurteilt. Er war Anhänger  
der bewaffneten Gruppe Islamischer Staat (IS). Das Urteil  
gilt als historisch. Die Amnesty-Themenkoordinationsgruppe  
Völkerstrafrecht hat das Verfahren begleitet.  
Von Teresa Quadt und Jamil Balga-Koch



klage um den Tatbestand der geschlechts-
spezifischen Verfolgung. Während die 
Bundesanwaltschaft dem in ihrem 
Schlussplädoyer folgte, fanden die Tat -
bestände im Urteil keine Erwähnung. 

 
Nebenklage-Zugang zum Verfahren 
Zweck der Nebenklage ist nicht nur die 
Möglichkeit einer aktiven Teilnahme am 
Verfahren, sondern auch, den Geschädig-
ten zu ermöglichen, dem_r Täter_in nicht 
als Opfer gegenüberzutreten. Dies dient 
auch der besseren psychologischen Be-
wältigung der Tatfolgen. Die Hürden bis 
zur Zulassung zur Nebenklage sind aller-
dings hoch, was dazu führt, dass die meis-
ten Geschädigten nur als Opfer der Ver-
brechen am Verfahren teilnehmen kön-
nen. Zwar stellte sich dies im Frankfurter 
Verfahren nicht als Problem dar. Das ist 
jedoch nicht selbstverständlich.   

 
Übersetzungs- und Übertragungsmängel 
Auch konnte die Allgemeinheit nur unzu-
reichend teilhaben. Die Amnesty-Prozess-
beobachtungsgruppe durfte erst nach Er-
laubnis des Vorsitzenden Richters mit-
schreiben. Auch waren weder Bild- noch 
Tonübertragung vorgesehen, obwohl das 
deutsche Recht dies bei bedeutenden Ver-
fahren zulässt. Wegen der Corona-Maß-
nahmen gab es wenige Zuschauerplätze, 
sodass die Öffentlichkeit das Verfahren 
nur begrenzt verfolgen konnte. Mangels 
Übersetzungen war dies für ausländische 

wichtig. Deshalb ist die Übersetzung in 
relevante Sprachen essenziell. Das gilt für 
Bild- und Tonaufnahmen und öffentliche 
Prozessdokumente. Wie bei IStGH-Verfah-
ren sollte es Live-Übertragungen der Ver-
handlungen geben. Das Frankfurter Ver-
fahren hat gezeigt, dass der sprachliche 
und visuelle Zugang sowie der digitale 
Fortschritt in der deutschen Justiz Proble-
me sind, die behoben werden sollten.  

Die Nichtbeachtung der geschlechts- 
und religionsspezifischen Dimension der 
Taten resultierte vielleicht aus mangeln-
der Erfahrung mit diesem Tatbestand. Es 
wäre sinnvoll, die Expertise und das Be-
wusstsein von Richter_innen und ande-
ren Verfahrensbeteiligten mit entspre-
chenden Fortbildungen zu schärfen. Die-
se spezifischen Verbrechen sollten bereits 
in der Anklage berücksichtigt werden. 
Auch im Koblenzer Verfahren zu Staats-
folter in Syrien führte erst ein Erweite -
rungsantrag zu deren Berücksichtigung. 
Hoffentlich werden die Mängel in kom-
menden Prozessen behoben, denn die 
globale Konfliktlage macht es öfter erfor-
derlich, dass Völkerrechtsverbrechen von 
der deutschen Justiz geahndet werden. ◆ 

 
Teresa Quadt und Jamil Balga-Koch sind in der 
Amnesty-Themen-Koordinationsgruppe Völker-
strafrecht aktiv: amnesty-voelkerstrafrecht.de

Interessierte ohne Deutschkenntnisse, 
also viele der Jesid_innen, zusätzlich er-
schwert. Dies ist auch problematisch, da 
die Bedeutung von Verfahren nach dem 
Weltrechtsprinzip weit über die deutsch-
sprachige Öffentlichkeit hinausgeht.  

 
Trauma- und kultursensible Versorgung 
Zudem wurde die geschlechts- und kul-
tursensible Versorgung der Zeug_innen 
unzureichend berücksichtigt. Eine kultur-
sensible Behandlung ist nötig, um das 
Wohl der Zeug_innen zu achten und de-
ren Glaubwürdigkeit zu beurteilen – eine 
Kernaufgabe des Gerichts. Wichtiger ist 
die geschlechts- und traumaspezifische 
Betreuung. Im Zuge einer Aussage muss 
der Schutz der Opfer und Zeug_innen ge-
geben sein, um eine Retraumatisierung 
zu vermeiden. In Deutschland gibt es seit 
2017 einen Anspruch auf psychosoziale 
Prozessbegleitung für besonders schutz-
bedürftige Verletzte. Doch Nora B. fehlte 
es mangels qualifizierten Personals am 
Zugang zu einer solchen Begleitung. Sie 
erlebte das Unvorstellbare, wurde aber an 
mehr als sieben Verfahrenstagen befragt. 
Als Kronzeugin war ihre Aussage ent-
scheidend für den Ausgang des Verfah-
rens, eine psychologische Betreuung hät-
te höchste Priorität haben müssen. 

Bewertung und Ausblick 
Neben einem gerechten Urteil ist die Be-
teiligung der Betroffenengemeinschaft AMNESTY JOURNAL | 02/2022 53

Eine internationale Straftat wurde vor einem 
nationalen Gericht konsequent geahndet. 

Taha Al-J. vor dem Urteil im November 2021. 
Foto: Frank Rumpenhorst / AP / pa
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PORTRÄT

SIE SCHAFFT 
»RÄUME DER 
HOFFNUNG« 
 
Alejandra Ancheita kämpft mit der 
Menschenrechtsorganisation ProDESC für 
die Selbstermächtigung indigener Gemeinschaften 
in Mexiko. Dabei geht die Anwältin auch gegen 
transnationale Unternehmen vor. 
Von Marie Stahlhofen und Rouven Harms 

 

A lejandra Ancheita klingt entschlossen, als sie erklärt, wie 
multinationale Unternehmen die Klimakrise befeuern 
und die Menschenrechte Indigener missachten: »Es wird 

keine Klimagerechtigkeit ohne verbindliche Unternehmensver-
antwortung geben.« 

Die Anwältin sitzt bei einer Veranstaltung von Amnesty 
International in Berlin auf dem Podium und diskutiert über 
Menschenrechtsschutz in Zeiten der Klimakrise. In der einen 
Hand hält sie ein Mikrofon, die andere ist stets in Bewegung, um 
ihrer Argumentation Nachdruck zu verleihen. Es wird schnell 
klar, dass diese Frau mit ihrer energischen Art und ihrer aus-
drucksstarken Mimik nicht so schnell aufzuhalten ist. 

Doch als junge Woman of Color der unteren Mittelschicht 
war es für Ancheita nicht leicht, eine Menschenrechtsorganisa-
tion zu gründen und sich in diesem Bereich zu etablieren. Sie 
spricht von großen Hürden, die sie noch immer überwinden 
muss: »Jedes einzelne Mal muss ich meine Autorität unter Be-
weis stellen.« 

Die Erkenntnis, dass es sich nicht um persönliche, sondern 
um strukturelle Probleme handele, helfe ihr jedoch, diesen Hin-
dernissen entgegenzutreten. Auch die Erinnerung an ihre El-
tern, die selbst in den 1960er und 1970er Jahren Aktivist_innen 
waren, bestärkt sie. »Ich bin mit dem Wissen aufgewachsen, 
dass es möglich ist, etwas zu verändern.« 

Als sie vor mehr als 15 Jahren die Menschenrechtsorganisa-
tion ProDESC gründete, um die wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Rechte in Mexiko zu stärken, legte sie deshalb beson-
deren Wert darauf, eng mit indigenen Gemeinschaften zu-
sammenzuarbeiten. 

Dabei unterscheidet sich ProDESC von anderen juristischen 

Organisationen. Zur Arbeit zählen neben strategischer Prozess-
führung auch politische Kampagnen sowie Menschenrechtsbil-
dung – man verfolgt stets eine ganzheitliche Strategie. Ziel ist 
die Selbstermächtigung der indigenen Bevölkerung. Das be-
ginnt bereits bei der Auswahl der Fälle: Es ginge ihnen nicht 
 darum, was den schnellsten Erfolg verspreche. Wichtiger sei, 
dass eine indigene Gemeinschaft selbst mit dem Anliegen an 
die Organisation herantrete. Oder, in den Worten Ancheitas: 
»Unsere Fälle sind nicht immer sexy.« Sexy oder nicht – sobald 
ein Fall angenommen ist, wird er akribisch bearbeitet. 

Seit elf Jahren unterstützt ProDESC nun die indigene Ge-
meinschaft Unión Hidalgo, seit fünf Jahren kämpfen sie gemein-
sam gegen den französischen Energieriesen Électricité de France. 
Dabei geht es nicht allein um eine einzelne Gerichtsentschei-
dung. »Entscheidend ist, wie Recht als Instrument genutzt wer-
den kann, um Beteiligung sicherzustellen, Machtgefälle aufzu-
brechen und Diskussionen zu eröffnen«, betont Ancheita.  

Das Machtgefälle zwischen Betroffenen und Verursachern 
der Klimakrise sei immens. Um tatsächlich Gerechtigkeit zu 
 erreichen, reiche Menschenrechtsarbeit jedoch nicht aus. Da-
für benötige es strukturelle Veränderungen, herbeigeführt von 
sozialen Bewegungen. Mit ihrer Arbeit sieht sich Ancheita als 
Teil der Klimagerechtigkeitsbewegung. Sie betont, dass stärker 
Betroffene diese Kämpfe anführen, doch will sie ihren Anteil 
zu Veränderungen beitragen. Ihren Antrieb erklärt sie so: 
»Räume der Hoffnung zu schaffen – das bedeutet Erfolg für 
mich. Denn aus kollektiver Hoffnung kann kollektive Macht 
entstehen.« ◆ 

 
Marie Stahlhofen und Rouven Harms sind in der Amnesty-
Themenkoordinationsgruppe Klimakrise und Menschen-
rechte aktiv. Eine Zusammenfassung der Veranstaltung mit 
Alejandra Ancheita gibt es hier: 
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Im Prozess über syrische Staatsfolter hat 
das Oberlandesgericht Koblenz Anwar R. 
Mitte Januar zu lebenslanger Haft verur-
teilt. Das Gericht sprach ihn schuldig 
wegen Verbrechen gegen die Menschlich-
keit, 27-fachen Mordes, gefährlicher Kör-
perverletzung in 25 Fällen, besonders 
schwerer Vergewaltigung, sexueller Nöti-
gung, Freiheitsberaubung und Geiselnah-
me. Der mittlerweile 58-Jährige war Leiter 
der »Vernehmungen« in einem Gefäng-
nis des Allgemeinen Geheimdienstes in 

chen gegen die Menschlichkeit zu vier 
Jahren und sechs Monaten Haft verurteilt 
worden. »Das Urteil ist ein historisches 
Signal im weltweiten Kampf gegen die 
Straflosigkeit«, sagte Markus N. Beeko, 
Generalsekretär von Amnesty Internatio-
nal in Deutschland, und erinnerte daran, 
dass systematische Menschenrechtsver-
letzungen noch immer brutale Realität in 
Syrien seien.  
(»Er kämpft gegen Syriens Höllenmaschinerie«, 
Amnesty Journal 04/20)

der syrischen Hauptstadt Damaskus. Das 
Gericht sah es als erwiesen an, dass er für 
die Folter von mindestens 4.000 Men-
schen verantwortlich war. Anwar R. be-
zeichnete sich als unschuldig. Er war im 
Jahr 2012 aus Syrien geflohen und mit 
 seiner Familie 2014 nach Deutschland 
 gekommen.  

Der Prozess gegen ihn und seinen 
Mitangeklagten Eyad A. hatte im April 
2020 begonnen. Eyad A. war bereits im 
Februar 2021 wegen Beihilfe zu Verbre-
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DRANBLEIBEN

Gegen den Putsch: Demonstranten in Yangon, Juli 2021.  Foto: San Chaung / Sacca / Redux / laif

ANWAR R. ZU LEBENSLANGER HAFT VERURTEILT

Ein Jahr nach dem Militärputsch in Myanmar 
am 1. Februar 2021 hat Amnesty International 
an die internationale Gemeinschaft appel-
liert, mit Sanktionen und einem Waffenem-
bargo tätig zu werden, damit sich die anhal-
tenden schweren Menschenrechtsverletzun-
gen nicht fortsetzen. Seit dem Putsch wurden 
mehr als 1.400 Menschen getötet und mehr 
als 11.000 festgenommen, von denen sich 
 Anfang Februar 2022 noch mehr als 8.000 in 
Haft befanden. Die prekäre Ernährungslage 
führt außerdem dazu, dass Millionen Men-
schen Hunger leiden. Theresa Bergmann, 
Asien-Expertin von Amnesty International in 
Deutschland, sagte: »Die Bundesregierung 
muss für humanitäre Unterstützung sorgen 
und sich auf internationaler Ebene für ein 
globales Waffenembargo einsetzen. Dies muss 
der UN-Sicherheitsrat umgehend verhängen, 
genauso wie gezielte Sanktionen gegen die 
Militärführung.«  
(»Niemand fühlt sich mehr sicher«,  
Amnesty Journal 06/21)

MYANMAR LEIDET UNTER MILITÄRDIKTATUR

Nie zuvor befanden sich so viele Journa-
list_innen in Haft wie im Jahr 2021. Das 
Komitee zum Schutz von Journalisten 
(CPJ) teilte Mitte Dezember mit, dass 293 
Medienschaffende wegen ihrer Arbeit in-
haftiert waren. Im Jahr 2020 hatte die Or-
ganisation noch 280 inhaftierte Journa-
list_innen gezählt. Angeführt wurde die 
Liste von China mit 50 inhaftierten Me-
dienschaffenden, gefolgt von Myanmar 

getötet, sechs weitere Tötungsdelikte 
 wurden noch untersucht. Das Jahr 2022 
begann mit weiteren Morden: Allein im 
Januar wurden in Mexiko vier Medien-
schaffende getötet.  
(»Nein zum Schweigen sagen«,  
Amnesty Journal 03/21)

mit 26, Ägypten mit 25, Vietnam mit 23 
und Belarus mit 19.  

Das CPJ betrachtet die Inhaftierung 
von Journalist_innen aufgrund ihrer Ar-
beit als »Kennzeichen eines autoritären 
Regimes«. Mindestens 24 Medienschaf-
fende wurden 2021 getötet. Das gefähr-
lichste Land »der westlichen Hemisphäre 
für Journalist_innen« war weiterhin Me-
xiko. Dort wurden drei Journalist_innen 

293 JOURNALIST_INNEN IN HAFT



KULTUR 
AFGHANISCHE MUSIK

»Musik ist  
unser Recht« 
 
Mädchen und Jungen in gemeinsamen Klassen, zwölf angesehene Ensembles,  
Dirigentinnen am Pult: Das Afghanistan National Institute of Music schlug auch  
gesellschaftlich einen neuen Takt an. Seit der Rückkehr der Taliban ist das Institut  
in Kabul verwaist. Musik ist jetzt verboten. Von Cornelia Wegerhoff
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Hier spielte die Musik. 
Schülerinnen verlassen das  

Afghanistan National Institute  
of Music in Kabul, Mai 2021.  

Foto: Marcus Yam / Los Angeles Times / Polaris / laif



D
er Anblick ist verstörend: 
Ein knisterndes Feuer, 
umringt von einer 
schweigenden Men-
schenmenge, in Schach 
gehalten von Bewaffne-

ten. Ihr Anführer lacht, als hölzerne 
Gegenstände in den Flammen ineinander 
fallen. Es waren Musikinstrumente.  

Das Twitter-Video soll Taliban-Kämp-
fer in der Paktia-Provinz im Südosten Af-
ghanistans zeigen. Mitte Januar sorgten 
die Bilder in den Online-Netzwerken für 
Aufsehen. Wann genau sie aufgenommen 
wurden, ist unbekannt, aber in den Ber-
gen im Hintergrund liegt Schnee. Auf den 
Gesichtern der Musiker, die bei der Ver-
brennung ihrer Instrumente zusehen 
müssen, liegen Verzweiflung und Angst. 
Ihre Kleidung ist zerrissen. Allem An-
schein nach wurde ihnen zur Strafe ein 
Teil der Haare abgeschnitten. Ihre Bewa-
cher verhöhnen sie.  

»Dieses Video dokumentiert die bar-
barische Haltung gegenüber Musikern 
und Musik in Afghanistan«, sagt Ahmad 
Sarmast. Er ist der Direktor und Gründer 
von ANIM, dem Afghanistan National In-
stitute of Music in Kabul, der ersten und 
einzigen Musikschule im Land. Seinen 
Schützlingen dort konnte er ein ähnliches 
Drama ersparen. Seit der erneuten Macht -
ergreifung der Taliban Mitte August 2021 
ist das ANIM geschlossen.  

Durch alle historischen Epochen Afgha -
nistans hinweg, auch unter muslimischen 
Herrschern, habe Musik eine wichtige 
 soziale und kulturelle Rolle gespielt. 
 Niemand habe es je geschafft, die afgha-
nische Musik verstummen zu lassen. 
 Niemand könne einer Mutter verbieten, 
ihrem Baby ein Wiegenlied zu singen. 
»Musik ist ein Menschenrecht«, stellt der 
60-Jährige klar.  

Mit der Gründung von ANIM im Jahr 
2010 wollte Sarmast zum Heilungsprozess 
der vom Krieg und der ersten Taliban-
Herrschaft traumatisierten Afghan_in -
nen beitragen. Der Gründung gingen 
 jahrelange Verhandlungen voraus, bis er 
sich mit dem afghanischen Erziehungs-
ministerium darauf einigte, nicht nur 
musikalische Talente zu fördern, sondern 
auch den Nachwuchs unterprivilegierter 
Schichten und Waisenkinder koedukativ 
an Musik heranzuführen. 

Eine der Schülerinnen ist Marzia. Ihr 
früher Wunsch, ein Instrument zu erler-
nen, habe zuerst ihre komplette Familie 
gegen sie aufgebracht, erzählt die 16-Jäh-
rige. Für Muslime sei es »unanständig«, 
zu musizieren, bekam auch sie zu hören. 
»Meine ältere Schwester hat mir gedroht: 
Du wirst nicht mehr Teil unserer Familie 
sein, wenn du das tust.« Marzia wuchs in 

Vorher sangen hier Jungen und Mäd-
chen gemeinsam im Chor. Ihre ersten, 
noch unsicheren Versuche, ein Instru-
ment zu erlernen, hallten genauso durch 
die Flure wie die professionellen Proben 
der Solokünstler_innen oder des afghani-
schen Kammerorchesters. Die insgesamt 
zwölf verschiedenen Ensembles am Insti-
tut spielten sowohl westliche Klassik als 
auch die vielfältige afghanische Musik. 
Auf Auslandstourneen trugen sie dieses 
Erbe um die Welt. Vor allem Zohra, das 
 erste Mädchen- und Frauenorchester Af-
ghanistans, fand große Beachtung, galt 
als Symbol für den beginnenden Wandel 
am Hindukusch.  

Die Taliban haben nach ihrer Rück-
kehr an die Macht Musik nun erneut ver-
boten. Schon der Besitz von Instrumenten 
ist strafbar. Medienberichten zufolge ha-
ben sie sogar einen Musiker ermordet, 
den afghanischen Folk-Sänger Fawad An-
darabi. »Unislamisch« sei Musik, sagen 
die militanten Islamisten. »Falsch«, sagt 
der promovierte Musikethnologe Sar-
mast. Musik sei im Islam nicht verboten. 
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»Als die Taliban kamen, 
hieß es am Institut: Bringt 

euch in Sicherheit.« 
Marzia , Musikschülerin

 
Harmonie in Arbeit. 

Cellistin des afghanischen Frauen- und  
Mädchenorchesters Zohra in Kabul, Mai 2021.  

Foto: Marcus Yam / Los Angeles Times / Polaris / laif



einem afghanischen Dorf auf. Erst als sie 
im Alter von neun Jahren in der Haupt-
stadt Kabul zur Schule ging und dort in 
einem Wohnheim lebte, durfte das Mäd-
chen eine der Musikschulklassen von 
ANIM besuchen. Sie lernte erst Flöte, 
dann Violine und immer mehr auch den 
Glauben an sich selbst. Denn Marzia hat 
einen noch größeren Traum: Sie hat sich 
Negin Khpalwak, die Dirigentin des Frau-
enorchesters Zohra, zum Vorbild genom-
men und möchte ebenfalls lernen, ein Or-
chester zu leiten. Zuerst habe sie gezögert, 
Sarmast zu fragen, gibt Marzia zu. »Aber 
er war völlig begeistert und sagte: ›Wow, 
klar kannst du dirigieren lernen.‹«  

In junge Menschen und ihre Talente 
zu vertrauen, vor allem Mädchen zu för-
dern, sei für ihn und die ANIM-Dozent_in -
nen die pädagogische Basis ihrer Arbeit, 
sagt der Direktor des Instituts. Er selbst 
trat schon als Teenager bei Radio Afgha-
nistan auf, als Trompeter. Sein Vater war 
der Komponist und Dirigent Ustad Salim 
Sarmast, der am staatlichen Rundfunk-
sender in Kabul das erste afghanische En-
semble mit klassischen westlichen Instru-
menten gründete. Ahmad Sarmast spielte 

unterdessen Jazz. Während des afghani-
schen Bürgerkrieges studierte er am Mos-
kauer Konservatorium und ging schließ-
lich nach Australien ins Exil.  

Auch während ihrer ersten Herrschaft 
zwischen 1996 und 2001 verbrannten die 
Taliban Instrumente und zerstörten mu-
sikalisches Archivmaterial. »Das afghani-
sche Musikerbe ist reich und sehr divers«, 
erklärt der Musikwissenschaftler Sarmast. 
Man unterscheide mindestens drei Kate -
gorien: Die klassische afghanische Musik 
basiere auf der Hindustani-Musik Nord-
indiens. Die zweite Kategorie sei populä-
re, urbane Musik, die vor allem in den 
Städten gesungen und gespielt werde. 
Und schließlich gebe es je nach Landes -
region traditionelle, ethnische Musik.  

Dass die Wiederbelebung dieses Erbes 
den islamistischen Taliban ein Dorn im 
Auge war, wurde bereits 2014 klar. Wäh-
rend eines ANIM-Auftritts wurde ein 
 Terroranschlag verübt, bei dem mehrere 
Menschen im Publikum getötet wurden 
und Ahmad Sarmast schwer verletzt wur-
de. Er gab dennoch nicht auf. Zuletzt hat-
te das Musikinstitut in Kabul 350 Studie-
rende und 90 Institutsmitarbeiter_innen. 

»Als die Taliban nach Kabul kamen, 
hieß es am Institut: Bringt euch in Sicher-
heit«, berichtet Marzia. Sie habe sogar 
ihre Violine zurücklassen müssen, ob-
wohl ihr das Instrument, ein Geschenk, 
wirklich alles bedeutet habe. ANIM-Direk-
tor Ahmad Sarmast war bei der Rückkehr 
der Taliban aufgrund einer medizini-
schen Behandlung außer Landes. Vom 
Ausland aus organisierte er die Evakuie-
rung.  

Bis Januar gelang es ihm, 273 Men-
schen aus Kabul ausfliegen zu lassen: 
Schüler_innen wie Marzia, Dozent_innen, 
Absolvent_innen sowie Institutsangestell-
te und einige Angehörige. Die Geflüchte-
ten haben gemeinsam in Portugal Asyl 
gefunden. Marzia hat dort eine neue 
 Violine bekommen. Sie und die anderen 
geflohenen Musiker_innen proben sogar 
schon wieder. Ahmad Sarmast will das 
 Afghan National Institute of Music im 
portugiesischen Exil neu aufbauen. »Un-
sere Musik wird nicht verstummen«, sagt 
er. Spätestens im Sommer werde es wie-
der ein Konzert geben. ◆ 

 
www.anim-music.org
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Crescendo. Ahmad Sarmast mit Zohra, dem ersten rein weiblich besetzten Orchester Afghanistans, Januar 2017.  Foto: Marin Raguz

Im portugiesischen Exil. 
Diese Musikerinnen wurden  
aus Kabul ausgeflogen.  
Foto: Armando  
Franca / AP / pa

Taliban im Afghanistan  
National Institute of Music,  
Kabul, September 2021.  
Foto: Bernat Armangue / AP / pa



Interview: Cornelia Wegerhoff  
 
Wie lässt sich musikalisches Erbe 
 bewahren? 

Zum Beispiel durch den Erhalt histori-
scher Tonaufnahmen. Das Afghanistan 
Music Research Center (AMRC) konnte 
seit 2014 in enger Zusammenarbeit mit 
den Kolleg_innen des staatlichen afgha-
nischen Rundfunks etwa 70 Prozent des 
dortigen Musikarchivs digitalisieren. 
Immerhin ist dieses Material nun vor 
 einer etwaigen Zerstörung sicher. Aber 
wir sind in großer Sorge, was die weiteren 
Bestände in Kabul angeht. Sie dokumen-
tieren auch einen wichtigen Teil der Ge-
schichte Afghanistans. Dort entwickelte 
sich in den 1940er und 1950er Jahren eine 
vielfältige urbane Musikkultur. Trotz 
westlicher Einflüsse verlor die afghani-
sche Musik nie ihre eigenständigen 
Strukturen. Auch klassische afghanische 
Musik war bis zuletzt in hohen gesell-
schaftlichen und politischen Kreisen 
gegenwärtig. 

Wie ist die Lage nach der erneuten 
Machtübernahme der Taliban? 

Plötzlich wird die Musik in Afghanistan 
kriminalisiert. Die Taliban haben Musik 
verboten. Das stellt unsere Partnerinstitu-
tionen und die Menschen, mit denen wir 
bisher zusammengearbeitet haben, vor 
große Schwierigkeiten. Besonders hoch 
ist das Risiko für Musikerinnen. Sie sind 

Stipendien. Der Deutsche Akademische 
Austauschdienst und auch die Gerda-
Henkel-Stifung haben bereits Sonderpro-
gramme aufgelegt. Das Thüringer »Insti-
tut Vielfalt« sammelt unterdessen Spen-
den für Musizierende aus Afghanistan, 
etwa um ihnen nach der Ankunft in 
Deutschland neue Instrumente zu kau-
fen. Im November konnten wir gemein-
sam ein Benefizkonzert in der Berliner 
Gedächtniskirche veranstalten. Aber so 
sehr ich mich über diese Unterstützung 
freue – für Afghanistan ist das ein un-
glaublicher Verlust, wenn die wichtigsten 
Kulturschaffenden das Land verlassen. ◆

als unterdrückte Frauen und durch ihren 
Beruf doppelt gefährdet. Die Islamisten 
versuchen, die Lage zu beschönigen: Sie 
hätten nichts gegen Musiker_innen, sie 
sollten nur aufhören, Musik zu machen. 
Das ist zynisch. Wir sprechen hier auch 
von großen Meister_innen, von hochqua-
lifizierten Persönlichkeiten. Ein Musiker 
sagte uns, wenn man ihm die Musik weg-
nehme, sei das für ihn wie sterben. Wenn 
ich Musik unterdrücke, unterdrücke ich 
Menschen.  

Welche Hilfe haben Sie von Weimar 
aus organisiert? 

Das Auswärtige Amt hat eine Evakuie-
rungsliste mit etwa 2.600 afghanischen 
Kultur- und Medienschaffenden zu-
sammengestellt, die mit deutschen Ein-
richtungen zusammengearbeitet haben. 
Von uns stammen rund 200 Namen. Es 
handelt sich dabei zum Beispiel um Musi-
ker_innen und Musikwissenschaftler_in-
nen, etwa von der Universität Kabul, mit 
deren Musikfakultät wir ein Curriculum 
erarbeitet oder Symposien und Online-
Seminare für Master-Studierende veran-
staltet haben. Auch unsere Kolleg_innen 
vom Rundfunkarchiv stehen auf der Liste. 
Bisher konnten etwa hundert Gefährdete 
aus Afghanistan in Sicherheit gebracht 
werden, ein Teil davon ist bereits in 
Deutschland.  

Für uns fängt die eigentliche Arbeit 
jetzt an, etwa durch die Vermittlung von AMNESTY JOURNAL | 02/2022 59

Professor Tiago de Oliveira 
Pinto leitet den UNESCO-

Lehrstuhl für Transkulturelle 
Musikforschung in Weimar, 

zu dem das Afghanistan Mu-
sic Research  Center (AMRC) 

gehört. Das Institut wurde 
2014 an der dortigen Hoch-
schule für Musik Franz Liszt 

gegründet, um den Reich-
tum des  afghanischen  

Musikerbes zu dokumentie-
ren und zu erforschen. 

Foto: HfM Weimar

»Wenn ich Musik 
unterdrücke, 

unterdrücke ich 
Menschen« 

 
Nach der Kriminalisierung von Musik durch die Taliban sind vor allem  

Musikerinnen in großer Gefahr, sagt der Musikethnologe und Leiter des  
UNESCO-Lehrstuhls für Transkulturelle Musikforschung, Tiago de Oliveira Pinto.



RECHTSEXTREME VERLAGE

»Faschismus ist keine Meinung  
sondern ein Verbrechen.« 
Protest gegen eine Lesung des  
AFD-Politikers Björn Höcke auf  
der Frankfurter Buchmesse 2017. 
Foto: Frank Rumpenhorst / dpa / pa

Verbal aktiv 
 
Nach den Auseinandersetzungen um Verlage auf den deutschen Buchmessen,  
die ein rechtspopulistisches bis rechtsextremes Publikum bedienen,  
stellt sich mit Blick auf die nächste Messe die Frage: Wie umgehen  
mit antidemokratischen Positionen? Von Ulrich Gutmair
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eipziger Buchmesse, März 2018. 
Eine Journalistenkollegin be-
sucht den Stand des Verlags An-
taios und will sich über das Pro-
gramm informieren. Doch die 

Jungmänner am Messestand des sich in-
tellektuell gebenden Verlags, der in Fach-
kreisen als »Hausverlag« der neurechten 
Denkfabrik Institut für Staatspolitik gilt, 
sprechen nicht mit ihr. Sie kann nur mut-
maßen, warum: Ist den Herren ihre Haut-
farbe zu dunkel? Anderen Besucher_in-
nen des Stands jedenfalls wird bereitwil-
lig Auskunft gegeben.  

Abends wird die Abneigung gegen 
Menschen wie sie durch einen Messebe-
sucher noch deutlicher ausgedrückt: Der 
Mann spuckt ihr enthemmt vor die Füße.  

Da herrscht in der rechten Ecke in 
Messehalle 3, wo sich auch der Stand des 
inzwischen vom Verfassungsschutz als 
»gesichert rechtsextremistisch« einge-
stuften Magazins Compact befindet, gera-
de dichtes Gedränge. Grund des Aufruhrs 
ist eine Diskussionsveranstaltung einer 
anderen rechten Zeitschrift, der Sezes-
sion, zum Thema »Hegung und Enthem-
mung«. Sie hat ein entsprechendes Publi-
kum angelockt, unter anderem eine 
Gruppe blonder junger Frauen von der 
Identitären Bewegung, aber auch die Leip-
ziger Antifa und andere Protestierende 
auf den Plan gerufen.  

Die Identitären haben sich unter ei-
nem Banner gegen »Politische Korrekt-
heit« und »Kulturmarxismus« versam-
melt. Polizist_innen sind anwesend, um 
Rangeleien unter Kontrolle zu bekom-
men. Ordner verwehren Journalist_innen 
den Zugang zur Diskussionsveranstal-
tung. Trotz einiger sichtlich leerer Plätze 
hat die Polizei die Veranstaltung für über-
füllt erklärt. 

Frankfurter Buchmesse, Oktober 2021. 
Der kleine Stand des Jungeuropa-Verlags 
befindet sich direkt neben dem »Blauen 
Sofa«, auf dem der öffentlich-rechtliche 
Rundfunk Autor_innen empfängt. Diese 
unmittelbare Nähe bringt eine Autorin 
dazu, ihre Teilnahme an der Buchmesse 
abzusagen, weitere folgen. Warum diese 
prominente Platzierung eines rechten 
Verlags neben einer der zentralen Büh-
nen der Messe? Das ZDF hatte sich wegen 
der Pandemie erst sehr spät entschieden, 
das »Blaue Sofa« auch in diesem Messe-
jahr stattfinden zu lassen. Und der einzig 
freie Platz dieser Größe, der dann noch 
übrig war, war eben jener neben dem des 
Jungeuropa-Verlags, der so vom Rand ins 
Zentrum der Aufmerksamkeit rückte. 

Die Buchmessen in Leipzig und Frank-
furt haben ein Problem mit Verlagen, de-
ren Programme sich an ein rechtspopulis-

In der Diskussion um den Jungeuro-
pa-Verlag auf der Frankfurter Buchmesse 
wurde daher die Idee vorgebracht, die 
Messe müsse ihre Geschäftsbedingungen 
ändern, um rechte Verlage ausschließen 
zu können. Denn: »Wer sich verpflichtet, 
keine inhaltliche Zensur auszuüben, 
muss sich daran halten«, argumentierte 
der Journalist Christian Rath in der taz.  

Damit aber würde die Buchmesse den 
Kern ihres Selbstverständnisses infrage 
stellen, für Meinungsfreiheit einzuste-
hen. Auch würden sich praktische Proble-
me stellen. Denn die Buchmessen müs-
sten dann ein Zensurgremium schaffen, 
das Zehntausende Bücher und Tausende 
Verlage, von denen viele aus nichtdemo-
kratischen Ländern kommen, überprüft. 
Die Idee eines freien Marktplatzes von 
Büchern und Ideen existierte nicht mehr.  

Den Buchmessen steht jedoch ein wei-
teres Instrument zur Verfügung: Das 
Hausrecht. Wer andere bedroht oder gar 
angreift, kann von der weiteren Teilnah-
me der Messe ausgeschlossen  – und im 
Übrigen von der auf der Messe anwesen-
den Polizei sanktioniert werden. 

Immer wieder ist aber Kritik an den 
Messen formuliert worden, unter ande-
rem von der Initiative »Verlage gegen 
Rechts«, sie würden zu wenig gegen Leute 
vorgehen, die sich nicht an die demokra-
tischen Regeln des Miteinanders halten 
oder gar Gesetze brechen würden. 

Die Buchmessen sehen sich letztlich 
demselben Problem gegenüber wie die 
gesamte Gesellschaft: Es gilt, sich mit 
antidemokratischen Positionen ausein-
anderzusetzen, die im Rahmen des nicht 
dezidiert Verbotenen formuliert werden, 
und dabei wachsam zu bleiben, wann die-
se Grenzen überschritten werden. Zivilge-
sellschaftliches Engagement ist gefragt.  

Wie gut eine satirische Auseinander-
setzung mit rechten Verlagen und den In-
halten ihrer Bücher funktionieren kann, 
führte der Politiker und Journalist Martin 
Sonneborn 2018 auf der Buchmesse in 
Frankfurt vor. Dort sollte Björn Höcke von 
der AfD aus seinem Buch lesen. Sonne-
born reiste zu dieser Lesung als Hitler-At-
tentäter Stauffenberg mit Augenklappe in 
Wehrmachtsuniform an. Beobachter_in-
nen werteten Sonneborns Auftritt als me-
dialen Erfolg: Denn die Nachrichtensen-
dungen hätten nicht Höcke oder die vie-
len Polizisten, sondern Sonneborn ge-
zeigt. Entsprechend lauteten die Schlag-
zeilen nicht »Höcke liest bei Buchmesse«, 
sondern vielmehr »Sonneborn als Stauf-
fenberg verkleidet bei Höcke-Lesung«. ◆

tisches bis rechtsextremes Publikum 
richten und die sich selbst strategisch als 
Akteure »im vorpolitischen Raum« ver-
stehen, in dem es die Hegemonie über 
das Denken und Sprechen zu erobern gel-
te. Denn zum einen verstehen sich die 
Messen als Orte, an denen das Ideal der 
Meinungsfreiheit herrschen soll. Zum 
 anderen sind sie Marktplätze, für die be-
stimmte Regeln gelten.  

Nach den Ereignissen rund um die 
Diskussionsveranstaltung der Sezession 
in Leipzig erklärte die Leipziger Messe, sie 
gebe »bewusst Raum für friedliche Mei-
nungsäußerung«. Ähnlich argumentierte 
die Frankfurter Buchmesse im Jahr 2021: 
Weil sich die Buchmesse weltweit für Pu-
blikationsfreiheit einsetze, stehe für sie 
fest, »dass Verlage, die sich im Rahmen 
der Rechtsordnung bewegen, auf der 
Buchmesse ausstellen können, auch 
wenn wir ihre Ansichten nicht teilen«. 

Verlage werden, wie in den Diskussio-
nen seither oft falsch kolportiert wurde, 
nicht von der jeweiligen Messe »eingela-
den«, sondern sie mieten sich einen Mes-
sestand. Eine Buchmesse ist in erster 
 Linie ein Marktplatz, auf dem Lizenzen 
gehandelt und neue Bücher präsentiert 
werden. Als marktbeherrschendes Unter-
nehmen müsse die Buchmesse alle Verla-
ge gleich behandeln, hieß es seitens der 
Frankfurter Buchmesse. Sie dürfe einzel-
ne Aussteller_innen nicht ohne sachlich 
gerechtfertigten Grund ausschließen, er-
klärte Messedirektor Jürgen Boos, sonst 
könnten sich betroffene Verlage einkla-
gen. Die Frankfurter Buchmesse verweist 
damit auf das Kartellrecht. Als größte 
Ausstellung der Branche weltweit sei sie 
marktbeherrschend.  

Eine Zensur findet nicht statt 
In den Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen der Frankfurter Buchmesse heißt es: 
»Der Veranstalter führt keinerlei Zensur 
durch.« Dennoch ist die Meinungsfreiheit 
auch auf der Messe nicht grenzenlos. Un-
zulässig ist laut den Geschäftsbedingun-
gen »die Ausstellung solcher Werke, de-
ren Herstellung, Verbreitung oder Ein-
fuhr durch Gerichte der Bundesrepublik 
Deutschland verboten ist«.  

Ähnlich positioniert sich die Leipziger 
Buchmesse, die in diesem Jahr pandemie-
bedingt ausfällt: »Als Unternehmen in 
 öffentlicher Trägerschaft sind wir an das 
Grundgesetz gebunden. Sollte sich ein 
Verlag auf der Buchmesse anmelden, der 
gegen unsere Grundrechte verstößt, nut-
zen wir alle Möglichkeiten, diesen auszu-
schließen. Allen anderen Verlagen müs-
sen wir den Zugang zur Leipziger Buch-
messe ermöglichen.« AMNESTY JOURNAL | 02/2022 61
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in halbdunkler Raum, in dessen 
Mitte ein blauer Sessel steht. 
Während eine Frauenstimme 
von ihrem Vater erzählt, offen-
bart sich im Stoff der Lehne ein 

Einschussloch. Die junge Frau, die als 
Christine vorgestellt wird, beschreibt den 
Mann, der immer in diesem Sessel saß – 
bis er durch eine Kugel getötet wurde. Der 
Sessel des Vaters und die Erinnerung der 
Tochter wurden einige Zeit später Teil der 
Ausstellungsreihe Art Fair in Manila. Sie 
wurden zu Kunst. Und die Menschen in 
der philippinischen Hauptstadt sprachen 
über sie. 

Knapp vier Jahre sind seit der vieldis-
kutierten Installation von 2018 vergan-
gen, doch der Künstler Carlo Gabuco ist 
sich sicher: Sie würde auch heute noch 
für viel Wirbel sorgen. »Wir hatten den 
Personen, die die Ausstellung besuchten, 
vorher keine Hinweise gegeben«, erinnert 
sich der Künstler aus Manila. »Sie sollten 
einfach nur den Raum betreten. Da be-
gannen dann einige zu weinen.« Weil sie 
geahnt hätten, dass es sich nicht um Fik-
tion handelte. Die berichtende Christine 
ist eine echte Person, der ausgestellte Ses-
sel gehörte wirklich ihrem Vater, er wur-
de tatsächlich erschossen. 

Die Umstände der Erschießung lassen 
sich auf den Philippinen aus dem politi-
schen Kontext erschließen: Der Mann war 
Ziel eines der Tötungskommandos, die in 
den vergangenen sechs Jahren Tausende 
Menschen exekutiert haben. Den Opfern 
werden oft Drogenmissbrauch oder ande-
re eher banale Rechtsbrüche vorgeworfen 
– was in dem südostasiatischen Land je-
doch mittlerweile einem Todesurteil 

gleichkommt. Der seit 2016 regierende 
Rodrigo Duterte hatte vor seinem Amts-
antritt nämlich genau dies versprochen: 
Er werde für Sicherheit sorgen, indem 
insbesondere Drogenabhängige erschos-
sen würden. 

Dieser zivilisatorischen Katastrophe, 
die einer demokratischen Wahl folgte, 
sind nach Regierungsangaben inzwi-
schen rund 5.000 Menschen zum Opfer 
gefallen. Verschiedene NGOs gehen je-
doch eher von 20.000 Getöteten aus. An-
fangs dienten vor allem Marginalisierte 
als Sündenböcke für Versäumnisse vorhe-
riger Regierungen, die ihre Versprechen 
eines flächendeckenden Wohlstands, der 
Bekämpfung der Korruption und eines 
Lebens in Ruhe nicht eingehalten hatten. 
Mittlerweile sind aber längst auch Me-
dien- und Kunstschaffende, Forschende 
und Oppositionelle ins Fadenkreuz der 
Duterte-Regierung geraten.  

Abwertung von Menschenleben 
Installationen wie die von Carlo Gabuco, 
die wenig konkret aussprechen, aber vie-
les deutlich sagen, wären heute wohl 
noch heikler als im Jahr 2018. Das Werk 
mit dem Titel »Those Without Names« 
spielte darauf an, dass es viele Geschich-
ten gibt, die der von Christine und ihrem 
Vater ähneln – und dass das grausame 
 politische Klima auf den Philippinen da-
für sorgt, dass die Todesopfer inzwischen 
keine Namen mehr haben, sondern nur 
noch Zahlen sind. Bereits der Titel kriti-
siert deutlich, wie die Regierung unter 
Duterte Menschenleben bewertet.  

Carlo Gabuco dokumentiert die staat-
liche Brutalität nicht nur in dieser Instal-
lation. Er malt auch Bilder und fotogra-
fiert für Magazine (u. a. für das Amnesty 
Journal) – das Motiv sind immer wieder 

die Opfer. Der 40-Jährige gehört zu den 
bekannteren Künstler_innen auf den Phi -
lippinen, die sich mit den politischen Ent-
wicklungen in ihrem Land auseinander-
setzen. Der einzige ist er nicht. »Wir kön-
nen uns manchmal mehr erlauben als 
Journalisten oder Politikerinnen, weil wir 
die Dinge nicht so klar benennen müs-
sen«, sagt etwa Leni Velasco, die für das in 
der Kunstszene einflussreiche Kollektiv 
Dakila arbeitet. Sie organisiert zum Bei-
spiel Filmfestivals in Schulen, um Kinder 
auf Menschenrechtsverletzungen auf-
merksam zu machen, und Ausstellungen 
in Museen und im digitalen Raum. 

Außerdem gibt es nach wie vor die 
Tradition, in regelmäßigen Abständen die 
politische Macht zu karikieren. Jedes Jahr 
am letzten Montag im Juli, wenn der Prä-
sident seine »State of the Nation«-Rede 
hält, versammeln sich Kritiker_innen zu 
großen Demonstrationen auf den Stra-
ßen und halten eindeutige Transparente 
und Pappmascheefiguren in die Luft. Am 
21. September, dem Gedenktag für die Op-
fer der Diktatur unter Ferdinand Marcos 
von 1972 bis 1986, gibt es ähnliche Aktio-
nen. 

»Wir erstellen dafür immer Bildnisse 
von den Machthabern, die sie lächerlich 
machen«, erklärt Max Santiago, der als 
Karikaturist für philippinische Zeitungen 
arbeitet und dem sozialkritischen Künst-
lerkollektiv Ugatlahi angehört. In den ver-
gangenen Jahren erschienen Figuren von 
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KUNST AUF DEN PHILIPPINEN

»Wir müssen einen 
Balanceakt schaffen, um 
nicht angreifbar zu sein.« 

Leni Velasco

Wenig aussprechen, 
viel sagen 
 
Seit fast sechs Jahren regiert auf den Philippinen Rodrigo Duterte. Die Tötungskommandos 
 unter seiner Ägide haben die Bevölkerung größtenteils zum Verstummen gebracht.  
Aber zahlreiche Künstler_innen wollen sich nicht einschüchtern lassen. Von Felix Lill



Duterte mit Hakenkreuzen in den Augen 
oder von Ex-Diktator Marcos mit von 
Würmern zerfressenem Gesicht. »Am 
Ende des Aufmarschs werden die Papp-
maschees immer verbrannt«, erzählt Leni 
Velasco. »Das gehört zur Tradition dieser 
Kunstform.«  

Desinformation, Drohungen, Rufmord 
Auf den ersten Blick scheint es, als hätte 
sich die Kunstszene auf den Philippinen 
nicht von der Regierung einschüchtern 
lassen. Doch bei genauerem Hinsehen 
zeigt sich ein komplexeres Bild. »Die Situ-
ation ist heute noch schwieriger als zu 
Zeiten von Marcos«, stellt Leni Velasco 
fest. »Durch den Einsatz neuer Technolo-
gien reicht der Arm der Regierung viel 
weiter.« Mit Desinformation, Drohungen 
und Rufmordkampagnen beeinflusst die 
Regierung die öffentliche Debatte in ho-
hem Ausmaß. »Es gab in der Kunstszene, 
vor allem in der Popmusik, anfangs viele, 
die Duterte unterstützten. Er hatte einige 
sozialpolitische Versprechen gemacht«, 
sagt Velasco. Um einen Gesichtsverlust zu 

stellung ist auf den Philippinen beson -
ders heikel, denn die Kommunistische 
Partei und ihr bewaffneter Arm New 
 People’s Army gelten als Terrororganisa-
tionen. Und seit dem Anti-Terrorgesetz 
von 2020 müssen Menschen, die als Ter-
rorist_innen eingestuft werden, lange 
Haftstrafen befürchten. 

»Wir müssen einen Balanceakt schaf-
fen, um uns nicht allzu angreifbar zu 
 machen«, sagt Leni Velasco vom Künstler-
kollektiv Dakila. Es könnte sein, dass sich 
daran so schnell nichts ändern wird. Für 
die Nachfolge von Rodrigo Duterte, des-
sen Amtszeit im Mai 2022 endet, gilt Fer-
dinand Marcos als Favorit, der Sohn des 
Ex-Diktators. Vizepräsidentin soll Sara 
Duterte werden, die Tochter des derzeiti-
gen Präsidenten. »Wenn das passiert«, 
sagt Leni Velasco, »geht alles so weiter 
wie bisher.« Und das heißt für die Kunst-
szene: mutig bleiben – und Gefahr in 
Kauf nehmen. ◆

vermeiden, sind viele von ihnen inzwi-
schen verstummt. 

Und dann gibt es noch die, die nicht 
mehr sprechen können, weil sie zu deut-
lich waren. Am 20. August 2021 fiel die 
kommunistische Dichterin Kerima Tari-
man einem Militäreinsatz zum Opfer, der 
als Antiterror-Aktion deklariert wurde. 
Bereits ein Jahr zuvor war die Autorin und 
Schauspielerin Bambi Beltran inhaftiert 
worden, weil sie auf Facebook ihre Hei-
matstadt Cebu nach einem Corona-Aus-
bruch als Epizentrum der Pandemie be-
zeichnet hatte. Ihr wurden »Fake News« 
vorgeworfen. »Die Regierung wollte wohl 
zeigen, sie habe die Sache im Griff«, kom-
mentierte Beltran ihre Festnahme, nach-
dem man sie wieder freigelassen hatte.  

Ein häufig genutztes Mittel, um kriti-
sche Stimmen aus Kunst und Kultur zum 
Schweigen zu bringen, ist Rufmord. So 
wurden die bekannten Schauspielerinnen 
Angel Locsin und Liza Soberano als Kom-
munistinnen bezeichnet, nachdem sie 
sich für eine Frauenrechtsorganisation 
engagiert hatten. Eine derartige Unter- AMNESTY JOURNAL | 02/2022 63

Bilder einer zivilisatorischen Katastrophe. Fotoinstallationen des philippinischen Künstlers Carlo Gabuco.



N
adia Wassef zieht eine Trage-
tasche des Kairoer Buchla-
dens Diwan aus dem Schrank 
hinter sich und hält sie vor 
die Kamera ihres Compu-

ters. Ein Sammelobjekt sei diese fast 20 
Jahre alte Tasche mittlerweile. Darauf 
sind arabische und lateinische Buchsta-
ben kalligrafisch zum Logo des Buchla-
dens verschmolzen, den Wassef im Jahr 
2001 zusammen mit ihrer Schwester und 
einer Freundin gründete. Gedichtsamm-
lung bedeutet das aus dem Persischen 
stammende Wort »Diwan«, aber auch 
Sammlung, Versammlung, Treffpunkt, 
Sofa und Ort für Gäste, erklärt sie.  

Dass in diesem Wort sowohl Men-

schen und Dinge wie auch die Poesie zu-
sammenfinden, hat sich auch bei ihrem 
Unternehmen als treffend erwiesen – was 
Wassef und ihre Mitstreiterinnen damals 
bestenfalls ahnen konnten. Innerhalb 
kürzester Zeit habe sich der Buchladen zu 
einer »kulturellen Drehscheibe« entwi-
ckelt, erzählt sie. »Es gab damals keine öf-
fentlichen Räume, wo man einfach sein 
konnte. Diwan war einer.« Vor allem für 
Frauen seien der Buchladen und das an-
geschlossene Café ein Gewinn. »In Kairo 
können Männer ungestört in Cafés sitzen, 
Frauen nicht.« Es gebe keine öffentlichen 
Toiletten in der Stadt. Männer könnten 
überall hinpinkeln, Frauen nirgends. 
»Das bedeutet doch: Du bist hier als Frau 
nicht willkommen. Du kannst hier nur 
kurz sein, und dann musst du zurück in 
deine Wohnung.« Im Diwan gibt es eine 

Toilette für Frauen; das habe sich schnell 
herumgesprochen. Sie habe diese Zu-
sammenhänge selbst erst verstanden, als 
sie sie erlebte. Manchmal sind es einfache 
Dinge, die die Befreiung der Frau voran-
bringen.  

Die 1974 in Kairo geborene Wassef ist 
eine lebhafte, leidenschaftliche Frau. Sie 
hält es kaum auf dem Stuhl aus, auf dem 
sie wegen des Videogesprächs wie festge-
nagelt sitzt. Sie lebt jetzt in London. Ägyp-
ten hat sie im Jahr 2015 verlassen, den 
Buchladen an Nachfolgerinnen überge-
ben. Das Magazin Forbes zählte sie mehr-
fach zu den wichtigsten Unternehmerin-
nen des Nahen Ostens, aber Wassef legt 
keinen Wert auf Superlative. Der Buchla-
den, der sich zu einer Kette mit zeitweise 
zehn Filialen und 150 Angestellten entwi-
ckelte, sei wie eine Beziehung gewesen, 64 AMNESTY JOURNAL | 02/2022

Nadia Wassef wurde dazu erzogen,  
über den Rand hinauszudenken. 
Foto: Basso Cannarsa / Opale / laif

UNTERNEHMERIN IN ÄGYPTEN

Die Toilette  
als Befreiung  
der Frau 
 
Nadia Wassef gründete den legendären Buchladen  
»Diwan« in Kairo. Er ist vor allem für Frauen  
zu einem Ort der Begegnung geworden.  
Darüber hat sie ein Buch geschrieben,  
das hilft, Ägypten besser zu verstehen.  
Von Waltraud Schwab



bei der man am Ende weiß, entweder man 
geht, oder man geht zugrunde, sagt sie.  

Zuletzt hat sie ein Buch über Diwan 
geschrieben. »Jeden Tag blättert das 
Schicksal eine Seite um«, lautet der Titel. 
Das klingt nicht weltbewegend, täuscht 
aber, denn das Buch ist eine Reise durch 
ihr Kairo, ihr Ägypten – mit seinen Men-
schen, seiner Mentalität, seiner Politik. 
Wassef beschreibt die Geschichte und Ge-
sellschaft des Landes aus der Perspektive 
einer Buchhändlerin. Ihr Buch ist ge-
schriebene Oral History. Sie nimmt die 
einzelnen Abteilungen des Buchladens 
als Ausgangspunkte und führt von dort 
ohne Umwege in das Tohuwabohu der 
Stadt mit ihrem Lärm, ihrem Chaos, ihrer 
Kultur, ihren patriarchalen Strukturen, 
ihrer Korruption, ihren kolonialen Spu-
ren, ihrer Freundlichkeit und Lebendig-

Auch auf die patriarchale Prägung 
Ägyptens geht die Autorin ein, etwa bei 
den Büchern über Ökonomie. Sie habe 
mehr Glückwünsche zur Geburt ihrer 
Kinder bekommen als zur Eröffnung des 
Buchladens. Daran könne man die einge-
schränkte Sicht auf die Rolle der Frau er-
kennen. »Aber je beharrlicher wir Frauen 
dagegen angehen, desto mehr wird sich 
das ändern. Unsere Befreiung findet nicht 
im Schlafzimmer statt, sondern in Sit-
zungssälen und auf der Straße«, sagt sie. 

Dass sie beim Schreiben den Rahmen 
sprengt, passt zu den Diskontinuitäten in 
ihrem Leben. Ihr Vater war Muslim, ihre 
Mutter ist koptische Christin. In ihrem 
 Leben treffen Multikulturalismus und 
westliche Bildung, post- und neokoloniale 
Einflüsse, religiöse Diversität und Patriar-
chat sowie intellektuelles Bürgertum auf -
ei nan der. Sie alle seien Teil ihrer Identität. 
Sie zu bekämpfen, helfe nicht. »Du musst 
akzeptieren, dass sie dich zu dem gemacht 
haben, was du bist, und dass Trost darin 
liegen kann, wenn man für sich selbst 
steht.«  

Wassef wurde dazu erzogen, über den 
Rand hinauszudenken, und sie tut es. Als 
Literaturstudentin interessierten sie Ge-
schlechterdifferenz und Feminismus. Sie 
arbeitete für NGOs, etwa gegen Genital-
verstümmelung, und bei Müllsamm -
ler_in nen in Kairo. »Ich vermute, ich habe 
nach einem Weg gesucht, die Welt zu än-
dern. Ich wollte etwas zurückgeben, denn 
ich habe gesehen, dass ich privilegiert 
bin, und wollte zeigen, dass es auch an-
ders geht«, sagt sie. Später studierte sie 
Sozial anthropologie in London, eröffnete 
den Buchladen in Kairo. Nach eineinhalb 
Jahrzehnten wechselte sie die Seiten, 
 studierte Kreatives Schreiben und wurde 
Autorin. Und da steht sie nun. »Irgendwie 
ist es, als würde ich die Dinge immer 
rückwärts angehen«, sagt sie. ◆ 

 
Nadia Wassef: Jeden Tag blättert das Schicksal 

eine Seite um. Mein abenteuerli-
ches Leben als Buchhändlerin in 
Kairo. Aus dem Amerikanischen 
von Claudia Amor, Johanna Ott,  
Albrecht Schreiber. Goldmann, 
München 2021, 320 Seiten, 20 Euro

keit, ihrem religiösen Verhaftetsein. Dabei 
streift sie die Weltwirtschaftskrise 2008, 
die Revolution in Ägypten 2011 und den 
anschließenden Aufstieg der Muslim -
brüder. 

In der Abteilung »Essential Egypt« 
etwa, in der die wichtigsten Bücher über 
Ägypten ausliegen, beschreibt sie, wie das 
kulturelle Selbstverständnis dadurch ge-
formt wurde, dass mehr westliche Auto-
ren Grundlagenwerke über Ägypten 
schrieben als arabische Autoren  über den 
Westen. Was das bedeutet? »Dass wir da -
ran gewöhnt sind, studiert und analysiert 
zu werden. Und das ist wesentlich bei der 
Etablierung von Machtverhältnissen und 
gilt bis heute«, antwortet sie in die Kame-
ra in ihrer Londoner Wohnung. Dahinter 
stehe die Frage: »Wem gehört die Vergan-
genheit?«  

Kochbücher und Zensur 
Wie subtil kulturelle Entfremdung sein 
kann, hat Wassef selbst erlebt. Sie wurde 
auf englische Schulen in Kairo geschickt, 
die der bürgerlichen Mittelschicht als 
modern erschienen. Dies blieb nicht ohne 
Folgen: »Meine von der eigenen Mutter-
sprache isolierte Schulbildung ließ mich 
glauben, dass Ägypten und seine Men-
schen in der Literatur der Weißen keinen 
Platz hätten, weil uns die Literatur nicht 
gehörte«, schreibt sie in ihrem Buch.  

Das habe ihren Blick geschärft. Auch 
dafür, dass ein Großteil des kulturellen 
Erbes Ägyptens in den Museen der west-
lichen Welt steht. Die Büste der Nofretete 
im Neuen Museum in Berlin ist nur ein 
prominentes Beispiel. »Die größte Samm-
lung klassischer ägyptischer Kunst befin-
det sich im British Museum in London. 
Das untermauert doch, dass der Westen 
mehr über den Osten forscht als umge-
kehrt.« Neulich habe sie mit ihren Kin-
dern ein neues Museum in London be-
sucht, das früher das Haus eines berühm-
ten Architekten gewesen sei. Dort sei sie 
auf jede Menge ägyptische Skulpturen 
und Artefakte gestoßen. »Und ich fragte 
mich: Wann wird Sammeln Stehlen? Und 
wann Stehlen Sammeln?«  

In jedem neuen Kapitel ihres Buchs 
stellt Wassef neue Fragen, gibt neue Ant-
worten. Die Abteilung Kochbuch nutzt 
sie, um zu zeigen, wie Zensur funktio-
niert. Die Selbsthilfeliteratur ist für sie 
ein Anlass, um über das vorislamische 
Ägypten zu schreiben. Und bei den Klassi-
kern zeigt sie anhand der verschiedenen 
Drucklegungen von »Tausendundeiner 
Nacht«, wie sich die Durchdringung der 
Gesellschaft durch den konservativen 
 Islam nachverfolgen lässt. Jedes Kapitel 
hilft, dem Land näher zu kommen. AMNESTY JOURNAL | 02/2022 65

»Ich wollte etwas 
zurückgeben, da ich sah, 

ich bin privilegiert.« 
Nadia Wassef



Interview: Tanja Dückers 
 
Wie kamen Sie darauf, die Köche von 
Diktatoren zu interviewen?  

Bevor ich Journalist wurde, war ich Koch 
in Kopenhagen. Ich liebte es, in der Küche 
zu sein. Dann zog ich zurück nach Polen 
und fing bei einer großen Zeitung an. 
Aber ich hatte immer die Köche in Erin-
nerung, wie sie ihre Geschichten erzäh-
len. Ich habe viele Bücher geschrieben, 
aber immer nach einer guten Geschichte 
aus der Küche gesucht, die sich mit mei-
nen anderen Interessengebieten – Ge-
schichte, Politik und Soziales –verbindet.  

Warum genau diese Köche?  
Ich wollte mich auf Menschen konzentrie-
ren, denen ich begegnen kann – es gibt 
also keinen Chefkoch von Hitler oder Sta-
lin – und die mir eine Art kulinarischen 
Workshop bieten können. Es sollte ein 
 kulinarisches Porträt des 20. und 21. Jahr-
hunderts aus verschiedenen Kontinenten 
werden und zugleich ein Porträt der Ty-
rannei. Gefunden habe ich zwölf Köche. 
Irgendwann musste ich mir sagen: Du 
hast genug. Sie sind keine Apostel. Du 
brauchst nicht zwölf von ihnen. Mein Ziel 
war ein Panorama und ein Blick auf die 
Anatomie der Tyrannei. Die Gegenwart ist 
nämlich leider eine gute Zeit für Diktato-
ren: diese Zeit, in der wir uns nicht sicher 
sind, was als Nächstes passiert, ob Klima-

wandel, Coronavirus oder der allgemeine 
Mangel an Sicherheit. Dieses Buch ist also 
eine Art Warnung.  

War es schwierig, zu den Köchen zu 
reisen? 

Das schwierigste Land war der Irak, weil 
es so kompliziert war, ein Visum zu be-
kommen. Ich musste einen kleinen Trick 
anwenden. Damals besuchte der irakische 
Premierminister gerade Warschau. Also 
bewarb ich mich um ein Interview mit 
ihm. Er sprach viel über die Förderung 
von Investitionen. Ich dachte: Das ist 
großartig, jemand sollte in den Irak rei-
sen und darüber schreiben. Die Gegen-
leistung für mein irakisches Visum war 
also, dass ich ein paar Tage lang verschie-
dene irakische Firmen besuchen und ei-
nen Artikel schreiben musste über die 
Möglichkeiten, im Irak Geschäfte zu ma-
chen. Danach hatte ich Zeit: Ich habe zwei 
Wochen mit dem letzten Koch von Sad-
dam Hussein verbracht.  

Haben die Köche der Diktatoren auch 
für Sie gekocht? 

Ja, das war auch mein Plan. Die Küche ist 
der natürliche Lebensraum eines Kochs: 
In der Küche ist ein Koch wie ein Wal im 
Ozean. Zu allem, was er anfasst, gibt es 
eine Geschichte zu erzählen. Wenn er also 
den Salzstreuer berührt, gibt es eine Ge-
schichte über Idi Amin, dessen Lieblings-
essen immer versalzen sein musste. Der 
Koch berührt den Pfeffer, und Sie hören 
eine andere Geschichte. Wenn er Fleisch 
anfasst, redet er darüber, woher das 

Fleisch für die Präsidentenpaläste kam. 
Zudem sollte dieses Buch auch ein kulina-
rischer Workshop sein; ich bin ja selbst an 
der Materie interessiert. Ich bin wahr-
scheinlich der einzige Mensch auf der 
Welt, der die Gelegenheit hatte, mit den 
Chefköchen von fünf verschie denen Dik-
tatoren einen kulinarischen Workshop 
abzuhalten. 

Was hat Sie an den kulinarischen Vor-
lieben der Diktatoren überrascht?  

Ich war überrascht, wie einfach ihr Essen 
war. Wenn Sie heute in ein Mittelklasse-
restaurant gehen, werden Sie wahrschein-
lich viel besser essen. Die meisten Men-
schen lieben das Essen, das sie als Kind 
gegessen haben. Früher oder später ver-
misst man die Gerichte seiner Mutter. 
Und die Diktatoren waren keine reichen 
Jungs. Sie stammten nicht aus noblen Fa-
milien. Die Ausnahme war Fidel Castro, 
dessen Vater Großgrundbesitzer war. Die 
Diktatoren mochten also keine ausgefal-
lene Küche. Mein nächstes Buch wird 
Russland aus der Küchenperspektive be-
trachten: Auch Leonid Breschnew stamm-
te aus ärmlichen Verhältnissen. Im Kreml 
bekam er ständig Kaviar und andere Lu-
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KOCHEN FÜR DIKTATOREN

»Idi Amins 
Lieblingsessen musste 

immer versalzen sein.« 
Witold Szabłowski

»Dieses  
Buch ist eine  
Warnung« 
 
Pol Pot, Idi Amin, Saddam Hussein, Enver Hoxha und  
Fidel Castro: In seinem Buch »Wie man einen Diktator  
satt bekommt« zeigt Witold Szabłowski, wie viel Essen  
über die Politik oder das Regime in einem Land aussagt.



xusspeisen serviert. Nach den Empfängen 
und Partys hat er in seiner Privatwohnung 
im Pyjama nach seinem Koch gerufen, 
damit der ihm Bratkartoffeln macht.  

Hat sich Ihr Blick auf einen der 
 Diktatoren durch Ihre Recherchen 
verändert?  

Ich empfinde nach den Gesprächen mit 
seinem Koch durchaus viel Sympathie für 
Castro. Das heißt nicht, dass ich alle seine 
Ansichten teile. Aber ich denke, dass er 
die Welt schon zum Besseren verändern 
wollte. Manchmal tat er dies auf verrück-
te oder merkwürdige Weise, aber im All-
gemeinen mit guten Absichten. 

Sagen die Essgewohnheiten der Dikta-
toren etwas über ihr Regime aus?  

Auf jeden Fall. Diktatoren lügen eigent-
lich alle anderen an: ihre Bürgerinnen 
und Bürger, ihre Generäle, ihre Berater, 
ihre Minister. Sie betrügen ihre Ehefrau-
en und so weiter. Aber es gibt zwei Men-
schen, die sie nicht anlügen können: ih-
ren Arzt – denn er sieht zum Beispiel ihre 
Bluttests – und ihren Koch. Pol Pot hat das 
Nationalgericht seines Landes abgelehnt 
und sich stattdessen thailändische Ge-
richte gewünscht: Pol Pot – ein Heuchler, 
der die nationale Revolution blutrünstig 
durchführte, der die Leute zwang, stolze 
Khmer zu sein, und der nicht einmal das 
Essen seines eigenen Landes mochte. 
Oder Saddam Hussein: Er hatte die Vor-
stellung, dass ein Präsident wie ein Vater 
für seine Kinder kochen sollte. Wenn er 
also im Krieg gegen den Iran an die Front 

Ein falscher Schritt, und du könntest tot 
sein. Der Chefkoch von Enver Hoxha in 
Albanien übernahm den Posten, nach-
dem sein Vorgänger ermordet worden 
war. Der war beschuldigt worden, Hoxha 
vergiften zu wollen; er wurde ohne Ver-
handlung, einfach so, aus der Küche zum 
Erschießungskommando in den Wald ge-
schickt. Sein Nachfolger sagte mir: Jeden 
Tag, wenn er zur Arbeit ging, dachte er, 
dies sei vielleicht das letzte Mal, dass er 
seine Frau und Kinder sehe. Er hat eine 
posttraumatische Belastungsstörung, ist 
zugleich aber auch stolz. Er stammt aus 
einer armen Familie und hatte es als jun-
ger, talentierter Koch an die Spitze der 
Macht geschafft. ◆

fuhr, musste der Koch dort so tun, als ob 
Saddam selbst das Essen für die Soldaten 
gekocht hätte. Der Reis wurde vorab halb, 
das Huhn fertig gekocht. Das Einzige, was 
Saddam tun musste, war, den Reis gar zu 
kochen, zu würzen und zu servieren. 
Doch jedes Mal hat er es irgendwie ver-
patzt. Für mich ist das symbolisch: Da 
gibt es ein einfaches Gericht, das man 
nicht vermasseln kann. Und da gibt es ein 
gutes, fruchtbares Land, das zudem im 
Besitz von Ölquellen ist und reich sein 
könnte. Aber er hat es kaputt gemacht 
und zwar komplett. Durch die Küchentür 
sieht man ein bisschen die wahren Ge-
sichter dieser Menschen.  

Taugt die Esskultur als Kompass für 
ein Land oder eine Epoche?  

Ja. Wenn man beobachtet, was die Leute 
essen, kann man eine Menge über die so-
zialen und politischen Bedingungen und 
Veränderungen in einem Land sagen. Die 
großen Veränderungen in Polen, der Fall 
des Kommunismus und der Berliner 
Mauer begannen, wenn man so will, mit 
dem ersten Massenprotest in einer polni-
schen Fabrik – die Preise in der Kantine 
waren stark gestiegen. Oft fangen die Leu-
te an zu protestieren, wenn sie sich das 
Essen nicht mehr leisten können, das sie 
früher gegessen haben.  

Wie leben die Köche der Diktatoren 
heute mit ihrer Vergangenheit? 

Es ist eine Mischung aus Traumatisierung 
und Stolz. Für einen Diktator zu kochen, 
ist wie auf einem Minenfeld zu laufen. AMNESTY JOURNAL | 02/2022 67

Saddam Hussein isst mit Familie, 2007.  Foto:  Yuri Kozyrev / Noor / laif Fidel Castro schmeckt es auch auswärts, 1960.  Foto: Apic / Getty Images

Witold Szabłowski arbeitete 
als Koch in Kopenhagen und 

war Auslandsreporter für 
polnische Tageszeitungen 
wie die Gazeta Wyborcza. 

Foto: Kuba Celej

Wie man einen Diktator satt 
 bekommt. Aus dem Polnischen 
von Paulina Schulz-Gruner. 
 Katapult, Greifswald 2021,  
320 Seiten, 24 Euro
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A n welchem Punkt der Geschichte 
Recep Tayyip Erdoğan vom stand-
haften politischen Widerstands-

kämpfer zum skrupellosen Machtmen-
schen wird, ist im Nachhinein nicht mehr 
klar erkennbar. Fest steht, dass der türki-
sche Präsident am Anfang der Graphic 
Novel »Erdoğan« ein bemitleidenswertes 
Kind aus gewalttätigem Elternhaus ist, 
das davon träumt, Profifußballer zu wer-
den – und am Ende ein manipulativer, 
fundamentalistischer Staatsmann auf ei-
nem mit allen Mitteln erkämpften Thron. 

Erzählt wird diese Geschichte von 
dem türkischen Journalisten Can Dündar 
und dem ägyptischen Comiczeichner Mo-
hamed Anwar. Beide mussten ihre jewei-
lige Heimat aus politischen Gründen ver-
lassen und leben im Exil in Berlin. In ih-
rer Graphic Novel zeichnen sie das Leben 
des türkischen Präsidenten von seiner 
Geburt bis zu seinem politischen Aufstieg 
und Erfolg Anfang der 2000er Jahre nach. 
Das mehr als 300 Seiten starke Werk ist 
jedoch nicht nur die Biografie eines ein-
flussreichen Politikers. Es analysiert den 
Aufstieg eines Despoten und offenbart 
zugleich die Hindernisse für demokrati-

sche Systeme weltweit: Militärs können 
gewählte Regierungen entfernen, Religiö-
se mit absoluter Minderheit regieren, 
westliche Mächte aus Opportunismus die 
eine oder andere Seite unterstützen.  

Die Geschichte beginnt im Jahr 1954 
mit der Geburt Erdoğans in Istanbul. Sie 
schildert sein armes Elternhaus, seine re-
ligiöse Ausbildung und seine ersten Be-
rührungspunkte mit der Lokalpolitik als 
20-Jähriger. Das Buch zeigt ihn als einen, 
der lernen musste, zu kämpfen: gegen 
den Vater, der ihm die Chance verbaut, 
Profifußballer zu werden, gegen die eige-
ne Partei, die ihn kleinhalten will, und ge-
gen das politische Establishment, das ihn 
nach jahrelanger Unterdrückung schließ-
lich ins Gefängnis steckt und ihm ein 
 Politikverbot erteilt. 

Beinahe könnte bei den Leser_innen 
Mitleid aufkommen oder zumindest Ver-
ständnis für den autokratischen Herr-
scher, der heute eher dafür bekannt ist, 
Journalist_innen zu inhaftieren und den 
Krieg in Syrien voranzutreiben. In einem 
gezeichneten Vorwort der Graphic Novel 
spricht eine Figur den Autoren Can Dün-
dar auf eben diese Problematik an: »Diese 
Szenen stellen ihn als Opfer dar, sie we-
cken Sympathie.« Worauf Comic-Dündar 
erwidert: »Mich muss das interessieren, 

was war, nicht, welche Wirkung es haben 
wird.« 

Ihre kritische Wirkung verfehlt die 
Graphic Novel ohnehin nicht. Und sie 
zeigt nicht nur den Wandel Erdoğans zum 
Despoten, sondern beleuchtet auch den 
Aufstieg des politischen Islams in West-
asien und Nordafrika seit den 1950er Jah-
ren – ein Grund, warum der Comiczeich-
ner Mohamed Anwar der perfekte Partner 
für Dündar war. Auch er kommt aus ei-
nem Land, in dem »das Pendel zwischen 
Moschee und Kaserne« hin- und her-
schwingt, wie es im Buch heißt. »Das Di-
lemma der demokratischen, zivilgesell-
schaftlichen Bewegungen ist, dass sie 
 zwischen Islamisten und der Armee ge-
fangen sind«, sagt Anwar. Der politische 
Islam nutze demokratische Mittel aus, 
um an die Macht zu kommen. Die Auto-
kraten des Militärs hingegen profitierten 
vom Versagen der Islamisten. »Die säku-
lare Zivilgesellschaft wird es schwer ha-
ben, ihren eigenen Weg zu finden«, meint 
der Zeichner. ◆ 

 
Can Dündar, Mohamed Anwar 
(Zeichnungen): Erdoğan. Aus dem 
Türkischen von Sabine Adatepe. 
Correctiv Verlag, Essen 2021, 
320 Seiten, 25 Euro

Gefangen  
zwischen  
Moschee  
und Kaserne 
 
Die Graphic Novel »Erdoğan« zeichnet  
das Leben des türkischen Präsidenten nach.  
Sie zeigt aber auch das Dilemma von  
Gesellschaften wie der türkischen auf,  
die zwischen politischem Islam und  
Militärregime zu pendeln scheinen.  
Von Hannah El-Hitami

Eine Analyse in Bildern: 
Das Buch erklärt das System Erdoğan. 

 Abb.: Correctiv-Verlag
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Kulturelle Selbstverortung 
»Die Kunst ist wie ein Funke, der eine kre-
ative Befreiung aus Jahrhunderten der 
Unterdrückung auslöst«, heißt es im Vor-
wort dieses Sammelbandes über das rei-
che kulturelle Schaffen von Sinti und 
Roma in Europa. Von Bildender Kunst 
und Musik über Tanz und Flamenco bis 
zu Film, Theater und Literatur reicht das 
Spektrum, das zweisprachig (Deutsch/Ro-
manes) vorgestellt wird. »Mit der Schaf-
fung von Selbstbildern unterschiedlich-
ster Form greift die Kunst das wichtigste 
Mittel von Rassismus an: nämlich die ste-
reotypen Bilder, mit denen Rassist*innen 
aller Art mit einigem Geschick arbeiten«, 
schreiben die Autoren, die in das Kapitel 
Bildende Kunst einführen. Der Band 
»Widerstand durch Kunst« versammelt 
künstlerische Selbstbilder, widmet sich 
aber auch Diskriminierung und Verfol-
gung. Etwa im Kapitel über Fotografie, das 
»Bilderpolitik« heißt und sich mit antizi-
ganistischen Darstellungen befasst, oder 
im Kapitel »Voices of the victims«, das 
Quellen aus der NS-Zeit dokumentiert. 
Den Abschluss bilden Texte zur Bürger-
rechtsbewegung der Sinti und Roma.  

Die Gliederung des Buchs entspricht 
der des RomArchives, das seit drei Jahren 
im Internet verfügbar ist (www.romarchi-
ve.eu/de). »Widerstand durch Kunst« ist 
somit eine analoge Einführung und Ein-
ladung, diese eindrucksvolle digitale 
Sammlung mit ihren mehr als 5.000 Ob-
jekten, Bildern, Audios und Videos zu er-
kunden. Das Buch zu dem renommierten 
Archiv vermittelt nicht zuletzt konzeptio-
nelle Überlegungen der Kurator_innen: 
Wie lässt sich historisches Material kri-
tisch erschließen und aufbereiten? Wie 
kann man ein Archiv erstellen, das ethni-
sche, Gender- und andere Stereotype ver-
meidet? Das RomArchive sei ein wichtiger 
Schritt für das Bestreben der Sinti und 
Roma nach »intellektueller Selbstveror-
tung« und »neuen Narrativen«, heißt es 
an einer Stelle. Dies gilt auch für dieses 
vielschichtige Buch. 

 
Moritz Pankok, Isabel Raabe, 
 Romani Rose (Hg.): Widerstand 
durch Kunst. Sinti und Roma und 
ihr kulturelles Schaffen. Ch. Links, 
Berlin 2022, 336 Seiten, 30 Euro

Bittersüß 
»Das Geschäft ist hart. Es wird immer 
härter. Es sind die Kunden, die die Preise 
diktieren. Die Leute, die vor den Regalen 
in den Läden stehen, wollen billige Scho-
kolade.« Mit diesen Worten wimmelt der 
Kontrolleur des europäischen Großkon-
zerns Issa ab und lässt ihn samt den an-
deren Jugendlichen und Kindern ohne 
Zögern auf der Kakaoplantage von Mon-
sieur Youssouf zurück. Trotz Global Fair 
Trade-Zertifizierung leben die Minderjäh-
rigen dort unter widrigen Bedingungen, 
werden zu harter körperlicher Arbeit 
 gezwungen und für Fehler oder Wider-
spruch mit brutaler Gewalt bestraft. Issa, 
der junge Mann aus Mali, dem nach ei-
nem Hundebiss ein Bein amputiert wer-
den musste, ist der Einzige, der nicht auf 
die Plantage verschleppt wurde. Er ist von 
Mali nach Côte d’Ivoire gekommen, um 
seinen kleinen Bruder Yaya zu befreien 
und nach Hause zu holen. Für dieses Ziel 
nimmt Issa die Qualen des Lebens auf der 
Plantage auf sich.  

Peer Martin lässt Issa von der riskan-
ten Rettung berichten und verwebt diese 
Erzählung mit zwei weiteren Geschich-
ten: die der 18-jährigen Abiturientin Ma-
nal und der ihres Vater Peter Sonnentau. 
Während der Schriftsteller zu Hause in 
Berlin die Familiengeschichte seiner Frau 
aufschreibt, die mit Versklavung und Ver-
schleppung aus Côte d’Ivoire nach Nord-
amerika beginnt, reist die Tochter zu 
Freund_innen der Familie an die Elfen-
beinküste, um dort nach ihren Wurzeln 
zu suchen. So kreuzen sich Manals und 
 Issas Weg. Durch die wechselnden Per-
spektiven werden den Leser_innen unter-
schiedliche Lebenswelten gezeigt, wäh-
rend die Arbeit von Manals Vater die 
 historische und aktuelle Dimension von 
Sklaverei in den Blick rückt.  

»Blut und Schokolade« ist alles andere 
als leichte Kost oder gar süßes Vergnügen. 
Der spannend erzählte Jugendroman regt 
zum Nachdenken und Hinterfragen an – 
auch über das eigene Konsumverhalten 

und den Preis von Schoko -
lade.  

 
Peer Martin: Blut und Schokolade. 
Dressler, Hamburg 2021, 448 Sei-
ten, 20 Euro, ab 14 Jahren 

Bedrückendes Protokoll 
»Ich war an vielen verschiedenen – zum 
Teil sehr traurigen – Orten, aber dieses 
 Lager hier übertrifft alles«, schrieb Oleg 
Senzow Ende Juni 2018. Der ukrainische 
Filmregisseur befand sich im russischen 
Straflager Labytnangi am Polarkreis, und 
der Sommer dort erinnerte ihn an den 
Winter auf der Krim, seiner Heimat. Als 
Senzow diese Zeilen schrieb, hatte er be-
reits vier Jahre in russischer Haft hinter 
sich und befand sich seit sechs Wochen 
im Hungerstreik. Er hatte Mitte Mai 2018 
angekündigt, erst wieder Nahrung zu sich 
zu nehmen, wenn Russland alle ukraini-
schen politischen Gefangenen freilasse. 
Der Regisseur war nach der russischen 
Annexion der Krim festgenommen und 
in einem Prozess, den Amnesty als unfair 
und politisch motiviert einstufte, zu 20 
Jahren Haft wegen »Terrorismus« verur-
teilt worden.  

Parallel zu seinem Hungerstreik fing 
Senzow an, ein Tagebuch zu führen, das 
jetzt auf Deutsch erschienen ist. Lako-
nisch protokolliert er darin das Wetter, 
vor allem die Kälte, die Haftbedingungen, 
das Verhalten des Personals, die informel-
le Rangordnung der Inhaftierten. Er schil-
dert seinen körperlichen Zustand, nächt-
liche Träume, Eindrücke von Büchern, die 
er liest, und WM-Fußballspiele, die er im 
Fernsehen sieht. »Ich muss in diesem Ta-
gebuch Halt suchen wie an einem Griff«, 
schreibt er am Tag 60 seines Hunger-
streiks. Das Tagebuch ist frei von Larmo -
yanz und zeugt von großer innerer Unab-
hängigkeit. Die Lektüre ist jedoch bedrü-
ckend, auch wenn wir wissen, dass Sen-
zow überlebte: Er gab nach 145 Tagen auf. 
»Ich fühle mich sehr mies, im Mund der 
widerwärtige Geschmack des Scheiterns«, 
heißt es am Ende der Chronik. Der Hun-
gerstreik löste eine breite internationale 
Solidaritätskampagne aus. Doch sollte es 
noch fast ein Jahr dauern, bis Senzow bei 
einem russisch-ukrainischen Gefange-
nenaustauch im September 2019 endlich 
freikam.  

 
Oleg Senzow: Haft: Notizen und 
Geschichten. Aus dem Russischen 
von Claudia Dathe, Voland & 
Quist, Leipzig 2021, 431 Seiten, 
26 Euro

Bücher: Wera Reusch und Marlene Zöhrer
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D er Tod stand am Beginn der Last 
Poets. Es war am 19. Mai 1968, 
dem Geburtstag des vier Jahre zu-

vor ermordeten Malcolm X, und wenige 
Wochen nach dem tödlichen Attentat auf 
Martin Luther King Jr., als ein paar junge, 
vollkommen unbekannte Dichter und ein 
Perkussionist im heutigen Marcus Garvey-
Park in Harlem auf eine Bühne gingen, 
um der ihrer wichtigsten Persönlichkei-
ten beraubten Schwarzen Bürgerrechts -
bewegung neue Stimmen zu geben. 

Abiodun Oyewole, heute 74 Jahre alt, 
wird oft gefragt, wie das damals war, als 

er und die anderen The Last Poets grün-
deten. Er lächelt dann milde, sagt, dass 
das Gedicht, das er an diesem Abend vor-
trug, fürchterlich schlecht und sie alle 
ganz schön großspurig gewesen seien. Er 
erzählt von den Black Panthers und der 
Gewalt, die auf den US-amerikanischen 
Straßen herrschte, von Diskriminierung 
und vom Kampf gegen sie, der bis heute 
nicht beendet ist. Der bescheidene Mann, 
der er heute ist, sagt nicht, dass dieser 
Abend auch der Anfang einer stilbilden-
den Künstlergruppe bedeutete: The Last 
Poets, deren einziges verbliebenes Grün-
dungsmitglied Oyewole ist, gelten mit ih-
rer mitreißenden Fusion aus Reimen und 
Rhythmen heute als Urväter des Rap. 

Selbst im Rentenalter hat Oyewole 
noch so viel zu sagen, dass es ihm nicht 
genügt, nur mit den Last Poets aufzutre-
ten und alle paar Jahre eine neue Platte 
herauszubringen. Mit »Gratitude« veröf-
fentlichte er nun endlich ein Soloalbum, 
an dem er knapp ein Jahrzehnt lang ar-
beitete. Die zwölf Tracks von »Gratitude« 
erweitern den puristischen Ansatz der 
Last Poets. Während die Band in Songs 
wie »Niggers Are Scared of Revolution« 
oder »America Is A Terrorist« vor allem 
auf die spartanische Kombination aus 
wohl formulierten Worten und freneti-
schen Trommeln setzte, nutzt Oyewole 
für seine Gedichte die ganze Palette der 
Black Music: Jazz, Soul, Funk, R&B, Hip -
Hop und Reggae schmiegen sich wie ver-
liebt um die Verse, der legendäre Saxofo-
nist  Pharoah Sanders hat einen Gastauf-
tritt neben jüngeren Vokalist_innen und 
Poet_innen. 

So schlägt »Gratitute« weniger eine 
Brücke von der Vergangenheit in die 
Gegenwart, sondern schreitet diesen lan-
gen Weg geduldig ab – und vollzieht so 
die Wandlung nach vom jungen, zornigen 
Last Poet, der glaubte allein mit der Kraft 
der Worte tatsächlich eine Revolution aus-
lösen zu können, zum ergrauten Dichter, 
der zwar immer noch Rassismus und Po-
lizeigewalt beklagen muss, aber vor allem 
die friedensstiftende Macht von Spiritua-
lität und Selbstbefragung feiert. »Ich 
wollte den Finger an den Abzug legen, die 
Hände um einen fremden Hals, ich wollte 
den Funken legen, der die Revolution aus-
löst«, erinnert sich Oyewole, der kurz 
nach der Gründung der Last Poets eine 
längere Haftstrafe verbüßte, weil er Robin 
Hood spielen wollte und Ku-Klux-Klan-
Mitglieder bestohlen hatte. Heute reimt 
er an einer Stelle: »Dies ist ein Gedicht, 
hör zu!« – ein Gedicht für alle Gedichte, 
die je geschrieben und mit denen die Poe-
ten einen Teil ihrer Seele entblößt und 
ihre Gefühle mit der Welt geteilt hätten. 

Auf das, was er einst mit losgetreten 
hat, auf den HipHop von heute, blickt 
 Oyewole dagegen skeptisch. »In der Welt 
des Rap gibt es viel dummes Zeug«, sagte 
er in einem Interview mit Blick auf den 
kommerziell erfolgreichen Gangsta-Rap, 
der zweifelhafte Werte transportiert. 
»Aber die Macht des Wortes ist immer 
noch groß, Worte können etwas verän-
dern.« Dieser Glaube hat Abiodun Oye -
wole bis heute am Leben gehalten, vor 

 allem von diesem 
 Glauben lebt auch 
 »Gratitude«. ◆ 

 
Abiodun Oyewole:  
»Gratitude« (Afar)

Poetisch, anschmiegsam: 
Abiodun Oyewole   

öffnet sich solo  
der Schwarzen Musik. 

Foto: Vgbnd (CC BY-SA 3.0)
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Urvater des Rap 
 
Abiodun Oyewole ist einer der Gründer der legendären Künstlergruppe 
The Last Poets. Sein Soloalbum »The Gratitude« setzt auf die Macht  
des Wortes gegen Rassismus und Polizeigewalt. Von Thomas Winkler
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Wo Frauen für  
ihre Rechte kämpfen 
Die 19-jährige Syrerin Hala hat es satt. 
Die Aussicht auf eine Ehe, die ihre Familie 
arrangiert hat, nimmt ihr die Luft zum 
 Atmen. »Ich habe 20 Jahre ohne Mann 
 gelebt und kann weitere 100 ohne leben«, 
bringt sie es auf den Punkt.  

Hala flüchtet über den Euphrat und 
schließt sich einer Frauengemeinschaft 
an. Diese hat ihre eigenen Regeln – es ist 
die kurdische Frauenarmee. Ihr Feind: 
Der sogenannte Islamische Staat (IS) im 
Besonderen und das Patriarchat im Allge-
meinen. Die Frauen haben in ihren Fami-
lien Grausamkeiten erlebt, die Ehe ist für 
sie eine Unterdrückungsinstitution.  

Hala gibt es wirklich. »The Other Side 
of The River« heißt der vielfach preisge-
krönte Dokumentarfilm, den die Regis-
seurin Antonia Kilian über sie gedreht 
hat. Kilian ging für Recherche und Dre-
harbeiten ein Jahr nach Nordostsyrien, 
ins kurdische Selbstverwaltungsgebiet 
Rojava – bekannt geworden durch seine 
Basisdemokratie nach feministischen 
Prinzipien und durch den erfolgreichen 
Kampf gegen islamistische Milizen. Kili-
ans Produktion ist ein Gemeinschaftspro-
jekt mit dem Filmkollektiv »Komina Film 
a Rojava«  – ein Werk über Frauen in ei-
nem aufgezwungenen Krieg, die für 
nichts auf der Welt Opfer sein wollen. 

Ein leichtes Leben hat sich Hala nicht 
ausgesucht: Der Familiendiktatur ist sie 
zwar erstmal entronnen, dafür hat sie 
eine strenge Kommandeurin. Aber mag 
die Ausbildung zur Freiheitskämpferin 
auch hart sein, so ist sie doch gut fürs 
Selbstbewusstsein. Denn Halas Ziel ist es, 
sich und andere Frauen vor Gewalt zu 
schützen. Dabei schießt sie durchaus 
übers Ziel hinaus, wie sich zeigen wird. 

Antonia Kilian hat einen fulminanten 
Film gedreht, der seiner Protagonistin 
viel Raum einräumt und den Blick auf 
den schwierigen Prozess der Emanzipa-
tion in einem der am meisten umkämpf-

ten Gebiete dieser Erde frei-
gibt. 

 
»The Other Side of The River«. 
D/FIN 2021. Regie: Antonia Kilian. 
Derzeit in den Kinos

Ausgelassener  
Galgenhumor 
Kann es einen gewöhnlicheren britischen 
Namen geben als James Smith – und eine 
typischere britische Band als Yard Act? 
Die eher hingespuckten als gesungenen 
Texte, in denen Smith auf dem Debütal-
bum »The Overload« dem Vereinigten 
 Königreich den Puls fühlt, stehen klar in 
der Tradition von Legenden wie The Fall 
oder Sleaford Mods: Ein mosernder, vor 
der Zeit gealterter, weil an der Welt ver-
zweifelnder Chronist des britischen 
Elends hetzt durch Alltagsbeobachtun-
gen, während die Musik ausdauernde 
Dauerschleifen des Post-Punk zieht, zu 
denen noch der rhythmusgestörteste Re-
voluzzer seinen Protest auf den Dance-
floor tragen kann. 

Wären Yard Act ein Film, dann einer 
jener mit grimmigem Humor und finste-
rer Melancholie ausgestatteten Kitchen-
Sink-Streifen, in denen die proletarischen 
Helden ihren Job bei der privatisierten Ei-
senbahn verloren haben, aber als Stripper 
einen Neuanfang wagen oder wenigstens 
die Blaskapelle der Kohlengrube retten. 
Nicht nur im Song »Dark Days« führt Ja-
mes Smith die Hörer_innen durch ein 
von Banken und neoliberaler Politik her-
untergewirtschaftetes Großbritannien, in 
dem nicht erst seit dem Brexit der Lack ab 
ist. Ein Land, in dem die Solidarität syste-
matisch geschleift und der Mensch zum 
Konsumenten degradiert wurde, dem 
Smith in »Payday« die letzte verbliebene 
Notwehr mit auf dem Weg gibt: »Take the 
money and run!« 

Man kann sich kaum ein britischeres 
Gegrummel vorstellen als das des 30-jäh-
rigen Smith. Er zieht über die Faschisten 
von National Front und andere Ewigges-
trige her, demaskiert Rassisten und Ur-
ban Gardening betreibende Hipster 
gleichermaßen wie die kranken Gedan-
ken eines Neureichen. Es sind Tiraden, in 
denen es nur mehr Not und Hoffnungs -
losigkeit gibt – und, als Rettung, einen 

ausgelassenen Galgen-
humor. Typisch britisch 
eben. 

 
Yard Act: »The Overload«  
(Island/Universal)

Das Schengen-Visum  
auf der Haut 
Der junge Syrer Sam Ali gerät wegen ei-
ner Lappalie ins Visier der Geheimpolizei 
seines zerrütteten Landes und flieht. 

Wie viele Syrer landet er in Beirut und 
leidet unter Geldnot. Als Kunstbegeister-
ter geht er zu Vernissagen und macht sich 
dort übers Buffet her. Dabei lernt er den 
international bekannten belgischen 
Künstler Jeffrey Godefroy kennen. Als 
Sam seine Geschichte erzählt, will der ihn 
sogleich zum Kunstobjekt machen. Sam 
geht einen Deal ein: Godefroy wird ihm 
das heißbegehrte Schengen-Visum, das 
Bewegungsfreiheit in der Europäischen 
Union verheißt, auf den Rücken tätowie-
ren und ihn in den Museen Europas aus-
stellen. Im Gegenzug erhält Sam einen 
Vertrag als Kunstgegenstand und wird 
prozentual an den Einnahmen beteiligt.  

Als Kunst reist es sich bedeutend ein-
facher als als Mensch, stellt Sam schnell 
fest. Allerdings stundenlang halbnackt in 
der Ausstellungshalle herumzusitzen ist 
Sams Sache nicht – er will auch etwas von 
der Welt sehen, die ihn besichtigt. 

Die tunesische Regisseurin Kaouther 
Ben Hania lässt in ihrem Spielfilm »Der 
Mann, der seine Haut verkaufte« zwei 
Welten aufeinanderstoßen, die zunächst 
unterschiedlicher nicht sein könnten: 
hier der mittellose Geflüchtete, dort der 
unfassbar finanzstarke Kunstmarkt. 
»Trotz aller Reden über Gleichheit und 
Menschenrechte sorgen die immer kom-
plexeren historischen und geopolitischen 
Zusammenhänge dafür, dass es unwei-
gerlich zwei Arten von Menschen gibt«, 
sagt Ben Hania, »die Privilegierten und 
die Verdammten«. 

Die Figur des Sam jedoch ist ein Held 
mit Hang zur Komik: Mehr als einmal 
führt er die Gestalten des Kunstkapita-
lismus wie die der Asylpolitik in die Irre. 
Zwar oft überdreht erzählt, ist der Film 
doch eine sehenswerte Reflexion über die 
heutigen Zustände. 

 
»Der Mann, der seine Haut 
 verkaufte«. Regie: Kaouther  
Ben  Hania. Darsteller: Koen  
De Bouw, Yahya Mahayni.  
Kinostart: 24. Februar 2022

FILM & MUSIK

Film: Jürgen Kiontke, Musik: Thomas Winkler
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dass sie ihre humanitäre Arbeit aufgrund 
von gesundheitlichen Problemen zunächst 
aussetzen müsse. Weder ihre Familie noch 
ihr Rechtsbeistand wissen, wie es um ihre 
Gesundheit derzeit bestellt ist und sind in 
großer Sorge. Die Ermittlungen verlaufen 
offenbar nur schleppend, und es wurde 
noch kein Prozesstermin anberaumt. 
 
Bitte schreiben Sie bis 30. April 2022 höf-
lich formulierte Briefe an den vietnamesi-
schen Premierminister und fordern Sie ihn 
auf, alle notwendigen Schritte zu unterneh-
men, um die strafrechtliche Verfolgung von 
Nguyen Thuy Hanh zu beenden und ihre so-
fortige und bedingungslose Freilassung si-
cherzustellen. Bitten Sie ihn außerdem, dass 
sie bis zu ihrer Freilassung Zugang zu einem 
Rechtsbeistand und zu ihrer Familie erhält 
und dass sie angemessen medizinisch ver-
sorgt wird. 
 
 
Schreiben Sie in gutem Vietnamesisch, Englisch 
oder auf Deutsch an: 
Premierminister Pham Minh Chinh 
Government Office 
Hoang Hoa Tham street, 01 
Hanoi city, Ba Dinh district,  
postal code 100000 
VIETNAM 
E-Mail: vpcp@chinhphu.vn 
(Anrede: Dear Prime Minister /  
Sehr geehrter Herr Premierminister) 
(Standardbrief Luftpost bis 20 g: 1,10 €) 
 
Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an: 
Botschaft der Sozialistischen Republik Vietnam 
Herr Chung Thuy Dang, Botschaftsrat (Ge-
schäftsträger a.i.) 
Elsenstraße 3, 12435 Berlin 
Fax: 030 - 53 63 02 00 
E-Mail: sqvnberlin@t-online.de  
(Standardbrief: 0,85 €)

VIETNAM  
NGUYEN THUY HANH 
 
Nguyen Thuy Hanh ist eine bekannte Men-
schenrechtsverteidigerin aus Hanoi. Sie 
wurde am 7. April 2021 festgenommen und 
wegen »Opposition gegen den Staat der So-
zialistischen Republik Vietnam« angeklagt. 

Tag für Tag werden Menschen gefoltert, wegen ihrer Ansichten, Herkunft oder  
aus rassistischen Gründen inhaftiert, ermordet, verschleppt, oder man lässt sie  
verschwinden. AMNESTY INTERNATIONAL veröffentlicht an dieser Stelle regelmäßig  
Geschichten von Betroffenen, um an das tägliche Unrecht zu erinnern. Internationale 
Appelle helfen, solche Menschenrechtsverletzungen anzuprangern und zu beenden.  
Sie können mit Ihrem persönlichen Engagement dazu beitragen, dass Folter gestoppt, 
ein Todesurteil umgewandelt oder ein Mensch aus politischer Haft entlassen wird. 
Schreiben Sie bitte, im Interesse der Betroffenen, höflich formulierte Briefe an die 
 jeweils angegebenen Behörden des Landes.

SCHREIBEN SIE  
EINEN BRIEF
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Im Falle einer Verurteilung drohen ihr bis zu 
20 Jahre Haft.  
Die gewaltlose politische Gefangene hatte 
einen Fonds für Spenden eingerichtet, um 
Angehörigen von zu Unrecht inhaftierten 
Personen Besuche in den teilweise weit ent-
fernten Haftanstalten zu ermöglichen. Die-
se Gefangenen sind oft zu langjährigen Ge-
fängnisstrafen verurteilt und haben häufig 
sehr schlechte Haftbedingungen.  
Vor ihrer Festnahme hatte Nguyen Thuy 
Hanh die Öffentlichkeit darüber informiert, 
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HONDURAS  
SECHS 
 UMWELTSCHÜTZER 
 
Arnol Javier Alemán und Jeremías Martínez 
Días, zwei der acht Umweltschützer, die 
willkürlich in Untersuchungshaft gehalten 
worden waren, wurden am 9. Februar frei-
gesprochen und sofort freigelassen – darü-
ber freuen wir uns sehr! Doch die anderen 
sechs wurden wegen unrechtmäßigen Frei-
heitsentzugs (Kidnapping), Brandstiftung 
und schwerer Brandstiftung schuldig ge-
sprochen. Eine Entscheidung über das Straf-
maß des politisch motivierten Schuld-
spruchs stand beim Verfassen dieses Textes 
noch aus.  
Die acht gewaltlosen politischen Gefange-
nen hatten sich seit 2015 für die geschützten 
Flüsse Guapinol und San Pedro de Tocoa im 
Norden von Honduras eingesetzt, die durch 
ein Bergbauprojekt der Firma Inversiones los 
Pinares gefährdet sind. Sie sind Mitglieder 
der Umweltorganisation Comité Municipal 
para la Defensa de Bienes Comunes y Públi-
cos. Die sechs verurteilten Umweltschützer 
sind bereits zweieinhalb Jahre in Haft.  

Nahún Hernández zu beenden, ihr Wohler-
gehen sicherzustellen und die sechs Um-
weltschützer umgehend und bedingungslos 
freizulassen. 
 
 
Schreiben Sie in gutem Englisch, Spanisch oder 
auf Deutsch an:  
Generalstaatsanwalt Oscar Fernando Chinchilla 
Ministerio Público República de Honduras 
Lomas de Guijarro, Edificio Lomas Plaza II 
Ave. República Dominicana  
Tegucigalpa, HONDURAS 
Twitter: @MP_Honduras 
Facebook: @MinisterioPublicoHN 
E-Mail: fiscaliageneralhnd@gmail.com oder 
walleskaz@yahoo.com  
(Anrede: Dear Attorney General / Estimado Se-
ñor Fiscal General / Sehr geehrter Herr General-
staatsanwalt)  
(Standardbrief Luftpost bis 20 g: 1,10 €) 
 
Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an:  
Botschaft der Republik Honduras 
I. E. Frau Christa Castro Varela 
Cuxhavener Straße 14, 10555 Berlin 
Fax: 030 - 39 75 97 12 
E-Mail: embajadahonduras.de@gmail.com 
(Standardbrief: 0,85 €)

Die UN-Arbeitsgruppe für willkürliche Inhaf-
tierungen forderte im Februar 2021 die so-
fortige Freilassung aller acht Männer. Die 
honduranische Präsidentin Xiomara Castro 
verurteilte am 11. Dezember 2021 die Krimi-
nalisierung von Menschenrechtsverteidi-
ger_innen und forderte ebenfalls ihre Frei-
lassung.  
 
Bitte schreiben Sie bis zum 30. April höf-
lich formulierte Briefe an den General-
staatsanwalt von Honduras und fordern sie 
ihn auf, die strafrechtliche Verfolgung von 
José Daniel Márquez, Kelvin Alejandro Ro-
mero, José Abelino Cedillo, Porfirio Sorto 
Cedillo, Ewer Alexander Cedillo und Orbin 

LIBYEN  
MANSOUR ATTI 
 
Von dem Journalisten und Blogger Mansour 
Atti fehlt seit dem 3. Juni 2021 jede Spur. Er 
wurde an jenem Tag in der Nähe seiner 
 Arbeitsstelle in der Stadt Ajdabiya im Nord-
osten Libyens von bewaffneten Männern 
verschleppt. Vor seiner Verschleppung war 
er wiederholt über seinen Aktivismus be-
fragt worden. Er hatte sich im Vorfeld der 
Präsidentschaftswahl, die ursprünglich für 
den 24. Dezember 2021 angesetzt war und 
inzwischen auf unbestimmte Zeit verscho-
ben wurde, für eine repressionsfreie Wahl 
eingesetzt.  
Seine Familie weiß nichts über sein Schicksal 
und seinen Verbleib, obwohl sie sich schrift-
lich bei den selbsternannten Libysch-Arabi-
schen Streitkräften (LAAF) erkundigt hat. 

Schreiben Sie bitte in gutem Arabisch, Englisch 
oder auf Deutsch an: 
Colonel General Abdulrazek al-Nadoori  
Acting Supreme Commander of the Libyan Arab 
Armed Forces 
Ar-Rajma, Benghazi, LIBYEN 
Am besten über Facebook erreichbar:  
@LNAspox oder @General.official.leadership 
(Anrede: Dear Colonel General /  
Sehr geehrter Herr Generaloberst) 
(Standardbrief Luftpost bis 20 g: 1,10 €) 
 
Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an: 
Libysche Botschaft 
S. E. Herrn Jamal A O Elbarag 
Podbielskiallee 42, 14195 Berlin 
Fax: 030 - 20 05 96 99 
E-Mail: info@libysche-botschaft.de  
(Standardbrief: 0,85 €)

Diese bewaffnete Gruppe kontrolliert fak-
tisch den Osten des Landes.  
Im August 2021 soll ein Kommandeur des 
302. Bataillons, eine der LAAF nahestehen-
de bewaffnete Gruppe, privat bestätigt 
 haben, dass Mansour Atti sich in ihrem 
 Gewahrsam befinde. Den genauen Auf -
enthaltsort gab er jedoch nicht preis. 
 
Bitte schreiben Sie bis 30.April 2022 höflich 
formulierte Briefe an den Kommandeur der 
Libysch-Arabischen Streitkräfte und bitten Sie 
ihn, den Aufenthaltsort von Mansour Atti 
bekannt zu geben und bewaffnete Gruppen, 
die unter dem Kommando der LAAF agieren, 
anzuweisen, ihn unverzüglich freizulassen. 
Bis zu seiner Freilassung muss Mansour Atti 
Zugang zu seiner Familie und einer ange-
messenen medizinischen Versorgung erhal-
ten und vor Folter und anderen Misshand-
lungen geschützt werden. 
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Briefentwürfe auf Englisch und  
Deutsch finden Sie  unter 
 www.amnesty.de/briefe. 
Sollten Sie eine Antwort auf Ihr 
 Appellschreiben  erhalten, schicken  
Sie sie bitte an: info@amnesty.de

AMNESTY INTERNATIONAL 
Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin 
Tel.: 030-420248-0,  
Fax: 030-420248-488 
E-Mail: info@amnesty.de,  
www.amnesty.de
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»Eine starke 
Organisation 
braucht Geld« 
 
Alles regeln und etwas Sinnvolles bewirken:  
Dagmar Scheid hat sich bewusst mit ihrem  
Testament beschäftigt. Dabei entschied sie sich,  
auch Amnesty zu begünstigen – als Zeichen  
für Solidarität und Menschenrechte. 

 
Was bedeutet es Ihnen, zu spenden? 

Wenn genug da ist, kann man auch etwas abgeben – und zwar 
an Personen und Organisationen, die etwas Sinnvolles tun. Das 
fand ich schon immer richtig.  

Sie unterstützen die Arbeit von Amnesty seit vielen Jahren.  
Warum Amnesty? 

Es erschien mir vonjeher ungerecht, wenn eine Person wegen 
ihrer Meinung oder ihres Engagements diskriminiert, schikan-
iert oder misshandelt wird. Ohne Menschenrechte und ohne 
Grundfreiheiten fehlt die Basis für das Zusammenleben. Erst 
wenn es keine Verfolgung aus politischen Gründen gibt und die 
Menschenrechte gelten, kann eine Gesellschaft funktionieren. 
Dann gibt es die Grundlage, sich etwa auch um Kultur oder – 
noch wichtiger – um Klima- und Umweltschutz zu kümmern. 
Deshalb unterstütze ich Amnesty.  

Was waren die Gründe dafür, dass Sie entschieden haben, 
Amnesty einen Teil Ihres Erbes zu geben? 

Ich habe überlegt und geprüft und mich für Amnesty entschie-
den, denn es geht mir um den Kampf für eine gerechte und fai-
re Welt, für die sich die Organisation übergreifend und grundle-
gend einsetzt. Amnesty steht für Neutralität und Verlässlichkeit, 
aber auch für persönliche Solidarität, wenn sich Menschen ge-
meinsam für andere Menschen in Not starkmachen. Und zwar 
mit Ausdauer: Wenn etwa Regime eine Angelegenheit aussitzen 
wollen, bleibt Amnesty dran und macht weiter Druck. Dazu 
braucht es eine starke, unabhängige Organisation. Und die kos-
tet Geld. 

Was hat Sie dazu veranlasst, ein Testament zu verfassen?  
Ich hatte das Bedürfnis, die Dinge zu regeln – auch weil ich To-
desfälle erlebt habe, bei denen nichts geregelt war. Dann fehlt 
jede Orientierung, alle sind konsterniert, und das Trauern wird 
nicht leichter. Ohne Kinder und Geschwister kommt für mich 
die gesetzliche Erbfolge nicht infrage, und in meinem Freundes-
kreis habe ich einzelne Personen bedacht, viele sind aber relativ 
gut versorgt. Dass mein Testament gemacht ist und auch auf et-
was Gemeinnütziges abzielt, garantiert, dass mit meinem Eigen-
tum etwas Sinnvolles geschieht. Ich finde: Solange man Einfluss 
hat, sollte man ihn auch nutzen. 

Wie sind Sie konkret vorgegangen? 
Wichtig war der Austausch mit nahestehenden Menschen. Zu-
erst habe ich mich mit ihnen vertrauensvoll besprochen und da-
nach alles aufgeschrieben: Was gibt es, wer soll was bekommen, 
und wie lässt sich alles gut splitten. Durch das Aufteilen kann 
man Freund_innen und Familie gerecht werden und dennoch 
ein bestimmtes Budget für etwas Gemeinnütziges vorsehen. Als 
ich einen Plan hatte, habe ich ihn mit meinem Steuer- und Fi-
nanzberater geprüft. Amnesty hat eine Fachanwältin an der Sei-
te, die alles gecheckt und hilfreiches Feedback gegeben hat. Das 
hat prima geklappt, und nun ist alles so geregelt, wie ich es will. 

Was sagen andere zu Ihrer Entscheidung?  
Ich war sehr zufrieden, einen Teil des Erbes an Amnesty zu ge-
ben. Also habe ich auch davon erzählt. Das fanden alle toll, aber 
zugleich gab es auch Berührungsängste, über das Thema Testa-
ment und den eigenen Tod zu reden. Die eigene Endlichkeit ist 
ein großes Tabu. Deshalb alles aufzuschieben, ist aber ungün-
stig. Dann überrascht dich plötzlich ein Unfall, oder der Krebs 
schlägt zu. Mit dem Testament muss sich ja auch keiner für im-
mer festlegen. Es lässt sich ja problemlos ändern, das habe ich 
inzwischen auch zwei Mal gemacht. Mein erstes Testament hat-
te ich mit 30 Jahren hinterlegt. ◆ 
 
Dagmar Scheid aus Bremerhaven verteidigt mit ihren 
Spenden und mit ihrem Testament die Menschenrechte.  

Mehr zur Nachlassgestaltung  
unter: amnesty.de/testament

AKTIV FÜR AMNESTY

»Alles so geregelt, 
wie ich es will.« 
Dagmar Scheid. 

Foto: privat
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KOLUMNE: EINE SACHE NOCH

ICH SEH’ DAS ANDERS! 
Von Markus N. Beeko 

»Ich seh’ das anders!« Das stand in gro-
ßen Buchstaben auf der gelben Amnesty-
Postkarte, die bei uns zu Hause lange an 
einer Pinnwand hing. Wer sie dahin ge-
pinnt hatte, weiß ich nicht mehr. Was in 
unserer Küche als Vorwarnung für den 
interfamiliären Meinungsaustausch oder 
als pauschaler Widerspruch im Genera-
tionengespräch verstanden werden durf-
te, war Teil der Amnesty-Öffentlichkeits-
arbeit zum 60. Jahrestag der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte. »Ich bin 
frei« (Artikel 1), »Ich will’s wissen« (Recht 
auf Bildung) oder »Ich hab ein Geheim-
nis« (Privatsphäre) verkündeten Aufkle-
ber, Plakate, Postkarten, Spots; »Ich fahre, 
wohin ich will« (Reisefreiheit) prangte auf 
Bussen und Taxen. 

So wie »Ich seh’ das anders« die In -
formations- und Meinungsfreiheit aus 
Artikel 19 in einem persönlichen Ausruf 
bündelte, so versuchten alle Motive, die 
oft als trocken-juristisch empfundenen 
Artikel der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte in die eigene Lebens-
wirklichkeit zu übersetzen. Die Vielfalt 
der Motive erinnerte an den Aspekt der 
Unteilbarkeit der Menschenrechte, daran, 
dass sie alle gleichermaßen der Achtung 
und des Schutzes bedürfen und keines 
dem anderen vorzuziehen sei. 

Amnesty setzt trotz der Unteilbarkeit 
Schwerpunkte. Das dient der Planung von 
Kampagnen, der Abstimmung zwischen 
einzelnen Teilen einer Sektion sowie 
innerhalb der internationalen Bewegung 

All diese Rechte werden derzeit von 
immer mehr Ländern eingeschränkt, 
 reguliert und ausgehöhlt. Sei es durch 
staatliche Vorgaben, die zivilgesellschaft-
liche Organisationen kontrollieren, sei es 
durch Mediengesetze, die freie Meinungs-
äußerungen zensieren oder eine unab-
hängige und freie Informationsbeschaf-
fung erschweren. 

Auch die Corona-Pandemie wurde in 
zahlreichen Ländern genutzt, um die 
Pressefreiheit oder Demonstrationsrech-
te nachhaltig und dauerhaft zu beschrän-
ken.  

Amnesty International fasst deshalb 
nun den eigenen Einsatz zur Stärkung 
dieser Rechte im internationalen Schwer-
punkt »Right to Protest« zusammen. 
Auch die deutsche Sektion wird sich in 
den nächsten Jahren der Aufgabe wid-
men, weltweit die freie Meinungsäuße-
rung, das Demonstrationsrecht und den 
Zugang zu unabhängigen Informations-
quellen als Grundlagen eines Einsatzes 
von Menschen für die Menschenrechte zu 
verteidigen. ◆ 

 
Markus N. Beeko ist Generalsekretär  
der deutschen Amnesty-Sektion.

und orientiert sich an Menschenrechts-
krisen, an Chancen und »Zeitfenstern«. 

Für die kommenden Jahre gehören 
das Recht auf Meinungsfreiheit und da-
mit verwandte Rechte zu unseren Schwer-
punkten. Nicht, weil wir die Meinungs-
freiheit in Deutschland besonders in 
 Gefahr sehen, wie es fälschlicherweise 
 einige aus der »Das wird man ja wohl 
noch sagen dürfen«-Fraktion behaupten. 

Meinungsfreiheit ist in Deutschland 
ein Thema, weil Menschen fürchten 
 müssen, zum Opfer extremistischer 
Hasskriminalität und Gewalt zu werden, 
nur weil sie »ihre Meinung« vertreten. 
Solche Vorfälle wie auch die Berichte von 
Reporter ohne Grenzen über Angriffe auf 
Journalist_innen fordern unsere volle 
Aufmerksamkeit. 

Wenn Amnesty International das 
Recht auf Meinungsfreiheit in Zeiten von 
Globalisierung, intersektoraler Diskrimi-
nierung, Klima- und Gesundheitskrise 
zum globalen Schwerpunkt macht, ist 
dies keine rückwärtsgewandte Fokussie-
rung auf ein eher traditionelles, politisch-
bürgerliches Menschenrecht. Es ist, im 
Gegenteil, ein wichtiger Schritt zur Vor-
wärtsverteidigung der Menschenrechte. 

Denn Meinungsfreiheit, Versamm-
lungsfreiheit, Vereinigungsfreiheit und 
das Recht auf informationelle Selbstbe-
stimmung bilden »enabling rights« – sie 
sind die Grundlage dafür, dass Menschen 
sich gegen Diskriminierung und für die 
Achtung ihrer Menschenrechte einsetzen 
und sich an der Zukunftsgestaltung betei-
ligen können. 
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Jetzt nachhaltig und fair für die Menschenrechte shoppen! 
Mit jedem Einkauf im Amnesty Shop setzt du nicht nur ein Statement für

die Menschenrechte, sondern unterstützt uns auch bei der Sicherung unserer
Unabhängigkeit im Kampf gegen Menschenrechtsverletzungen weltweit.

SHOP.AMNESTY.DE
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